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2 VORWORT

Wahrend meines Auslandssemesters in St. Petersburg bekam ich einen ersten Einblick in das
russische Rechtssystem und stellte fest, dass Parallelen zwischen dem russischen und dem
Osterreichischen bzw. dem deutschen Recht bestehen. Es wurde mir klar, wie intensiv die
Einflussnahme des deutschen Rechts auf das russische Recht ist. Ausgehend von diesem
Interesse und dem Drang, Néheres {iber die russisch-deutsche Rechtsbeziehung zu erfahren,
widmete ich die Bachelorarbeit fiir das Studium Wirtschaftsrecht am Institut fiir Zivil- und
Unternehmensrecht der Wirtschaftsuniversitit Wien dem Thema ,Russisches und
osterreichisches GmbH-Recht im Vergleich®.

Die Diplomarbeit am Institut fiir Slawistik an der philologisch-
kulturwissenschaftlichen Fakultit der Universitdt Wien bietet mir nun die Gelegenheit einer
ausfithrlichen Beschiftigung mit Hohepunkten der russischen Rechtsgeschichte und mit
ausgewdihlten Rechtstermini. Die historischen Ausfithrungen stehen in Zusammenhang mit
den untersuchten Rechtsbegriffen und sollen diese in eine nachvollziehbare Systematik
einbetten. In sprachwissenschaftlicher Hinsicht untersuche ich einerseits die Herkunft der
einzelnen Rechtstermini und ebenso ob es sich um Entlehnungen oder Lehniibersetzungen aus
anderen Sprachen handelt, andererseits verfolge ich auch die Entwicklung der Termini und
ihre Verwendung in der russischen Sprachgeschichte. Wenn meinem Anschein nach aktuelle
russische Rechtsentwicklungen von besonderem Interesse sind, werden diese ndher erldutert
und mit dem deutschen bzw. dem 0Osterreichischen Recht verglichen.

Das russische Recht kann auf eine lange Entstehungsgeschichte zuriickblicken, die
sowohl kulturelle, religidse als auch rechtliche Einfliisse umfasst. So wird ein Bogen gespannt
beginnend vom byzantinischen Rechtsverstindnis, liber den zeitweisen starken Einfluss des
Kirchenrechts der orthodoxen Kirche, iiber die rechtlichen Reformen in der Zeit der
Monarchie, liber das Sowjetrecht bis hin zum heutigen Rechtssystem. Um den gedanklichen
Inhalt eines Begriffs richtig zu verstehen, reicht meist eine bloBe Ubersetzung des
Rechtsterminus nicht aus, sondern es soll eine Analyse des Wortes in historischer,
gesellschaftspolitischer und sprachlicher Hinsicht durchgefiihrt werden.

Fiir die engagierte und umsichtige Betreuung sowie die wichtigen fachlichen Hinweise
danke ich Herrn ao. Univ.-Prof. Dr. Georg Holzer ganz herzlich. Insbesondere aufgrund der
Verfligbarkeit und der Gestaltungsfreiheit, die mir beim Schreiben der Diplomarbeit gegeben

wurde, war die Abfassung bei Herrn Holzer wirklich eine Freude. Auf diesem Wege danken



will ich auch Dr. Franz Wohlfahrt, der in mir das Interesse sowohl an den
Rechtswissenschaften als auch an den Geisteswissenschaften weckte. Fiir die Anregungen
und die konstruktive Kritik bei der Erstellung dieser Arbeit danke ich Dr. Elisabeth
Wohlfahrt. Nicht zuletzt gilt mein besonderer und tiefer Dank meinen Eltern, die mir mein
Studium ermdglichten, und zwar nicht nur durch finanzielle Unterstiitzung, sondern vor allem

durch den Umstand, dass sie immer ein offenes Ohr fiir meine Anliegen hatten.

Wien, 25. Oktober 2012 Dominik B. Wohlfahrt, LL.B. (WU)



3 HISTORISCHER UBERBLICK

3.1 PERIODE DER EINZELFURSTENTUMER

Die éltesten Schriftdenkmiler der russischen Rechtsgeschichte stammen aus dem
10. Jahrhundert und dabei handelt es sich um die mit den Griechen abgeschlossenen,
russischen Vertrage. Ein Vertrag aus dem Jahre 911 ist Teil der altrussischen Nestorchronik.
Diese Vertrage basieren teils auf russischem teils auf byzantinischem Recht; welches der
beiden bei der Entstehung mafBigeblicher war, ist in der wissenschaftlichen Literatur nicht
endgiiltig geklart.'

Reger Handel wurde in der Kiever Rus’ nicht nur zwischen den einzelnen
Fiirstentlimern und mit Byzanz betrieben, sondern auch mit deutschen Stiddten. Deshalb kam
es im 12. und 13. Jahrhundert zum Abschluss von Handelsvertrigen zwischen deutschen
Kaufleuten und westrussischen Lindern wie Novgorod, Smolensk, Polozk und Vitebsk. Bei
den deutsch-russischen Vertridgen iiberwog die russische Rechtssicht, die im GroBlen und
Ganzen mildere Strafen als das deutsche Recht vorsah. Ein wichtiges Beispiel ist der
Vorvertrag®, der in russischer und deutscher Sprache von dem Novgoroder Fiirsten Jaroslav
Volodimeri¢ und den deutschen Kaufleuten im Jahre 1189 abgeschlossen wurde. Er besteht
aus 17 Artikeln, von denen acht dem Strafrecht gewidmet sind. Es ist bemerkenswert, dass
Tétung, entsprechend dem russischen Recht, lediglich mit GeldbuBie bestraft wurde.’ Die
Bedeutung des Handels als wichtiger Grundstein fiir die Entstehung der Kiever Rus’ soll mit
Hilfe des Terminus kouplja (‘Handel bzw. Kauf’) aufgezeigt werden (siehe 4.1).

Ferner kann festgehalten werden, dass es bereits in der Kiever Rus’ einen
germanischen wie auch einen byzantinischen Einfluss auf das russische Recht gab. Die Frage
ist, inwieweit russische Bestimmungen des Straf-, Zivil- und Prozessrechts vom deutschen
Recht geprigt wurden. Vladimirskij-Budanov ist der Meinung, dass es nur einen dullerst
geringen deutschen Einfluss auf die Handelsvertrige gab, wihrend Goetz aber von einem

ausgeprigten deutschen Einfluss spricht.’

"'Vgl. Schultz 1951: 34 ff.
% Ein Vorvertrag begriindet die Verpflichtung zum Abschluss eines Vertrages.
* Vgl. Schultz 1951: 40 ff.
* Vgl. Schultz 1951: 41 ff.



3.1.1 RUSSKAJA PRAVDA

Die Russkaja Pravda ist der dlteste russische Kodex und ist in Kiev, dem kulturellen Zentrum
Altrusslands, entstanden. Das Gesetzbuch, in dem das weltliche Recht dargestellt wurde,
umfasst das gesamte Rechtsleben Altrusslands. Der Kodex wurde vom russischen Historiker
Vasilij N. Tatis¢ev in einer Novgoroder Chronik des 15. Jahrhunderts entdeckt und im Jahr
1738 der ,Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften in St. Peterburg iibergeben. Die
Russkaja Pravda ist in drei Redaktionen bekannt, die sich in ihrem Alter und Inhalt
unterscheiden und nicht vor dem 13. Jahrhundert verfasst wurden.’ In »Russkaja Pravda“ von
V. Sergeevi¢ von 1911 wird eine vierte Redaktion angefiihrt, die einer Niederschrift eines
Herrschers aus der 2. Hilfte des 17. Jahrhunderts entspricht. Die Russkaja Pravda enthalt
bereits Worter aus der Alltagssprache, die in juristischer Bedeutung verwendet wurden. Als
Beispiel sei lico (‘Gesicht’) angefiihrt. (siche 4.2)

Die sog. drevnéjsaja redakcija pravdy (‘dlteste Redaktion des Rechts’) wurde in der
oben genannten Novgoroder Chronik des 15. Jahrhunderts entdeckt. Diese Redaktion wird
oftmals als ,,Pravda des Groffiirsten Jaroslav®, der in der zweiten Halfte des 10. und ersten
Halfte des 11. Jahrhunderts lebte, bezeichnet. Die Redaktion ist jedoch vermutlich dlter und
stammt aus der zweiten Hilfte des 9. Jahrhunderts. In dieser Redaktion sind nach der
Einteilung von Sergeevi¢ nur 25 Artikel enthalten, die hauptsichlich Strafrecht und
Strafprozessrecht normieren. Es ist bemerkenswert, dass in vorchristlicher Rechtstradition
samtliche Bevolkerungsschichten hinsichtlich des Ausmafles der Geldbuflen gleich behandelt
wurden, es gab somit keine Unterscheidung nach dem Stand. Die Gleichbehandlung
samtlicher Bevolkerungsschichten war in den germanischen ,,leges barbarorum* wie auch in
der zweiten und dritten Redaktion der Russkaja Pravda nicht verwirklicht. Ferner ldsst die
erste Redaktion vermuten, dass die Fiirsten zur Zeit der Entstehung der Russkaja Pravda noch
keinen FEinfluss auf das Rechtsleben ausiibten, sondern vielmehr die Gemeinden selbst
Legislative und Judikative innehatten.’

Die sog. vtoroja redakcija pravdy (‘zweite Redaktion des Rechts’) wird auch die
»Pravda der S6hne Jaroslavs® genannt und entstammt dem 11. Jahrhundert. Sie entstand im
Zeitalter der staatlich geregelten Gerichtsbarkeit, in dem der Fiirst der oberste Gerichtsherr
war und das Gemeindegericht verdridngt hatte. Ferner erfolgte mit der Normierung der

zweiten Redaktion ein Wandel der Strafe von der Geldbul3e mit privatrechtlicher Wirkung hin

> Vgl. Schultz 1951: 46 ff.; TunnGyprs 1888: 5 f.
6 Vgl. Baranowski 2005: 45 ff.; Schultz 1951: 46 ff., 52 f.



zu einer staatlichen Sanktion mit 6ffentlich-rechtlicher Wirkung. Weiters traten erstmals
Unterschiede im Strafausmal} hinsichtlich Klassenzugehdrigkeit bei Totungsdelikten auf.
Auch wurde der sog. mir, also eine kollektive Haftung der Gemeinde fiir die Zahlung der
Geldbulle, normiert. Demzufolge hatte die Gemeinde fiir den Fall der Nichtauffindbarkeit des
Mérders fiir die Zahlung der GeldbuBe aufzukommen.’

Die dritte und umfangreichste Redaktion ist die sog. tret’ja redakcija pravdy (‘dritte
Redaktion des Rechts’), die aus der Mitte des 12. Jahrhunderts stammt. Sie ist die jlingste
Fassung der Russkaja Pravda und enthélt die Gesetze Vladimir Monomachs (1113-1125). Sie
wurde in einem ins Russische iibersetzten Kirchengesetzbuch, der sog. kormcaja kniga
(‘Steuerbuch’), entdeckt. Neue Regelungen im Vergleich zu den beiden dlteren Redaktionen
bestehen in der dritten Redaktion hinsichtlich Zeugen, Darlehen und va. Erbrecht. Erstmals
fand auch das Handelsrecht Eingang in die Russkaja Pravda. Es wurde auch ein neues aus
dem germanischen Recht iibernommenes Rechtsinstitut, der porotnik bzw. pomocik
(‘Schwurhelfer’), eingefiihrt.® Ein besonderes Rechtsinstitut, das sowohl in der ersten als auch
in der dritten Redaktion der Russkaja Pravda zu finden ist, ist die krovnaja mest’

(‘Blutrache’); mehr dazu findet sich unter 4.3.

3.2 PERIODE DES MOSKAUER STAATES

3.2.1 GESCHICHTLICHES

Unter der Mongolenherrschaft wurden den Fiirsten der russischen Fiirstentiimer sog. jarlyki
(‘Letihbriefe’) ausgestellt, in denen ihre Abhédngigkeit von den mongolischen Khanen
festgelegt wurde. Bei Amtsantritt musste der Fiirst zum Khan reisen und um einen neuen
Leihbrief bitten. Der Khan war oberster Richter iiber die Fiirsten und vollzog die
Rechtsprechung nach mongolischem Recht.’

Bereits im 14. Jahrhundert erlangte Moskau als Sitz des Fiirsten Ivan Kalita groBe
Bedeutung, als dieser Groffiirst von ganz Russland wurde. Mit der Verlegung des Sitzes des
Metropoliten von Vladimir nach Moskau im Jahre 1326 konzentrierte sich nunmehr dort das
geistige Geschehen. Das Groffiirstentum Moskau war das Zentrum des Widerstands gegen

die mongolische Oberherrschaft, deren Vormachtstellung 1380 mit der Schlacht am

7 Vgl. 3umun 1999: 153 ff.; Schultz 1951: 55 ff.
¥ Vgl. Schultz 1951: 59 ff.; Podskalsky 1982: 215 f.
’ Vgl. Schultz 1951: 78 ff.



Kulikovschen Feld gebrochen wurde. Es war GroBfiirst Ivan III., der am Ende des 15.
Jahrhunderts einen russischen Nationalstaat unter Einbindung unzéhliger Teilflirstentiimer
schuf, und es war auch er, der das Tatarenjoch endgiiltig beendete. Ivan III. fiihrte den
Absolutismus in Russland ein und berief sich auf die Nachfolge des byzantinischen Kaisers
Konstantin, sodass er sich als Beschiitzer der Orthodoxie sah und Moskau zum ,,Dritten Rom*
erklarte. Ivan III. bezeichnete sich als car (‘Kaiser’) und gosudar’ (‘absoluter Herr bzw.
Selbstherrscher’). In weiterer Folge baute sein Nachfolger Ivan IV. den Absolutismus aus und
trat in Konflikt mit den Bojaren, i.e. adelige Grofigrundbesitzer, auf Grund deren Einflusses
der Zar um seine Macht fiirchtete. Zur Durchsetzung seiner Interessen setzte er die sog.
opricina (‘Absonderung’), also eine Gruppe von Gefolgsleuten meist niederer Herkunft, ein,

die mit Gewalt gegen die Bojaren vorgingen. '’

3.2.2 GESETZESBUCHER

Das Gesetzbuch des Zaren Ivan III. aus dem Jahr 1497 hat zur Vereinheitlichung der
Rechtsordnung und zur Zentralisierung der Gerichtsbarkeit beigetragen. Der Kodex basierte
auf lokalen Gesetzbiichern, war also keine Kodifikation im eigentlichen Sinne, sondern eine
Zusammenfassung bestehender Normen. Ubernommene Bestimmungen stammten zum Teil
aus der Russkaja Pravda, wie der Art. 55 iiber Darlehen, und aus der Pskovskaja sudnaja
gramota (‘Gesetzbuch von Pskov’). Néheres zum Gesetzbuch von Pskov und zum
Rechtsterminus gramota (‘Urkunde’) in 4.4. Im Gesetzbuch Ivans III. wurde zwischen zwei
Arten von Prozessen, dem Partei- und dem Untersuchungsprozess, unterschieden. Der
Untersuchungsprozess wurde im Gegensatz zum Parteiprozess von Amts wegen eingeleitet
und sah das erste Mal im russischen Recht die Folter als Ermittlungsmethode vor. Der
Untersuchungsprozess kam bei den schwersten Strafdelikten, wie Raub oder Mord, und in
ausgewihlten Zivilrechtssachen, so auch das Eigentum betreffend, zur Anwendung.'" Fiir eine
Darstellung der Verwendung und zur sprachlichen Analyse des Terminus zakon (‘Gesetz’) sei
auf 4.5 verwiesen.

Um die Rechtsordnung an die gesellschaftlichen Verdnderungen, die sich wegen der
Expansion des Moskauer Staates ereigneten, anzupassen, wurde es 1550 notwendig, ein neues
Gesetzbuch zu erlassen, das jenes aus 1497 erweiterte und konkretisierte. Ivan IV., bekannt
als ,,der Schreckliche®, hatte zum Ziel, die Macht des Bojarentums weiter einzuschrinken und

die Zentralisierung der Gesetzgebung voranzutreiben. Demnach normierten die Artikel 97

"9 Vgl. Schultz 1951: 101 ff.
""'Vgl. Schultz 1951: 130 ff.
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und 98 des Gerichtsbuchs des Zaren Ivan IV., dass das Recht auf Basis des sudebnik, einer
Gesetzessammlung, vollzogen werden sollte und Sachverhalte, die vom Gesetzbuch nicht
geregelt waren, nicht durch Gewohnheitsrecht entschieden, sondern der gesetzgebenden
Gewalt, die zum Erlass neuer Gesetze befugt war, zur Entscheidung vorgelegt werden
sollten.'?

Nach dem Untergang des Herrscherhauses der Rjurikiden ordnete der zum Zaren
gewihlte, nichtfiirstliche Bojar Michail Romanov das Land neu. Sein Sohn Aleksej Romanov
war es, der 1649 ein neues Gesetzbuch, das sog. ulozenie carja Alekseja Michailovica, schuf.
Es war eine Weiterentwicklung der vorangegangenen Gesetzbiicher unter Einbeziehung
anderer Gesetzesmaterialien, wie beispielsweise Verordnungsbiicher der einzelnen prikazy
(‘Befehle’). Das Gesetzbuch erlangte auch iiber die Grenzen des russischen Staates hinaus
Bedeutung, so wurde es ins Lateinische, ins Franzosische und im Jahr 1722 ins Deutsche
tibersetzt. Der Trend der vorangegangenen Gesetzbiicher ldsst sich auch im Gesetzbuch des
Aleksej Michailovi¢ insofern erkennen, als das Strafrecht weiter ausgebaut wurde und es
detaillierte Abgrenzungen zwischen den einzelnen Delikten gab, aber dem Zivilrecht keine

groBere Bedeutung beigemessen wurde.

3.3 DIE PERIODE DES ABSOLUTISTISCHEN KAISERREICHS

3.3.1 GESCHICHTLICHES

Mit Peter 1., dem GroB3en, kam es insoweit zu einer Wende in der russischen Geschichte, als
die russische Politik zunehmend auBBenpolitische Interessen verfolgte, die den Anspruch der
russischen Herrschaftsschicht, als Weltmacht wahrgenommen zu werden, festigten. Bis zum
Jahr 1904, in dem sich die entscheidende Niederlage Russlands im Japanischen Krieg
ereignete, konnte in Russland zielstrebig eine Expansionspolitik vorangetrieben und das
Territorium auf weite Teile Europas und Asiens ausgedehnt werden. Peter der Grofe flihrte
vor allem grundlegende Reformen der Wirtschaft, der Kultur und der Politik nach
westeuropdischem Vorbild durch. Da die russische Flotte den westlichen Méchten in
Effizienz und Fortschrittlichkeit um einiges nachstand, war es ein vorrangiges Ziel Peters 1.

wie auch der auf ihn folgenden Zaren, ein schlagkréftiges russisches Heer zu schaffen.

2 Vgl. Schultz 1951: 136 ff.
" Vgl. Schultz 1951: 144 ff.
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Bedeutend war das Jahr 1703, in dem Peter 1. St. Petersburg als sog. okno v Evropu (‘Fenster
nach Europa’) griindete."

Seit Peter dem GroBlen, der den Kulturaustausch mit westeuropdischen Lindern
forderte, entwickelte sich eine enge Beziehung zwischen russischem Recht und
kontinentaleuropdischen Rechtssystemen, vor allem dem deutschen und dem franzdsischen.
Im Jahr 1725 griindete Peter der GroBle die Akademie der Wissenschaften, um das
Bildungsangebot in St. Petersburg zu vervollkommnen. An dieser Akademie wurde sowohl
unterrichtet als auch geforscht. Als einen der ersten Lehrenden lud Peter der Grofle den
deutschen Juristen Beckstein von der Konigsberger Universitit ein, damit dieser als Professor
fir Rechtswissenschaften tétig ist. Jus war eine der Gegenstinde, die von deutschen
Rechtswissenschaftlern in lateinischer Sprache gelehrt wurden. Seit dieser Zeit dominierten
deutsche Rechtsgelehrte das Rechtswesen in St. Petersburg fiir die folgenden Jahrhunderte.
Auch die erste russische Rechtsfakultit der Universitdt in Moskau wurde nach deutschem
Vorbild gegriindet. An ihr lehrten die Professoren Philipp Dilthey und Karl Langer, die ihre
Ausbildung auch in Deutschland genossen hatten. Auch nach der Einfiihrung des Russischen
als Unterrichtssprache auf der Rechtsfakultit im Jahre 1768 unter den ersten russischen
Rechtsprofessoren Semén E. Desnickij und Ivan A. Tret’jakov blieb der Einfluss der
deutschen Rechtsschule bedeutend.

Die Expansionspolitik wurde auch unter den Kaiserinnen Anna, Elisabeth und vor
allem Katharina II. vorangetrieben. Unter Katharina II., der GroBen, war das russische
Territorium um ein Drittel groBer als unter Peter 1. Das 18. und auch das 19. Jahrhundert
standen unter dem Zeichen der territorialen Erweiterung Russlands, teils gepriagt vom Drang
nach einer Steigerung des Machteinflusses, teils auf panslavistischen Ideen beruhend. So war
die Befreiung der Balkanslaven vom tiirkischen Joch und die FEingliederung des
Balkangebiets ein groBes Anliegen russischer AuBenpolitik. '®

Durch die Orientierung Russlands nach Westen intensivierten sich die Beziehungen
mit westlichen Méichten und diese miindeten in Abkommen und Allianzen. So war
Alexander I. Mitbegriinder der Heiligen Allianz, die zwischen Russland und Osterreich-
Ungarn bzw. PreuBlen im Jahre 1815 geschlossen wurde. Die russischen Zaren traten als
Verfechter des sich in Westeuropa bereits im Abstieg befindlichen Absolutismus auf und
wurden deshalb von konservativen Herrscherhdusern hoch geachtet. Obwohl Alexander II. in

Russland Reformen umsetzte, wie die Bauernbefreiung und Verwaltungs- und

' Vgl. Schultz 1951: 155 f.; aBroB-CunsBanckuii 2000: 42 ff.
1% vgl. Rajewsky 2000: 20 ff.
' vgl. Schultz 1951: 156 f.
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Gerichtsreformen, wollte er nicht von der absolutistischen Herrschschaftsform abriicken, was
den Zustrom der Bevdlkerung zu oppositionellen Gruppierungen stirkte. Die stindig
wachsenden liberalen Tendenzen wurden von der herrschenden Schicht mit aller Macht
bekampft. Die Unterdriickung stirkte die oppositionellen Gruppierungen und ebnete den Weg
zur Revolution des Jahres 1905. Nikolaus II., der letzte Zar, machte Russland zu einem
Verfassungsstaat, war jedoch nicht im Stande, die Probleme im Agrarwesen, jene mit den
nichtrussischen Minderheiten und jene der immer stirker werdenden Arbeiterschaft zu

. 1
16sen. !’

3.3.2 GESETZGEBUNG

Das Gesetzbuch des Zaren Aleksej Michailovi¢ von 1649 hatte seine Giiltigkeit bis zur
Regentschaft Peter 1., der das russische Recht vor allem in Hinsicht auf das Straf-, Prozess-
und Privatrecht nach westlichen Vorbildern erneuerte. Auf dem Gebiet des Strafrechts war der
sog. voiskij ustav (‘Militdrordnung’) von 1716 bedeutend, die Bestimmungen aus dem
schwedischen und aus anderen westeuropdischen Rechtsordnungen enthielt. Die
Wechselordnung von 1729 ist als rechtliche Grundlage des Privatrechts zu erwihnen. Sie
beruhte auf dem deutschen Wechselrecht, das im 17. Jahrhundert unabhéngig voneinander in
Hamburg 1603 und Leipzig 1682 entstand. Aufgrund des deutschen Ursprungs wird
angenommen, dass die russische Wechselordnung von einem Leipziger Professor verfasst
worden ist. Anfangs waren nur Kaufleute Subjekte des Wechselrechts, dem Adel und den
Bauern blieb dieses Recht verwehrt.'® Eine der zahlreichen Reformen Peters des GroBen
entfaltete ihre Wirkung auch auf die Gerichtsorganisation. Anhand des Rechtsterminus sud

(‘Gericht’) sollen auch Spezifika dieser Reform aufgezeigt werden; siehe 4.6.

3.3.2.1 Kodifikation der Gesetze

Seit der Regentschaft Peters I. wurden in Russland mehrmalig Kodifikationsversuche
unternommen und die erste Kodifikationskommission wurde 1700 gegriindet. Unter Zar
Peter 1., den Kaiserinnen Anna, Elisabeth und vor allem Katharina II. wurde diese Tradition
fortgesetzt. Keiner dieser Herrscher konnte sich aber zum Erlass eines Gesetzesbandes
durchringen, da sich das anfinglich aufkldrerisch gepridgte Rechtsverstindnis der Zaren

wiahrend derer Regentschaft in eine konservative Richtung entwickelte, um die eigene

" Vgl. Schultz 1951: 157 £,
" Vgl. Schultz 1951: 196 ff.
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Machtfiille zu bewahren. Beriihmt wurde der nakas (‘Instruktion’) von Katharina II. aus dem
Jahre 1767, ein Manuskript, das in 526 Artikeln die Ideen der Zarin zum Staats-, Straf-,
Privat- und Prozessrecht zum Ausdruck brachte. Dieser Nakas war im engeren Sinn vom
Gedankengut Montesquieus, C. Beccarias und C. A. Helvetius’ sowie im weiteren Sinn vom
liberalen Geist der franzdsischen Aufklarungsphilosophie geprigt. Das Manuskript wurde
aber schlussendlich nicht umgesetzt."’

Michail Speranskij, einer der bedeutendsten Staatsmédnner Russlands, nahm eine
fiihrende Rolle im Kodifikationsprozess ein. Er wurde von Zar Alexander I. mit der
Ausarbeitung einer Verfassung fiir Russland beauftragt. Im Jahre 1812 beschuldigte man ihn
des Hochverrats und verbannte ihn nach Sibirien, weil Speranskij der Ansicht war, man
miisse fiir Russland dem Westen nachgebildete Kodizes herausgeben und sich am
franzosischen Code Civil orientieren. Zar Nikolaus I. rehabilitierte Speranskij und beauftragte
ihn mit der Zusammenfassung des bestehenden russischen Rechts. Die vorhandenen Gesetze
wurden bis ins Jahr 1649 zuriickverfolgt und in einen Sammelband, den ,,Polnoe Sobranie
Zakonov“, in 56 Binden aufgenommen. Neben dem juristischen besitzt die
Gesetzessammlung auch einen grofen kulturhistorischen Wert, da oft schwer zugéngliche
Rechtsmaterialien {ibersichtlich zusammengestellt wurden. Aus diesen gesammelten
Materialien extrahierte Speranskij die neuen Kodizes binnen sechs Jahren, von 1826 bis 1832.
Die neue Gesetzessammlung trug den Namen ,,Svod Zakonov Rossijskoj Imperii* und blieb
fiir die folgenden Jahrzehnte die russische Gesetzesgrundlage.®

Speranskij verfasste ein Zivilgesetzbuch auf Basis des franzosischen Code Civil im
Jahr 1810. Die Invasion Napoleons 1812 und die damit verbundene Entsagung des Zaren von
franzosischen Vorbildern brachte die Kodifikation ins Stocken. Die historischen
Begebenheiten veranlassten Speranskij erst 1832 mit der Herausgabe des ,,Svod zakonov*
eine kodifizierte Grundlage des russischen Rechts zu schaffen. Bei der Normierung schenkte
er den Grundprinzipien des franzosischen Rechts Beachtung. Rechtskonzepte,
Systematisierungsmethoden und lateinische Terminologie wurden aus dem franzdsischen
Recht iibernommen, einige Teile des russischen Zivilgesetzbuches stellten sogar direkte
Ubersetzungen des Code Civil dar. Mit der Weiterentwicklung des Rechtssystems war der
»Svod zakonov® schon bald iiberholt und es bedurfte neuer Gesetze. Der Grofiteil der
russischen Rechtsgelehrten wollte mit der neuen Kodifikation auch einen Wandel im

russischen Rechtssystem bewirken, als Vorbild galt das deutsche Recht.!

' Vgl. Schultz 1951: 199 f.
2 ygl. Mopo3os 1999: 10 ff.; Raeff 1969: 320 ff.
1 yvgl. Rajewsky 2000: 24 ff.; degopos 1997: 111 ff.
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3.3.2.2 Die Gerichtsordnung Alexanders II.

1864 trat die Gerichtsordnung des Zaren Alexander II. in Kraft, durch die das russische
Gerichtswesen grundlegend reorganisiert und an westeuropdische Vorbilder weiter angepasst
wurde. Zur Kodifikation wurden die geltenden russischen Gesetze genauso herangezogen wie
die auslidndischen Vorbilder. Die Reorganisation der russischen Rechtsgrundlage war wichtig,
weil folgende Mingel bestanden: Es gab, erstens, keine Trennung von Judikative und
Exekutive, vielmehr konnten die Verwaltungsorgane Richter beeinflussen und sie sogar des
Amtes entheben. Eine objektive Rechtsprechung war dadurch gefdhrdet und die Autoritét der
Gerichte wurde im Volk untergraben. Zweitens waren verschiedenste Gerichtsinstitutionen
eingerichtet, deren Amtsbereiche von einander nicht scharf abgegrenzt waren. Die Gerichte
hatten stindischen Charakter, was eigene Gerichte fiir den Adel, die Geistlichkeit, die Stadter
und die Bauern zur Folge hatte. Der Grundsatz der Gleichheit der Staatsbiirger war auf Grund
dessen nicht verwirklicht. Drittens trugen die vielen Gerichtsinstanzen, so beispielsweise in
der Zivilgerichtsbarkeit mit bis zu fiinf Instanzen, zur Verschleppung des Verfahrens durch
lange Prozesse bei. SchlieBlich waren, viertens, auch die Richter unzureichend ausgebildet
und schlossen selten ein Hochschulstudium ab. Diese Missstdinde wurden gréBtenteils in der

neuen Kodifikation Alexanders II. beseitigt und durch zeitgemiBe Bestimmungen ersetzt.

3.4 DIE PERIODE DER KONSTITUTIONELLEN MONARCHIE

3.4.1 GESCHICHTLICHES

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts kam es zu groflen Veridnderungen in Russland, es ist einem
Niedergang des alten russischen Reichs gleichzusetzen. Dieser ging einher mit der Niederlage
Russlands in zwei Kriegen, 1905 und 1914 und miindete nach einer kurzen republikanischen
Periode im Bolschewismus. Der letzte Kaiser Nikolaus II. verabsdumte es, die notwendigen
Reformen in Russland durchzufiihren, um das Land vor dem politischen Umbruch zu
bewahren. Im Gegenteil, er hielt an der absolutistischen Regierungsweise fest. So wurde die
Macht der sog. zemstva, i.e. lokale Selbstverwaltungseinheiten, beschnitten, die

angegliederten Provinzen russifiziert und Finnlands Autonomie begrenzt. Dem Streben der

> Vgl. Schultz 1951: 204 f.
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Intelligenz, der Bauern und des Arbeitertums nach wirtschaftlichen und sozialen Reformen
wurde vom Zaren nicht Rechnung getragen.*

Im Jahr 1905 kam es zum Krieg zwischen Russland und Japan um die Vorherrschaft
im ostasiatischen Raum. Der Zar wollte vom innenpolitischen Chaos ablenken und sich
auBlenpolitisch profilieren, was jedoch fehlschlug. Vielmehr musste er eine herbe Niederlage
hinnehmen, die dazu fiihrte, dass die revolutionidren Krifte im Inneren des Landes erstarkten.
Es stellte sich heraus, dass die neue russische Verfassung eine Scheinverfassung war, durch
die die absolutistische Gewalt des Zaren nicht gebrochen wurde. Auch die zdgerlich
durchgefiihrten Reformen, wie beispielsweise die Agrarreform, gingen nicht weit genug, um
die politische instabile Lage zu beruhigen. Der Ausbruch des Ersten Weltkriegs schweilte das
russische Volk zusammen, da man einen gemeinsamen staatsexternen Feind hatte. Der
Patriotismus ging aber zuriick, als in den Jahren 1916/17 der Misserfolg Russlands an allen
Fronten zutage trat. Die grole Anzahl an Gefallenen des Ersten Weltkriegs und die schlechte
Versorgung der Bevdlkerung verschirften die regimekritische Stimmung und waren Grund
fiir die ersten Unruhen in St. Petersburg. Die Garnisonstruppen, die den Aufstand
niederschlagen sollten, verweigerten dem Zaren den Gehorsam. SchlieBlich siegten die
Revolutiondre und am 15. Mérz 1917 dankte Nikolaus II. ab. Russland wurde eine
demokratische Republik, in der jedoch weiterhin die politischen Tendenzen nicht bestimmt
werden konnten und eine instabile Lage vorherrschte. Im Gegensatz zu den Menschewisten
verzeichneten die Bolschewisten einen starken Zustrom. In der Oktoberrevolution stiirzte

Lenin die Regierung und kam an die Macht.*

3.4.2 RECHTLICHES

Die enge Verbundenheit des russischen Rechts mit dem deutschen Rechtskreis zeigte sich
gegen Ende des 19. Jahrhunderts, als in Berlin 1887 ein eigenes Seminar zur Ausbildung
russischer Juristen er6ffnet wurde, ndmlich das ,,Russische Seminar fiir Romisches Recht®.
Viele Absolventen dieses Seminars, die auf Grund ihrer guten Ausbildung in deutschem und
romischem Recht stark umworben waren, wurden bedeutende Professoren an russischen
Universitdten. Die Universititen in Moskau, St. Petersburg und Kazan beendeten die Lehre
des ,,Svod Zakonov* und spezialisierten sich auf das neue sehr vom deutschen Recht geprigte
russische Recht. Auch die russischen Richter verschrieben sich verstirkt den neuen

Rechtsansichten, jedoch wollten sie das deutsche Recht nicht unveréndert {ibernehmen,

> Vagl. Schultz 1951: 230 f.
* Vagl. Schultz 1951: 231 f.
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sondern im Sinne eines Case Law eine russische Rechtsgrundlage schaffen. Diese
Rechtsgrundlage sollte die Bestimmungen des ,,Svod Zakonov* und Prinzipien des deutschen
Rechts verbinden. So wurden beispielsweise der Eigentumsbegriff und die rei vindicatio in
das russische Recht iibernommen, was eine enorme Verbesserung des Rechtssystems
bedeutete.”” Zur Entwicklung des Eigentumsbegriffs, dem sog. sobstvennost’ (‘Eigentum’)
siche 4.7.

Die beiden Entwiirfe des russischen Zivilgesetzbuchs von 1903 und 1905 basierten zu
einem Gutteil auf dem BGB. Auch das russische Zivilgesetzbuch von 1922 fufite in erster
Linie auf dem BGB, es wurden sogar mehrere Artikel direkt tibernommen. Dadurch flossen
nicht nur Prinzipien des deutschen Rechts in das russische Recht ein, sondern es kam auch zu
einer intensiven Aufnahme der deutschen Rechtsterminologie in die russische Rechtssprache.
Diese enge parallele Entwicklung von Recht und Rechtssprache setzte sich auch mit dem
russischen Zivilgesetzbuch von 1964 und den weiteren Novellierungen fort. In rechtlicher
Hinsicht sind sich das russische Rechtssystem und das deutsche &dhnlicher, als es die
unterschiedlichen Kulturen vermuten lieBen. Auch das sowjetische Recht korrelierte mit den
deutsch-franzosischen Rechtsvorbildern. In jiingster Vergangenheit bewahrheitete sich dieser
Trend erneut und resultierte in der Tatsache, dass vermehrt kontinentaleuropdische

Sachkenntnis in den russischen Rechtssetzungsprozess der Russischen Foderation einfloss.*®

3.4.2.1 DIE VERFASSUNG VON 1906

Nikolaus II. gab dem russischen Staat seine erste Verfassung im Jahre 1906. Die Verfassung
wurde unter dem Finanzminister Graf Sergej Witte ausgearbeitet, griindete sich vor allem auf
das Grundgesetz von 1832 und enthielt Entlehnungen aus der Preulischen Verfassung. Die
russische Verfassung kann mit den Pendants in Osterreich, Deutschland oder Frankreich nur
schwer verglichen werden, da Prinzipien, dhnlich den ,,Grundprinzipien der Osterreichischen
Verfassung®, in der russischen Verfassung nur teilweise verwirklicht waren. So war
beispielsweise das demokratische Prinzip der Gewaltenteilung nicht umgesetzt, da viele
Kompetenzen in der Hand des Zaren vereint waren. Der Scheinkonstitutionalismus, der zu
Recht angeprangert wurde, ging nicht nur daraus hervor, dass ,nicht zeitgemale*
Bestimmungen in der Verfassung enthalten waren, wie das Notverordnungsrecht des Kaisers,
sondern auch aus der Nachldssigkeit ihrer Durchsetzung. So kam es vor, dass sich der Zar

selbst liber Verfassungsbestimmungen hinwegsetzte. Weiters war die Gesetzgebungsgewalt

» Vgl. Rajewsky 2000: 26 f.
% ygl. Wedde 2006: 21 ff., Rajewsky 2000: 27 f.
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der Duma insofern beschrinkt, als der Zar gegen sdmtliche Beschliisse iiber ein Vetorecht
verfiigte.”’

Hervorzuheben ist, dass die Verfassung umfangreiche Bestimmungen beziiglich der
Thronfolge enthielt, die auf dem Gesetz von Kaiser Paul 1. von 1797 beruhten. Hinsichtlich
Grundrechte wurden jene Rechte in die Verfassung aufgenommen, die der aufklérerischen
Tradition entspringen. Die Religionsfreiheit erlebte eine neue Bliite, insofern als die
Orthodoxie zwar Anspruch auf die Staatskirche hatte, aber dennoch nicht nur nichtorthodoxe
christliche Kirchen, sondern auch Anhinger des Judentums, des Islams und des Heidentums
ein Recht auf freie Religionsausiibung/-nichtausiibung hatten. Es kam aber nicht zur
grundrechtskonformen Gerichtsbarkeit, da der Zar sein Recht auf Verhdngung des
Ausnahmezustands iiber einzelne Gebiete des russischen Reichs wiederholt niitzte. Somit
standen weite Teile des Reichs im Jahre 1906 unter dem Ausnahmezustand und wurden durch
Polizeiverordnungen verwaltet, was eine Umgehung des Grundrechtsschutzes ermdglichte.
Eine weitere Bestimmung, die nicht angewendet wurde, betraf die Gesetzgebung, wonach ein
Gesetz formell erst dann in Rechtskraft erwuchs, wenn der Reichsrat und die Reichsduma
dem Gesetz zustimmten und es der Zar bestétigte. Diese Norm wurde zumeist vom Zaren
durch das Notverordnungsrecht umgangen.®

Die Duma traf einmal jdhrlich zusammen und wurde neu gewéhlt. Bereits bei der
zweiten Wahl 1907 wurden auf demokratischem Wege 306 der 524 Sitze mit Vertretern
linker Gruppierungen bekleidet. Die Kontroverse zwischen Menschewisten und
Bolschewisten spitzte sich zu, da letztere die Duma als Organ aktiven Widerstands gegen das
herrschende System betrachteten. Die Menschewisten hingegen wollten die Duma als
Propagandamittel zur Erziehung des Volkes inszenieren, um zu verhindern, dass soziale
Unruhen bzw. ein revolutionirer Umsturz ausbrachen. Um eine Anderung des Wahlgesetzes
durchzufiihren und die erforderliche Zustimmung der Reichsduma zu umgehen, setzte sich
der Zar liber die Verfassung hinweg und erlies im Verwaltungsweg ein neues Wahlgesetz. Mit
der Anderung des Wahlgesetzes wurde dafiir gesorgt, dass bei der dritten Duma eine

konservative, regimetreue Mehrheit gewihlt wurde, die bis 1912 im Amt blieb.”

?7'Vgl. Schultz 1951: 240 f.
* Vgl. Schultz 1951: 241 £,
¥ Vgl. Schultz 1951: 247 £,
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3.5 DAS RECHTSWESEN IN DER SOWJETUNION

Mit einem Dekret vom 13. November 1918 wurde die Anwendung des alten russischen
Rechts verboten, an seiner Stelle wurde die neue sozialistische Rechtsordnung installiert. Eine
Folge war die entschiddigungslose Enteignung des Grundeigentums und die Abschaffung des
Erbrechts sowie die Verstaatlichung der Industrie. Die Umstrukturierung der Gesellschaft
erforderte neue mit den sozialen Gegebenheiten in Einklang stehende Gesetze. Allméhlich
wurde das Biirgertum beseitigt und die Herrschaft des Proletariats, also der Arbeiter und
Bauern, gefestigt. 1918 trat die erste ,,Verfassung der Russischen Sozialistischen Foderativen
Sowjetrepublik® in Kraft. Die Kodifizierung des Sowjetrechts erfolgte in der Periode der NEP
die einen Umschwung in der Wirtschaftspolitik mit sich brachte. Es war ein Kompromiss
zwischen Kapitalismus und Sozialismus, indem einst verstaatlichte Unternehmen von den
frilheren Eigentiimern nach dem Prinzip der Marktwirtschaft weitergefiihrt wurden. So
wurden in der Periode der NEP das biirgerliche Gesetzbuch, das Strafgesetzbuch und das
Agrargesetzbuch geschaffen. Im Zusammenhang mit den Anderungen im Eigentumsrecht
seien auch die strengen Strafen fiir sog. tat’ba (‘Diebstahl’) von Kolchoseigentum erwihnt,
die bis zur Verhdngung der Todesstrafe reichten (siche 4.8). Bereits 1928 mit der Installation
des ersten Fiinfjahresplans nahm die NEP ihr Ende und wurde durch sozialistische
Planwirtschaft ersetzt. Im Zuge dessen kam es zu einer Anderung des Rechts, wie
beispielsweise zu einer Einschrankung der individuellen Freiheit beziiglich des Arbeitsrechts
oder Strafrechts. SchlieBlich folgte der Ubergang vom Sozialismus zum Kommunismus mit
der Kodifizierung der stalinistischen Verfassung im Jahre 1936.

Vor allem in der ersten Phase des militanten Kommunismus und der Errichtung des
Sozialismus herrschte eine Geringschiatzung des Rechts unter den Sowjetjuristen vor. Dies
wurde von den Ideen des Karl Marx geprégt, der das Recht und den Staat negierte, indem er
thnen wirkliche Realitét absprach und fiir sie keine Zukunft in der Sowjetgesellschaft sah. So
vertrat Petr Stucka, einer der filhrenden Juristen dieser Zeit, die Meinung, dass das Recht
eigentlich ein Uberbleibsel der kapitalistischen Ideologie sei. Ein normiertes Rechtssystem
hindere die Entwicklung zum Sozialismus, vielmehr miisse sich der Staat auf dem
revolutiondren Rechtsempfinden griinden. Einen &hnlichen Standpunkt vertrat der Jurist
Evgenij PaSukanis. Beim Ubergang vom Sozialismus zum Kommunismus, Ende der 30er
Jahre, wurde die Rechtsauffassung von Stucka und Pasukanis flir antikommunistisch erklért,

es kam zu einer radikalen Anderung in der sowjetischen Rechtstheorie. Stalin betonte die

%' vgl. Schultz 1951: 267 ff.; Thomson 1959: 16 ff.
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grofle Bedeutung des Rechts in der sozialistischen Gesellschaft: ,,Die Stabilitit der Gesetze

aber brauchen wir jetzt mehr denn je.**!

Die Meinung Stalins wurde von Juristen, wie Andrej
Vysinskij und Aron Trainin untermauert, indem die nihilistische Einstellung anderer Juristen
gegeniiber dem Recht angeprangert und das Recht als Instrument des Sozialismus, mit Hilfe
dessen das Verlangen der Werktitigen befriedigt werden sollte, gepriesen wurde. >

Die sowjetischen Rechtsdefinitionen der 1950er Jahre &hnelten zunehmend den
Vorbildern der Frankfurter Schule, der der Jurist Friedrich Pollock angehorte, und der
englischen positivistisch-analytischen Schule, bei der der Jurist Thomas Holland Mitglied
war. Die Rechtsauffassung dieser Schulen besagte, dass es nur ein von der Staatsmacht
gesetztes Recht gab, das ganz dem Volkswillen entsprach. Eine Diskrepanz zwischen Recht
und Moral wurde geleugnet. Das Spannungsverhéltnis zwischen Kirche und Staat war in der
Sowjetzeit duBerst stark ausgeprigt, dennoch war es nicht das erste Mal in der russischen
Geschichte, dass sich verschiedene Rechtsmeinungen des kirchlichen und staatlichen Rechts
widersprachen. Der Terminus nravy (‘Sitte’) widmet sich diesem besonderen Kapitel des
russischen Rechts (siche 4.9). Die Gesetzgebungsgewalt oblag dem Obersten Sowjet der
UdSSR sowie den Obersten Sowjets der Unions- und autonomen Republiken. Die
Differenzierung zwischen privatem und offentlichem Recht wurde aufgegeben, da in der
Sowjetunion kein Privateigentum an Produktionsmitteln bestand.*”

Erstmals in der russischen Rechtsgeschichte wurde im Sowjetrecht das Rechtsinstitut
des Arbeitsrechts geschaffen, das auf Grund der stets groler werdenden Arbeiterschaft in der
Sowjetunion von duerster Bedeutung war. Das Arbeitsgesetzbuch trat 1922 in Kraft. Den
Kollektivvertragen wurde grofle Wichtigkeit beigemessen, jedoch war die Freiheit beim
Abschluss von Arbeitsvertragen stark eingeschrinkt. Es wurden zwei Arten von
Arbeitsverhiltnissen unterschieden, jene der Arbeitnehmer in Staatsunternehmen und jene der
Mitglieder in Genossenschaften. Auch der Arbeiterschutz war auf rechtlicher Basis sehr
ausgepragt, so war ein achtstiindiger Arbeitstag vorgesehen und eine Versetzung eines
Arbeiters an einen anderen Arbeitsort konnte grundsétzlich nur mit dessen Zustimmung
durchgefiihrt werden. Es ist beachtlich, dass bei unerlaubtem Wechsel des Arbeitsplatzes dem
Arbeiter geméll Art. 5 Arbeitsgesetzbuch eine Freiheitsstrafe von zwei bis vier Monaten
drohte. Auch die Entlohnung der Arbeiter folgte einem speziellen Anreizsystem. So wurde
seit 1931 der Arbeitslohn nach dem Prinzip der Stiickarbeit berechnet, die mit einem

Minimalsoll verbunden war. Die dariiber hinaus gehende Arbeitsleistung wurde mit einem

'S, Schultz 1951: 271.
32 Vgl. Schultz 1951: 270 ff.
3 Vgl. Schultz 1951: 270 ff.
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progressiv gestaffelten Entgelt entlohnt und fiir auBerordentliche Leistungen waren Primien
vorgesehen. Das Arbeitsgesetzbuch sah bereits eine Regelung liber eine Sozialversicherung
vor.*

Mit dem Ende der Sowjetunion, genauer gesagt, mit der Souverinititserklirung
Russlands vom 11. 06. 1990 begann die Ablosung des sozialistischen Rechts durch
marktwirtschaftliche Gesetzgebung. Die neue Kodifizierung war in der ersten
Rechtssetzungsphase vor allem durch die Verabschiedung von provisorischen Verordnungen
geprigt. Am Ende des Jahres 1990 wurde das Gesetz ,,Uber Unternehmen und
Unternehmertitigkeit™ verabschiedet, das unter Einfluss der amerikanischen Gesetzgebung
stand und Gesellschaften mit beschriankter Haftung den geschlossenen Aktiengesellschaften
gleichsetzte. Mit Inkrafttreten der Verfassung der Russischen Foderation vom 12. 12. 1993
wurde ein neuer verfassungsrechtlicher Rahmen geschaffen. Ebenso 16ste das neue

»wZivilgesetzbuch der Russischen Foderation® das aus dem Jahre 1964 stammende

»Zivilgesetzbuch der RSFSR* ab.*®

3.6 EXKURS: HANDELSRECHT

3.6.1 DAS HANDELSGESETZBUCH VON 18323%¢

In Russland wurden Gesetze, die speziell auf nationalen und internationalen Handel
ausgerichtet waren, erst spdt erlassen. So war es das ,,Handelsgesetzbuch von 1832, das als
solches Rechte und Pflichten von Handeltreibenden festlegte. Die Kodifikation des sog. ustav
torgovyj (‘Handelsordnung’) fand im ,,Svod Zakonov* statt, war sehr kasuistisch angelegt und
umfasste 2 598 Artikel. Dabei wurde den lokalen Besonderheiten Rechnung getragen, sodass
beispielsweise der freie Handel der Donkosaken in 57 Artikeln besonders ausfiihrlich geregelt
wurde. Einige Teile wurden spéter in separate Gesetze ausgegliedert, wie das Wechselgesetz
oder die Handelsprozessordnung. Mit der Normierung des Handelsrechts wurde erstmals auch
die Haftung juristischer Personen thematisiert, Ndheres zum Rechtsterminus otvetstvennost’

(‘Haftung’) findet sich unter 4.10.

3 Vgl. Schultz 1951: 312 ff.

3 Vgl. Kanzlei PUNDER, VOLHARD, WEBER und AXSTER und Wirtschaftspriifungs- und
Steuerberatungsgesellschaft Dr. R6dl & Partner GmbH 1997: 3 f.

36 Vgl. Schultz 1951: 224 f.
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Das Handelsgesetzbuch basiert weitgehend auf dem dlteren russischen Recht, es sind
viele Bestimmungen aus dem 18. und 19. Jahrhundert enthalten. Eine andere Quelle ist der
franzosische Code de Commerce. Trotz Kodifikation des Handelsrechts wurde das russische
Gewohnheitsrecht nicht fiir unanwendbar erklédrt, sondern Art. 1 der Handelsordnung
normierte, dass mangels einer entsprechenden gesetzlichen Bestimmung das
Gewohnheitsrecht schon von Amts wegen anzuwenden sei. Weite Teile des Handelsrechts
wurden in das ,Biirgerliche Gesetzbuch von 1832 aufgenommen. Das Wechselrecht,
hingegen, wurde Teil des Handelskodex. Es basiert auf dem Gesetz von 1729, wurde aber um
zeitgeméle Bestimmungen erweitert.

Das Handelsgesetzbuch kann in drei Teile gegliedert werden: Der erste Teil handelt
von dem Kaufmann, dem Handlungsgehilfen und der Handelsgesellschaft. Der Kodex
normiert vier Arten von Handelsgesellschaften: Die offene Gesellschaft, die
Kommanditgesellschaft, die Aktiengesellschaft und die sog. Artelgenossenschaft, also
Arbeitergesellschaft. Die Artelgenossenschaft ist eine Besonderheit Russlands und ist dhnlich
dem sog. mir. Die Mitglieder dieser Genossenschaft haften solidarisch und wihlen ihren
Altesten als Reprisentationsorgan. Der zweite Teil enthilt Bestimmungen iiber das Seerecht,
von denen eine Vielzahl auf das Gesetz iiber die Schifffahrt von Katharina II. von 1781
zuriickgeht. Der dritte Teil regelt die Handelseinrichtungen, wie Borsen und Jahrmérkte. Zur
Kodifizierung eines GmbH-Gesetzes kam es erst 1998, diese Gesellschaftsform ist heute in
Russland die am héufigsten verwendete. Zum Rechtsterminus obscestvo (‘Gesellschaft’) und

zu Erlduterungen betreffend das aktuelle GmbH-Recht siche 4.11.

3.6.2 HANDELSRECHT IN DER SOWJETUNION

Das sowjetische Handelsrecht ist eng verkniipft mit dem sowjetischen Zivilrecht und basiert
auf dem Recht der NEP. Dieses war auf Grund der sozialistischen Ideologie von grof3en
Anderungen betroffen. Wihrend der NEP Periode gewihrte man dem Zivilrecht einen
breiteren Spielraum, so wurde das private Unternehmertum in gewissen Grenzen zugelassen.
Gemal Art. 15 des ,,Biirgerlichen Gesetzbuchs der UdSSR* wurde Privatpersonen der Besitz
von gewerblichen und Handelsunternehmen erlaubt. Hingegen kam es wihrend des ersten
Fiinfjahresplanes zu Einschrinkungen im Privatrecht, da dieses mit dem wachsenden
Staatssozialismus unvereinbar gewesen wére. Mit der stalinistischen ,,Verfassung von 1936
gab es aber ein Umdenken, sodass in Art. 10 die Stellung des Privatrechts in der Sowjetunion

gesichert war. Es wurde das Recht des Individuums, wie beispielsweise im Kolchosenrecht
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oder Erbrecht, erweitert. Die Normen, die fiir das Handelsrecht wichtig waren, fanden sich
vor allem im ,Biirgerlichen Gesetzbuch®“, dem ,,Arbeitsgesetzbuch* und ,,Agrargesetzbuch

von 1922¢ 37

3.7 KIRCHENRECHT

Da die Entwicklung des weltlichen Rechts vor allem aus historischer Sicht sehr eng mit jener
des Kirchenrechts, des jus pontificium, korrespondiert, ist dieses Kapitel diesem Teil des
russischen Rechts gewidmet. In Zeiten, in denen die Kirche das gesellschaftliche Leben
nahezu zur Génze prigte, wurden Wertvorstellungen tradiert, die spéter auch in das weltliche
Recht Eingang fanden. Die Interaktionen zwischen Kirche und Staat sind je nach Epoche
unterschiedlich stark ausgepriagt. Bestimmte Rechtstermini waren sowohl im Kirchenrecht als
auch im staatlichen Recht in Gebrauch, so beispielsweise der Terminus duSegoub’stvo
(‘Seelenmord’) (siehe 4.12). Auch aus dem romischen Kirchenrecht, gesammelt im corpus
iuris canonici von 1582, wurden manche Grundsidtze in das russische Kirchenrecht
{ibernommen.**

Das russische Kirchenrechtswesen durchlief drei Perioden. Die erste Periode erstreckt
sich von Beginn des Christentums in Russland bis zur zweiten Hélfte des 15. Jahrhunderts
und ist bestimmt vom Wechselspiel zwischen Kirche und Staat. Von der zweiten Hailfte des
15. Jahrhunderts bis zu den kirchlichen und staatlichen Reformen Peters des Grof3en reicht die
zweite Periode, die von einem Anstieg des weltlichen Einflusses auf duflere und innere
Angelegenheiten der Kirche geprégt ist. Die dritte Periode reicht von der Regierungszeit
Peters des Groflen bis heute und ist charakteristisch fiir die Verringerung des Einflusses des

Kirchenrechts auf das weltliche Recht.>”

3.7.1 ERSTE PERIODE

Mit der Taufe des Grofifiirsten Vladimir des Heiligen im Jahre 988 fand das Christentum

Eingang in Russland. Die griechisch-orthodoxe Lehre aus Byzanz wurde zum

Wesensmerkmal der gesamten russischen Kultur. Wie der Nestorchronik zu entnehmen ist,

37 Vgl. Schultz 1951: 292 f.
¥ Vgl. Phillips 1959: 16 f.; Wachlowski 1937: 135; Metz 1963: 48 ff.
¥ Vgl. Goetz 1905: 5 f.
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wurde Vladimir zum demiitigen Christen stilisiert, vielleicht auch um die von Byzanz
forcierte kirchliche Kanonisierung des russischen Fiirsten zu unterstreichen. *°

Es waren die ersten griechischen Geistlichen, die bei ihren Reisen nach Russland den
sog. Nomokanon, ein Kirchengesetzbuch, mitbrachten. Der Nomokanon enthielt sowohl das
innere als auch das dullere griechische Kirchenrecht sowie die weltlichen Gesetzbiicher
Ekloge und Procheiron. Das Kirchengesetzbuch wurde ins Altrussische iibersetzt und erhielt
die Bezeichnung kormcaja kniga. Aufgrund einer von Griechenland verschiedenen
Rechtsauffassung in Altrussland konnte der Nomokanon nicht volle Anwendung finden,
daher bedurfte es vor allem bei der Umsetzung des Zivilrechts an Konkretisierungen. Die
enge Verflochtenheit zwischen russischem und griechischem Recht ist in dieser Zeit vor allem
auf die Abhidngigkeit der russischen Kirche vom Patriarchen von Konstantinopel
zuriickzufiihren, da dieser befugt war den Metropoliten fiir den russischen Teil des
byzantinischen Patriarchats zu entsenden.*'

Belege fiir die Aufnahme des Nomokanons in das russische Kirchenrecht sind in zwei
friithen Denkmélern der zwei ersten christlichen Fiirsten Russlands, das waren Valdimir der
Heilige und dessen Sohn Jaroslav der Weise, erhalten. Trotz fehlender stichhaltiger
Gegenargumente lésst sich nicht abschlieBend kldren, ob die beiden Denkméler diesen ersten
christlichen Fiirsten zuzurechnen sind. Nikolaj Karamzin war der Ansicht, dass die Echtheit
der Denkmiler in Zweifel zu ziehen ist. Bei der Beurteilung der Echtheit der Statuten ist nach
Leopold Goetz die materielle von der formellen Echtheit zu unterscheiden. Die materielle
Echtheit stellt darauf ab, dass die tradierten Normen den gesetzgeberischen Autoritdten, also
den Fiirsten, entspringen, wahrend die formelle Echtheit die schriftliche Fixierung der
Normen umfasst. Das heif3t, dass, selbst wenn die Niederschrift der Denkmaéler von
Gefolgsleuten, Gelehrten usw. der Fiirsten vorgenommen wurde, der rechtliche Gehalt der

Normen von Vladimir und Jaroslav stammt.*
3.7.1.1 Das Statut des heiligen Vladimir
Cnucok cpeHen peaaKiuu:

Tun Bcu cyau Llepksu nanu cyt. Kussio, u 00sipom, U cyAraM BO ThI Cy/Ibl HE OyCTyIaTHC: TO

BCC JJaJI €CMb 110 IICPBLIX LHAPCX PAKCHULO, (HO) BceneHnckux BEIUKUX CBATHIX CEAMH CO60pL

0 ygl. Langer 2003: 18, 29; Podskalsky 1982: 17 ff.
' vgl. Goetz 1905: 8 ff.
* Vgl. Goetz 1905: 8 ff.; Schultz 1951: 70 ff.
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BEJIMKUX CBATUTENb. AIlle KTO NMPEOOUAHWT Hallh YCTaB, KaKO X YCTaBHUINA CBATHIM OTIIH,
TaKOBBIM HEMPOIIEHOM ObiTa 0T 3aKkoHa Boxmua, rope cobe Hacmeayior. (...)"

,»Alle diese Gerichte sind der Kirche gegeben; den Fiirsten, Bojaren und ihren Richtern ist es
nicht erlaubt, sich in dieses Gericht zu mischen; das alles habe ich gegeben nach der
Anordnung der ersten Caren und auf Grund der heil. sieben 6kumenischen Synoden der
grossen Heiligen. Wenn wer unser Statut verletzt, denen soll es nicht verziehen werden von
Gott, und Wehe sollen sie sich zuziehen. Aber meinen Beamten [Tiunen] gebiete ich, das
kirchliche Gericht nicht zu verletzen und vom Gericht zu geben neun Teile dem Fiirsten und

den zehnten der heil. Kirche.“*

Zur Errichtung einer neuen Ordnung des gesellschaftlichen Lebens bedarf es
gesetzgeberischer und organisatorischer Tatigkeiten und ein zugrunde liegendes Gesetz. Ein
solches war das Statut des heiligen Vladimir, das mit der Verordnung iiber die sog. desjataja
vjaksja (‘kirchlichen Zehnten’), einer Abgabe, die der russischen Kirche zu Gute kommen
sollte, beginnt. Die Einhebung des allgemeinen Kirchenzehnten wurde von Vladimir
vorgeschrieben. Das Kirchengesetz umfasste den zehnten Teil aller staatlichen Einkiinfte des
Fiirsten, des Tributs sowie der Gerichts- und Handelsabgaben. Die Einhebung des
Geldbetrags wurde nicht nur fiir Kiev, sondern fiir die ganze Metropolie und fiir alle Bistiimer
durch Verordnung bestimmt. Mit dieser Verordnung wurde dem dringenden Bediirfnis der
Kirche Folge geleistet, ihr regelmdBige Unterhaltsmittel zur Verfiigung zu stellen.*” Der
Ursprung der desjataja vjaksja ist vermutlich auf ,die zehnte Woche aus dem Handel*
zuriickzufiihren. Die Héandler hatten zehn Prozent ihrer gesamten Einnahmen an den Staat
bzw. die Kirche abzutreten. Im Mittelalter war es iiblich, den Handel auf dem Marktplatz rund
um die Kirche zu treiben, das ist in deutschen Stddten sowie in russischen Stidten, wie
Novgorod oder Smolensk belegt. Praktischer Weise war der Kirchhof nicht nur ein Treffpunkt
aufgrund vorteilhafter Lage in der Mitte des Dorfs, sondern es wurden bei den Kirchen auch
die HandelsmaBe und —gewichte aufbewahrt. Fiir ihren Gebrauch oblag es der Kirche
Abgaben in Form von Geld oder Naturalien zu erheben.*

Ein besonderer Aspekt des Statuts des heiligen Vladimir ist die Uberweisung der
Erbschaftsstreitigkeiten an das kirchliche Gericht in der Passage: ,,Wenn Briider oder Kinder

tiber die Erbschaft streiten.” Karamzin stiitzte sich auf die Unrichtigkeit dieses Satzes um die

s, IlepxoBHbIl YcTas cB. KHA34 Bragumupa.
*'S. Goetz 1905: 17.

* Vgl. Goetz 1905: 19 ff.

* Vgl. Goetz 1905: 33 ff.
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Unechtheit des Statuts zu begriinden, da Erbschaftsstreitigkeiten im altrussischen Recht im
Allgemeinen dem fiirstlichen und nicht dem kirchlichen Gericht zugewiesen waren.
Streitigkeiten, die das Erbe von Mannen des Fiirsten, also der Gefolgschaft ,,druzinniki,
betrafen, wurden vor einem flirstlichen Gericht verhandelt. In gleicher Weise wurde die
Rechtsprechung von Streitigkeiten kirchlicher Mannen vom Bischofsgericht durchgefiihrt.
Dennoch ist es moglich, dass es unter Vladimir Erbschaftsstreitigkeiten gab, die sowohl die
kirchliche als auch die weltliche Rechtssphire betrafen. So hat beispielsweise der Teilfiirst
Vsevolod in der ersten Halfte des 12. Jahrhunderts eine Rechtssache, die auch ins Eherecht,
das Kirchensache war, eingriff, an das Bischofsgericht iiberwiesen. Dabei ging es um die
Aufteilung des Vermogens unter den Kindern nach dem Ableben des Vaters. Dem
Nomokanon zufolge konnte der Vater nur die legitimen Kinder beerben, solche, die aus der
vierten Ehe des Vaters stammten, blieben unberiicksichtigt. Da weltliches und Kirchenrecht in
vorliegendem Sachverhalt zu einem unterschiedlichen Ausgang gekommen wéren, wurden
Erbschaftsangelegenheiten dem Ressort der Kirche iiberwiesen. Diese Uberweisung
verbreitete sich im gesamten russischen Reich und wurde im 14. Jahrhundert zur allgemeinen
Regel.’

Mit grofler Wahrscheinlichkeit kann gesagt werden, dass die Bestimmungen auf die
Zeit Vladimir des GroBlen zuriickzufiihren sind. Da im Statut historische Fehler auffindbar
sind, kann davon ausgegangen werden, dass die Bestimmungen des Statuts des heiligen
Vladimir nicht von Vladimir selbst erlassen wurden. So kann Vladimir - wie in einer Version
des Statuts behauptet - nicht gesagt haben, dass ihm der erste russische Metropolit vom
groflen Patriarchen Photius geschickt wurde, da eben dieser bereits 100 Jahre vor Vladimir
gelebt hatte. Diese falsche Rezeption ist wohl darauf zuriickzufiihren, dass den altrussischen
Geschichtsschreibern, die das Statut abschrieben, aufgrund mangelnder Kenntnisse der
griechischen Patriarchen Fehler unterliefen. Sie verwechselten die erste ,,Taufe Russlands®,
unter Photius, als er die Kiever Fiirsten Askold und Dir mit ihrer Gefolgschaft taufte, mit der
zweiten Taufe Russlands, als der Patriarch von Konstantinopel Nikolaus II. Chrysoberges den
ersten Metropolit nach Kiev entsandte. Die spdteren Abschreiber bemerkten diese
Ungereimtheiten und entfernten sie. Einige historische Unwahrheiten sind aber in der
Redaktion erhalten geblieben. Ein weiteres Indiz dafiir, dass die Bestimmungen nicht von
Valdimir selbst erlassen wurden, ist eine Handschrift, die groBe Teile des Statuts zum Inhalt
hat, aber den Fiirsten Vladimir nicht erwéhnt. Es handelt sich vielmehr um eine anonyme

historische Niederschrift dariiber, was von den ersten christlichen, russischen Fiirsten zum

" Vgl. Goetz 1905: 28 ff.
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Nutzen der Kirche getan wurde. Das Statut kann man beschreiben als Sammlung
verschiedenartiger Niederschriften von echten Verordnungen des heiligen Vladimir.*®

Es soll nicht unerwihnt bleiben, dass scheinbar eine Uberlappung einzelner
Bestimmungen der Russkaja Pravda und des Statuts des Vladimir entstand, da mit dem Statut
Vladimirs Erbschaftssachen und Angelegenheiten der Vormundschaft den kirchlichen
Gerichten unterstellt wurden. Die Bestimmungen der Russkaja Pravda stammen jedoch aus
der Zeit, in der og. Rechtsgebiete der weltlichen Gerichtsbarkeit unterlagen. Eine Vielzahl
von Bestimmungen des Strafrechts, die im Statut Vladimirs normiert sind, gab es in der

Russkaja Pravda noch nicht, weshalb diese mit ihrer Normierung im Statut Vladimirs auch

auf weltliche Personen vor Kirchengerichten anwendbar wurden.*’

3.7.1.2 Das Statut des Groffiirsten Jaroslav

Auch beim kirchlichen Statut des Groffiirsten Jaroslav kann genauso wie bei jenem des
heiligen Vladimir lediglich von formeller Echtheit gesprochen werden, dh. dass die
Bestimmungen im Statut Jaroslavs beispielsweise zwar auf Basis der Gesetzgebung unter
Jaroslav entstanden, nicht jedoch direkt von ihm selbst sind. K. Nevolin nimmt an, dass die
Grundlage des Statuts Jaroslavs bis in die Zeiten der Einfiihrung des Christentums in
Russland zuriickreichen konnte. Laut Goetz sei dieses Statut dlter als jenes Vladimirs, mehr
noch, es seien die Bestimmungen bereits zu Lebzeiten Vladimirs in Kraft getreten, da zum
Teil Bestimmungen aus dem Statut Vladimirs iibernommen und konkretisiert wurden.
Teilweise handelt es sich um eine historisch notwendige Ergidnzung, die durchgefiihrt wurde,
da die erst seit kurzem zum christlichen Glauben konvertierten Bewohner der Kiever Rus’
noch heidnische Briuche praktizierten. Das bischdfliche Gericht wurde nicht nur nach dem
Wesen der Angelegenheit selbst zustindig gemacht, sondern auch nach der kirchlichen
Funktion der Person.”

Das Statut des Jaroslav enthdlt im Vergleich zum Statut des Vladimir strafrechtliche
Sanktionen fiir begangene Verbrechen und Vergehen. Hervorzuheben ist beispielsweise die
Bestrafung einer Frau durch ihren Ehemann, wenn sie der Zauberei beschuldigt war. Genau
hiel} es, dass dem Mann eine Disziplinargewalt {iber seine Frau zukomme, ,,wenn eine Frau

eine Hexenmeisterin ist, oder Amuletttragerin und Zauberin, oder Giftmischerin“>'. Auch der

*® Vgl. Goetz 1905: 31 ff.
¥ Vgl. Schultz 1951: 72 ff.
' vgl. Goetz 1905: 39 ff.
>1'S. Goetz 1905: 44.
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Metropolit Johann II. schrieb am Ende des 11. Jahrhunderts vor, dass Madnnern und Frauen,
die sich mit Zauberei abgeben, nach einer erfolglosen Ermahnung eine strenge Strafe
angedroht wird, aber nicht die Todesstrafe oder eine Korperverletzung.”> In den
»Kanonischen Antworten des Metropoliten Johann IL.“ wird der Terminus ienumemosn
gebraucht, der fiir ‘Kirchenbuf3e’ steht und ein eigentiimliches Rechtsinstitut im Kirchenrecht
darstellt. Der Rechtsausdruck ist in verschiedenen Schriften in unterschiedlicher Schreibweise

aufzufinden, mehr dazu unter 4.13.

3.7.1.3 Dekrete der Teilfiirsten und Diplome der mongolischen Khane

Neben den beiden erwihnten Statuten sind auch kirchliche Dekrete der Teilfiirsten aus der
ersten Periode tradiert. Dazu zdhlen das Dekret des Fiirsten Svjatoslav Ol’govi¢ von
Novgorod von 1137, das Dekret des Rostislav Mstislavi¢ von Smolensk aus dem Jahre 1150
sowie zwei Dekrete vom Fiirsten Vsevolod Mstislavic von Novgorod aus der ersten Hélfte
des 12. Jahrhunderts. Diese Dekrete wurden von spéteren Abschreibern stark umgearbeitet.
Vordergriindig ging es in diesen Dekreten um die Tributzahlungen an die Kirche, den sog.
Zehent. Des Weiteren ist darauf hinzuweisen, dass durch diese Dekrete die Bestimmungen der
oben erwihnten Statuten im Wesentlichen modifiziert und ortsspezifisch anwendet wurden.

Aus der Zeit der Mongolenherrschaft im 13. und 14. Jahrhundert sind einige von den
mongolischen Khanen an die Metropoliten verliehene jarlyki (‘Gnadenbriefe’) erhalten. Der
Grund fiir die Ausstellung dieser Briefe lag darin, dass jeder neue Metropolit bei jedem neuen
Khan die Bestitigung des fritheren Diploms ersuchte. Es ist besonders hervorzuheben, dass
durch diese Diplome die friiheren Rechte der russischen Kirche nicht nur bestétigt, sondern
sogar erweitert wurden. Das Ziel der Khane war die Kirche als Verbiindeten zu gewinnen und
als Kontrollinstanz einzusetzen, da diese bereits vor dem Einfall der Mongolen ein dichtes
seelsorgerisches Netz aufgebaut hatte. Deshalb beschiitzten die Khane die Unantastbarkeit des
Glaubens, der Kirchengesetze und des Vermdgens der Kirche. Weiters befreiten sie die
Geistlichkeit von Abgaben und Steuern und erméchtigten die Kirche weitgehend eigenstindig
die Gerichtsbarkeit auszuiiben.>*

Der jarlykv brachte die russische Kirche in eine stirkere Position gegeniiber den
weltlichen Herrschern, da die russischen Fiirsten die Rechte der Geistlichkeit anerkennen

mussten. Die Kirche benutzte die Diplome als Drohmittel um ihre Rechte gegeniiber den

2 Vgl. Goetz 1905: 44.
3 Vgl. Goetz 1905: 45 ff.
> Vgl. Goetz 1905: 48 ff.
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Khanen durchzusetzen. Sie tat dies 1503, als die Moskauer Synode verhinderte, dass der
Groffiirst Ivan III. die Kirchen- und Klostererbgiiter fiir den Fiskus wegnahm, oder Mitte des
16. Jahrhunderts, als der Metropolit Makarius den Zaren Ivan IV. daran hinderte, es seinem
GrofBvater Ivan III. gleichzutun. Die Mongolenherrschaft wurde zu einer Bliitezeit fiir das
russische Kirchenrecht, da viele neue Kloster eingerichtet wurden, die sich mittels
Gnadenbriefs Privilegien und vor allem die Gerichtsbarkeit iiber ihre Bauern ausbedungen.
Zu Beginn des 15. Jahrhunderts lockerte sich die Herrschaft der Mongolen iiber die
russischen Fiirstentiimer und der Moskauer Grof3fiirst vereinte unter seinem Namen eine Zahl
an Teilfiirstentlimern. Vor diesem politischen Hintergrund richtete der GroBfiirst Vasilij
Dmitrievi¢ gemeinsam mit dem Metropoliten Kyprian ein Schreiben, das auf die Statuten des
heiligen Vladimirs und des Jaroslavs verwies und die kirchlichen Rechte bekriftigte, an die
litauischen und polnischen Herrscher und an den Moskauer GroBfiirsten. Wéhrend die
litauischen und polnischen Herrscher die Statuten einige Male bestitigten, erlie der
Moskauer Grof3fiirst Dmitrievi¢ ein Dekret, das die Rechte der russischen Kirche beschnitt.
Die Neuerungen umfassten eine Tributpflicht an den GroBfiirsten wie auch die Bereitstellung
von Kriegsleuten, die unter dem Banner des GroBfiirsten kdmpfen mussten. Eine wichtige
neue Bestimmung bezog sich auf Regelung der Zugehorigkeit der Menschen zur Kirche bzw.

zum Fiirsten.>®

3.7.2 ZWEITE PERIODE

Die zweite Periode, die Mitte des 15. Jahrhunderts begann, wird auch Moskauer Periode
genannt. Das wegweisende Ereignis war die Tiirkenbelagerung Konstantinopels im Jahr 1453,
die zur Autokephalie der russischen Kirche und zum Niedergang der Macht der
byzantinischen Metropoliten fiihrte. Im Gegenzug stieg die Abhéingigkeit von der ortlichen
Staatsgewalt, so war es nun der Moskauer Herrscher, der die Ernennung des Metropoliten und
spéter des Patriarchen vollzog. Die allgemeinen Grundlagen des russischen Kirchenrechts
waren weiterhin der griechische Nomokanon und die darauf basierenden zwei Statuten des
heiligen Vladimir und des Jaroslav. Dariiber hinaus leiteten die einzelnen GroBfiirsten
erginzende Reformen des Kirchenrechts ein.”’

Beschnitten wurden vor allem die Privilegien, die die hohe Geistlichkeit und die

Kloster in ihrer Eigenschaft als Grundbesitzer genossen, was durch eine schleichende

> Vgl. Goetz 1905: 50 ff.
%6 vgl. Goetz 1905: 53 ff.
T vgl. Goetz 1905: 62 f.
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Sdkularisation vonstattenging. Dazu gehorten die erbrechtliche Sonderstellung der Bischofe
und Kloster, die Untersagung gegeniiber den Kirchen und Kldstern ihre Stammgiiter zu
vermehren sowie die Einrichtung des ,,Klosteramtes* durch das Gesetzbuch ,,UloZenie von
1649%, in dem die Staatsverwaltung der Kirchen- und Klostergiiter konzentriert war und die
Zivilgerichtsbarkeit vollzogen wurde. Bereits im Synodalgesetz des Jahres 1551, dem sog.
stoglave, war der zunehmende Einfluss des sdkularen Rechts zu erkennen, da vor allem
Bestimmungen aus dem Statut des Jaroslavs, wie die Geldstrafe, die im russischen Recht
keine Bedeutung mehr hatte, nicht mehr enthalten waren. Uber die Funktion und Verbreitung
der Geldstrafe, der sog. vira (‘“Wergeld’), ist unter 4.14 Genaueres zu erfahren. Die Moskauer
Herrscher erhielten groferen Einfluss im kirchlichen Bereich, indem sie den neugeweihten
Metropoliten den Hirtenstab {iberreichten und auf ihr Gehei3 hin die Metropoliten die

Didzesanbischofe nach Moskau zu Synoden einberiefen.®

3.7.2.1 Der Stoglav

An Hand der Synode von 1551 soll gezeigt werden, wie im alten Russland Kirchenrecht
gesetzt wurde. Der sog. stoglave, eine in hundert Kapitel eingeteilte Schlussredaktion der
Synode wurde in Anlehnung an das zaristische Gesetzbuch sudebnikw erstellt. Das Ziel war
es, ein Kirchengesetz unter der Agide des Metropoliten Makarius und in Gegenwart des Zaren
Ivan IV. zu erlassen. Das Gesetzgebungsverfahren lésst sich in gewisser Hinsicht mit einem
parlamentarischen Verfahren vergleichen. Denn als Vertreter der Didzesen waren die
russischen Didzesanbischofe, die die Bestimmungen des Stoglav ausarbeiteten, berufen. Dem
Zaren kam das Recht zu, ,,Gesetzesinitiativen in der Form von Fragen vorzulegen, die in der
Synodalverhandlung diskutiert wurden. In einem Sammelband wurden die Bestimmungen
nach Entscheid der Synode und auf Befehl des Zaren dem ehemaligen Metropoliten Joasaf
und auch anderen geistlichen Personen zur Beurkundung vorgelegt. Nach Ausarbeitung der
Anderungsvorschliige basierend auf dem Text der Synodalverhandlung stimmte der
Metropolit dem Inhalt der Bestimmungen zu. Die Anderungen des Metropoliten wurden
groBtenteils von der Synode iibernommen. Als Ergebnis entstand die endgiiltige Fassung des
Stoglav mit der Einteilung in hundert Kapitel.”

Beim Stoglav handelt es sich um den Versuch einer Kodifizierung des altrussischen
Kirchenrechts, weshalb vor allem auf vorhandene Dekrete und Statuten aufgebaut wurde,

anstatt neues Kirchenrecht zu schaffen. Die Synode stiitzte sich im Grofen und Ganzen auf

¥ Vgl. Goetz 1905: 63 ff.
* Vgl. Goetz 1905: 66 ff.; Koxanuukos 1863: 1 f.
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die kormcaja kniga, verwies aber auch auf Gebrduche und usus der damaligen russischen
Kirche. Vom Zaren vorgebrachte Fragen, die nicht im Stoglav beantwortet wurden, fanden
Eingang in einen sog. ukaz (‘zaristischer Befehl’) aus dem Jahr 1552,

Im Zusammenhang mit dem Stoglav ist auch das Schisma der Altgldubigen aus der
zweiten Hélfte des 17. Jahrhunderts zu erwédhnen, bei dem es vor allem um religiose Symbole,
namentlich das Kreuzeszeichen, das Alleluja und das Rasieren von Bart und Schnurrbart ging.
Die Bestimmungen iiber diese Symbole, die aus dem Jahr 1551 stammen, wurden bei der
groBen Moskauer Synode im Jahr 1667 beseitigt. Und zwar sei der Stoglav kein Werk von
Félschern, sondern die og. Bestimmungen seien unverniinftig. Die Synode von 1667 war auch
insofern bedeutend, als zu ihr die Patriarchen Paisius von Alexandria und Makarius von
Antiochia anreisten, um im Streit zwischen dem russischen Patriarchen Nikon mit dem Zar
Aleksej I. Recht zu sprechen. Dennoch sei darauf hingewiesen, dass der Stoglav mehr als
hundert Jahre als kanonisches Buch in Geltung war und mehrmals von weltlichen und
geistlichen Herrschern im Laufe des 16. und 17. Jahrhunderts bestitigt wurde. !

Zu erwihnen ist die Synodalentscheidung des Jahres 1590 mit dem Schreiben des
Patriarchen von Konstantinopel, Jeremias II., das die Grundlage dafiir legte, dass in Russland
anstelle der Metropolie ein Patriarchat eingerichtet wurde. Auch die Aufteilung der russischen
Kirche auf das Moskauer Patriarchat und das Patriarchat von Konstantinopel {ibte Einfluss auf
das russische Kirchenrecht aus. Die Teile der russischen Kirche, die auf dem Territorium des
Konigreichs Polen lagen, wurden erst 1687 der Gewalt des Moskauer Patriarchen unterstellt.
Diese Vereinigung der Macht in der Hand eines Patriarchen wurde jedoch dadurch
konterkariert, dass sich die Mehrzahl der westrussischen Didzesen freiwillig unter die Gewalt
des rdmischen Papstes stellte. Demnach war die russische Kirche in der zweiten Periode einer
Vielzahl divergierender Einfliisse ausgesetzt, was einerseits eine einheitliche Entwicklung
verhinderte, andererseits aber die Pluralitdt durch unterschiedliche kirchenrechtliche Einfliisse

verteilt auf das russische Territorium forderte.®?
3.7.3 DRITTE PERIODE
Die kirchlichen Reformen Peters des Grof3en bildeten insofern einen Einschnitt in das

bisher geltende russische Kirchenrecht, als weitreichende klerikale Kompetenzen beschnitten

wurden. Die Staatsgewalt war nunmehr im Vergleich zur kirchlichen Gewalt die wichtigere.

0 vgl. Goetz 1905: 69 f.
''vgl. Goetz 1905: 70 ff., Llentpansuas Tunorpadis 1911: I1.
62 vgl. Goetz 1905: 74 ff.
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Im Jahre 1721 wurde anstelle des Patriarchen als Oberhaupt der russischen orthodoxen Kirche
ein geistliches Kollegium, bezeichnet als Heiliger Synod, eingerichtet. Die russische Kirche
war somit kein ebenbiirtiger Partner der weltlichen Herrscher mehr, sondern erhielt lediglich
jene Rechte, die auch die anderen Kollegien im Staatsapparat zugestanden bekamen. Der
Synod hatte die Gesetze und Interessen des Staates in der Sphire des kirchlichen Lebens zu
wahren, war bei dessen Durchfithrung aber auf Zustimmung des Zaren angewiesen. So hief3
es bei der Regelung siamtlicher Angelegenheiten ,,auf Befehl Seiner Kaiserlichen Majestiit“®’.

Quellen des russischen Kirchenrechts waren zur Zeit Peters des Grofen und danach in
vielféltiger Weise vorhanden. Ausgegangen wurde von der Heiligen Schrift, die in Russland
in russischer Ubersetzung in Gebrauch war und beispielsweise zur Regelung
familienrechtlicher Belange herangezogen werden konnte. Zu nennen sind auch die Quellen,
die die russische Kirche gemeinsam mit den anderen orthodoxen Kirchen hatte. Hierbei
handelte es sich vor allem um die aus der Periode des Patriarchats stammende und spéter
ofters im Namen des heiligen Synods herausgegebene Kormcaja Kniga und die seit 1839
verdffentlichte sog. kniga pravilv (‘Regelbuch’). Die kniga pravils stellte eine neue russische
Ausgabe des kanonischen Kodex der orthodoxen Kirche dar, ersetzte aber die friithere
Kormcaja Kniga nicht. Es wurde usus sich auf das Regelbuch zu berufen, da dieses die
vollstindigen altrussischen Kanones in besserer Ubersetzung als die Korméaja Kniga
umfasste. In der neuen Ausgabe des kanonischen Kodex sind des Weiteren die Regeln
Basilius’ des GroBlen iiber die Monche, die Regeln des Patriarchen Nikephoros’ von
Konstantinopel und der Synodalakt des Patriarchen Nicolaus’ Mystikos enthalten. Griechisch-
rOmische Gesetze blieben in den jiingeren kirchlichen Gesetzbiichern erhalten und hatten
Auswirkung auf das Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts. So erhielt sich auch der griechische
Nomokanon trotz oftmals eigentiimlicher Bestimmungen als Gesetzesgrundlage des
russischen Kirchenrechts.**

Das Kirchenrecht hat auch weitgehend Eingang in die biirgerlichen Gesetzbiicher des
19. Jahrhunderts gefunden. Oftmals existierten kirchenrechtliche Bestimmungen und
privatrechtliche Bestimmungen nebeneinander, so beispielsweise hinsichtlich des
heiratsfahigen Alters von Ménnern und Frauen. Wiahrend hierbei das Kirchenrecht von 15
bzw. 13 Jahren ausging, stellte das weltliche Recht auf Vollendung des 18. bzw. 16.

Lebensjahres ab.®

'S, Goetz 1905: 79.
 vgl. Goetz 1905: 80 ff.
5 vgl. Goetz 1905: 84 ff.
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Unter Peter dem Groflen wurden folgende besonders wichtige gesetzgeberische Akte fiir
das russische Kirchenrecht erlassen: Der sog. duchovnij reglament’ ili ustav duchovnija
kollegii (‘Geistliche Reglement”) ist ein wichtiger Rechtsakt sowohl in kirchenrechtlicher als
auch in staatsrechtlicher Hinsicht, der eine Trennlinie zwischen altem und neuem Recht der
russischen Kirche =zieht. Frihere Bestimmungen, die dem Wesen nach nicht
kirchenrechtlicher Natur waren, wurden aufgehoben. Der Autor, der das Geistliche Reglement
bereits 1719, also zwei Jahre vor Griindung des heiligen Synods, schuf, war Theophan
Prokopovi¢, Erzbischof von Pskov. Prokopovi¢ war derjenige Gelehrte, der am meisten zu
den kirchlichen Reformen unter Peter dem GrofBlen beitrug. In seinen Werken beschrinkte er
sich jedoch nicht nur auf klerikale Ausfiihrungen, sondern setzte auch ein Literaturdenkmal,
indem er dhnlich den beriihmten Instruktionen Katharinas II. verwaltungstechnische und
bildungspolitische ~Aspekte diskutierte. Als Basis der kirchlichen Lokal- oder
Diozesanadministration wurde 1841 der sog. ustav duchovnich konsistorij (‘Statut der
geistlichen Konsistorien’) erlassen. In der zweiten Hélfte des 18. Jahrhunderts wurden bereits
die dienstlichen Pflichten der Pfarrgeistlichkeit in der sog. kniga o dolznostjach presviterov
prichodskich (‘Buch iiber die Amtspflichten der Pfarrgeistlichen’) vom Bischof Parthenius

Sopkovskij von Smolensk normiert.*

56 vgl. Goetz 1905: 88 ff.
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4 SPRACHWISSENSCHAFTLICHE ANALYSE

Das Rechtsrussisch wird hier einerseits aus etymologischer Hinsicht untersucht, insbesondere
gilt es zu erfahren, ob russische Worter Lehn- bzw. Fremdworter sind, die ohne Abidnderung
in die russische Sprache aufgenommen wurden. Hinsichtlich der Bildung von Komposita soll
untersucht werden, ob die in die russische Sprache entlehnten Worter lexikalisch dem
fremdsprachigen Vorbild nachgebildet wurden. Andererseits will ich mich der Frage widmen,
ob ein rechtlicher Fachausdruck von der russischen Alltagssprache abstammt, direkt als
fremder Rechtsterminus in die russische Sprache aufgenommen wurde oder ob er sogar
vielleicht im Laufe der Sprachentwicklung seine rechtliche Bedeutung verlor und aus dem
juristischen Sprachgebrauch verschwand.®’

Exemplarisch sollen auch aktuelle Rechtsfragen erldutert werden, die die heutige
Verbindung zwischen der deutschen und der russischen Rechtssprache verdeutlichen. Ziel ist
es auch, einen moglichst frithen Beleg des Rechtsterminus, einen sog. Erstbeleg, zu ermitteln,
der iiber eine rechtliche Bedeutung verfiigt. Im Folgenden werden die untenstehenden

rechtlichen Fachausdriicke untersucht:

RUSSISCHER RECHTSTERMINUS DEUTSCHE UBERSETZUNG
BHpa Wergeld

rpamMora Urkunde
AyumeroyobcTBo Mord, Seelenmord
3aKOHBb Gesetz

ienmuTeMba BuBle, Kirchenstrafe
KOYILISI Handel, Kauf
KPOBHAasl MeCTh Blutrache

HpPaBbI Sitten

o01IecTBO Gesellschaft
OTBETCTBEHHOCTh Haftung
COOCTBEHHOCTH Eigentum

cyn Gericht

Tarb0a Diebstahl
OpUaAnYecKoe JTUII0 juristische Person

7'Vgl. Bruns 2007 : 53.
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4.1 Koymias

Der Handel ist ein althergebrachter Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens und einer der
ausschlaggebendsten Faktoren fiir die Entstehung von prosperierenden Siedlungen. So ruhte
die Kiever Rus’ neben militdrischen und politischen auch auf wirtschaftlichen Fundamenten.
Der Darstellung in der Nestorchronik folgend stand neben der militirischen Expansion und
der damit verbundenen Beherrschung von Territorien vor allem die Sicherung von wichtigen
Handelsrouten im Vordergrund. Auch die Rolle der Kriege war bedeutend, da im Gefolge der
lokalen Fiirsten Kdmpfe um die Vormachtstellung ausbrachen.

Vor diesem Hintergrund scheint es selbstverstindlich, dass es im Altrussischen auch
einen entsprechenden Terminus fiir Handel im Sprachgebrauch gegeben haben muss, und
zwar das Wort koynusa. Die Wortfamilie kynums stammt vom gotischen Wort kaupon bzw.
von *kaupjan ab. Kaupon wiederum wurde vom lateinischen Wort caupo abgeleitet.®® Das
Wort koynasa ist belegt in den ,.kanonischen Antworten des Metropoliten Johann IL.“, in der
Russkaja Pravda und in der ,JlaBpenTheBckas netomucs™; ferner findet es sich im ,,cnmoBaps
pycckoro s3pika XI-XVII“ der Akamemuss Hayk CCCP und im ,,coBape pyccKoOro si3bIKa
XVIII. Beka“ der Poccuiickas Akagemus Hayk.

Da in der Vergangenheit die Rechtsterminologie und die Wirtschaftsbegrifflichkeit
noch nicht vollends ausdifferenziert waren, wohnt dem Fachausdruck koynns eine Reihe von
rechtlichen und wirtschaftlichen Bedeutungen inne. Beleg 1 verwendet den Terminus koynis
nicht in juristischer Bedeutung, sondern in wirtschaftlicher. Es ist die Rede vom Handel als
wirtschaftlichem  Phdnomen, das aber nicht frei von gesellschaftspolitischen
Rahmenbedingungen ist, sondern gewisse Mindesterfordernisse erfiillen muss. So wird in den
,kanonischen Antworten des Metropoliten Johann II.“ darauf hingewiesen, dass aus
kirchenrechtlicher Sicht der Handel mit Heiden unsittlich und zu unterlassen sei. Das
Zuwiderhandeln 16ste keine direkten strafrechtlichen oder kirchenrechtlichen Sanktionen aus,
wie etwa KirchenbuB3e, sondern fiihrte zu gesellschaftlicher Achtung.

Wie in Beleg 2 ersichtlich ist, wurde der Terminus koynus bereits in der Russkaja
Pravda verwendet. Es wurde ihm insofern eine juristische Bedeutung beigemessen, als ein
Kauf ein entgeltliches Geschiift sei, also fiir eine Leistung eine Gegenleistung, meist in Form
von Geld, zu entrichten ist. Dieser rechtliche Sinngehalt ist implizit in der Erkldrung, was ein
Kéaufer sei, enthalten. Demnach ist kyneys als Nomen agentis der Wortfamilie kynumeo

zuzuordnen. Dariiber hinaus ist der Terminus koynis in der Russkaja Pravda auch in der

%S, dacmep 1971: DCPA, 1. 11. 420.
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Bedeutung 3aems ‘Darlehen’ in Verwendung.®”’ In verwaltungsrechtlicher Bedeutung wird
koynaa in Beleg 3, im sog. polnoe sobranie zakonov Rossijskoj imperii, verwendet. In Beleg
3 wurden die mengenmifige Beschrinkung bei einem Kauf und die Registrierung von
bestimmten Kaufvorgéngen bei den Zollbehdrden normiert.

Beleg 4 stellt ein Beispiel fiir die Verwendung von koynaa als Wort der Alltagssprache
dar und ist hier nicht mit ‘Handel’, sondern schlicht mit ‘Kauf” zu {ibersetzen. Dieser Beleg
lasst vermuten, dass das Wort in der russischen Sprache in weiter Verwendung war. Der
Ausdruck koynasa erfahrt, wie in Beleg 5 ersichtlich, auch eine Bedeutungserweiterung,
insofern als er nicht nur den Kauf an sich repridsentiert, sondern auch die verschriftlichte,
rechtliche Grundlage desselben, also einen Kaufvertrag. Gewisse Geschifte konnten mit
einem zugrunde liegenden Kaufvertrag rechtliche Wirkung entfalten, wenn diese den
Formvorschriften entsprechend ordnungsgemdfl errichtet wurden. Meist wurden solche
Handelsvertrdge in Form von Privaturkunden erstellt, hierzu Niheres unter dem
Rechtsterminus rpamota (‘Urkunde’). (siehe 5.4)

Der Wortfamilie kynums gehort auch folgendes Nomen an: kyneys wurde auch in der
Nestorchronik, wie in Beleg 6 und Beleg 2 ersichtlich, verwendet und ist das dem Substantiv
koynns zugehorige Nomen agentis. Der Rechtsterminus koynis ist in der heutigen Sprache
nicht mehr in Verwendung, anstelle dessen wird fiir Handel das russische Pendant mopzoesns
und fiir Kauf nokynxa angewendet. In Wortverbindungen wie xynasa-npooasca ist aber der

urspriingliche Rechtsterminus erhalten.

Beleg 1:

§ 28. Mxe cBoieto BOJCH XOJAaTh K TOTAHBIMB KOYIUIS palid, U CKBepHoie b maTh, cuxb
f)TB'B H_IaBaieM'b BBCXBINIHUKBI, W JIMXOMMAHHUKBI, W HCIPABCAHWKBI, W MC3JHUKLI, H
cpebpomobia; (...)"°

§ 28. Die, welche freiwillig, des Handels wegen, zu den Heiden gehen und Unreines essen,

nennen wir Habgierige und Wucherer und Ungerechte, kdufliche und geldgierige Menschen;

..)"

Beleg 2:7

73
Oske KTO Kynenp KyTIO JaCTh B KYIUTIO KYHBI WIIK B TOCTOY, TO... TOCITYCH €My He Hajgo0b .

% Vgl. Tuaubyprs 1888: 44.

7 Die kanonischen Antworten des Metropoliten Johann II. (1080-1089).
'S, Goetz 1905: 160 f.

'S, CPS XI-XVII BB., BEIMycK 8, 129.

7'S. I'pexos 1940: 333.
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Wenn ein Kéufer einem anderen Geld fiir einen Kauf oder Handel gibt, dann braucht er

. 74
keinen Zeugen.

Beleg 3:"°

bonbme 4 gerBepreld Ha 4YenoBb ka OTHIOMB HE TOKYINaTh, M TOE KYIUIIO 3aIUCBHIBATH Yy
TaMOYCHHBIX ['0JIOB B KHHTH. °

Mehr als 4 Viertel sollen pro Person keineswegs gekauft werden, und dieser Kauf ist beim

obersten Zollbeauftragten ins Buch einzutragen.

Beleg 4:7
ITo pasyMmy cBoeMy U ChBb aHHO GBIBACTH KyIIIS.

Seinem Verstand nach und dem Anschein nach wird es ein Kauf.

Beleg 5:”°
Mory i1 APYTyrO KYIUTIO HAITUCATH.

Wenn ich einen anderen Kaufvertrag schreiben kann.

Beleg 6:
PaxyercA KyIelp IpuKyms cTBopuBs” (...)"

Der Kaufmann freut sich liber den erzielten Gewinn (...)

4.2 FOPUINYECKOE JIUIIO

Die Rechtsfigur der juristischen Person durchlief eine mannigfache Entstehungsgeschichte
und erwies sich als stindig im Wandel befindlicher, wissenschaftlicher Terminus. Die
juristische Person ist zwar rechtsfiahig und hat daher eine eigene Rechtspersonlichkeit, sie ist
aber nicht handlungsfihig und bedarf eines Organs in Form einer natiirlichen Person, um
rechtsgeschéftliche Handlungen setzen zu konnen. Die Entwicklung des Begriffs der

juristischen Person wird den Kanonisten, also dem Kirchenrecht im Allgemeinen,

" Sofern nicht anders angegeben, stammen die Ubersetzungen von mir.
7'S. CPS XVIII ., BeImyck 11, 79.

76'S. TIC3 1830: 379.

7'S. CPS XI-XVII BB., BBITyCK 8, 129.

®S. Benemmesmu 1906: 753.

7'S. CPS XI-XVII BB., BEIMyCK 8, 129.

89S Nestorchronik 1997: tom 1, 487.
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zugeschrieben. Juristische Personen des Kirchenrechts haben nicht auch automatisch
Rechtspersonlichkeit im staatlichen Recht inne, sondern miissen die Voraussetzungen einer
juristischen Person des Privatrechts erfiillen.®'

In der Russkaja Pravda wird das Wort suyo in Form von sauye in einem juristischen
Kontext gebraucht. Goetz iibersetzt es, wie in Beleg 1 ersichtlich, mit ‘Klageobjekt’, i.e.
dasjenige, was den Gegenstand der Klage bildet. So tiberfiihrt beispielsweise der Besitz des
Klageobjekts den Dieb. Hingegen ist bei der auf Mord erhobenen Verdachtsklage uye nicht
das Klageobjekt, sondern der Leichnam des Getdteten. Boltin bietet fiir Beleg 2 eine
alternative Ubersetzung fiir die Passage coe emy munems ‘das ihm gehorende Objekt’, die da
lautet, ‘das seine in natura wieder nehmen’. Die Belege 1 und 2 zeigen, dass, selbst wenn der
Fachausdruck nuyo in der Russkaja Pravda mit dem nicht juristischen Wort ‘Objekt’ libersetzt
wird, uyo eine rechtliche Bedeutung zukommt, da diese den zitierten Textstellen innewohnt.
Das heif3t, dass diesem Terminus Rechte und Pflichten beigemessen sind, die ihn von einem
landldufigen Wort unterscheiden.

In etymologischer Hinsicht zeigt Beleg 3, dass der Ausdruck suye im 11. Jahrhundert
bereits in der Bedeutung ,,Person* verwendet wurde und nicht nur das Gesicht, sondern den
ganzen Menschen umfasste. Dieses sprachliche Phianomen stellt die rhetorische Figur ,,pars
pro toto* dar. Es war auf gesellschaftlichen Erwédgungen gegriindet und lieB3 sich wohl auch
mit der religiosen Bedeutung des Worts erklidren. Denn ein pars-pro-toto-Opfer war ein
soziales Phdanomen, das bereits im Alten Testament durch Abraham eingefiihrt wurde, indem
ein Teil des Korpers in symbolischer Vertretung fiir den ganzen Menschen geopfert wurde.
Ein Beispiel hierflir war die rituelle Beschneidung.

Jluyo steht in etymologischem Zusammenhang mit dem altrussischen Wort zux,
welches ‘Bild’ bzw. Abbildung des Gesichts einer Ikone bedeutet. Jlux wiederum kann auf
den gotischen Ausdruck leik zuriickgefiihrt werden, der ua. den Korper in seiner Gesamtheit
umfasste. Bereits die Etymologie des Wortes szux ldsst darauf schlieen, dass in der
Ikonographie, das Gesicht, exemplarisch fiir den ganzen Kdorper herangezogen wurde. In der
Ikonenmalerei beschrinkte man sich oft auf die Abbildung des Hauptes der Heiligen, das als
»wZentrum des Korpers galt®. Die Sprachgeschichte zeigt, dass sich diese frithe Bedeutung des
Wortes leik liber Jahrhunderte erhielt und es kann durchaus davon ausgegangen werden, dass
das Wort bereits in der Gebersprache, dem Gotischen, eine derartige Bedeutung zukam.

Die Tatsache, dass das Gesicht als exemplarisches Zeichen, also ,,pars pro toto*, fiir

den gesamten Menschen herangezogen wurde, ldsst sich auch in der Antike, nimlich im

81 vgl. Korte 1991: 9 f.; Puza 1993: 149 f.
82 Vgl. dacmep 1971: DCPS, Tom II. 495.
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griechischen Theater, belegen. So wurde das griechische Wort zpdowmov als Bezeichnung
nicht fiir Maske, sondern vielmehr auch fiir die Rolle, die dargestellt wurde, herangezogen,
wie in Platons ,,Politeia®. Aristoteles ging tliber die Bedeutung ,,Rolle hinaus und mal dem
Wort in Texten beziiglich Moral und Recht auch Personeneigenschaften bei. Die erweiterte
Bedeutung von mpdowmov wurde auf die Stoa {ibertragen und in einen ethischen Kontext
gestellt. Uber die Stoiker gelangte der Terminus in den rémischen Sprachgebrauch und wurde
dort von Cicero auch in rechtlichen Texten verwendet.*> Das lateinische Pendant persona
‘Maske’ bzw. ‘Charakter’ kam vermutlich durch die Christianisierung und die spétere
Verlegung des Machtzentrums von Rom nach Konstantinopel in das ostromische Reich. Von
dort wurde es von der Orthodoxie rezipiert und im Wege des Sprachkontakts in die Kiever
Rus’ transportiert, wo — wie oben erldutert — Ikonen zu meist nur das Gesicht des Heiligen
abbildeten.

In Beleg 4, einem Artikel des Stoglav, wird dem Terminus suyo nicht nur die
Bedeutung als physische Person beigemessen, sondern das Wort impliziert sogar
Charaktereigenschaften einer Person. Ahnlich werden auch in Beleg 5 mit dem Wort zuyo
Personen bezeichnet, denen Rechte und Pflichten verliehen sind, so beispielsweise die Rechte
und Pflichten des Herrscheramts, das eine physische Person bekleidete. Ferner ist szuyo auch
Teil des Verbs npunuuumcs, siche Beleg 4 (Seite 83).

Im UloZenie von 1768 findet sich suyo, wie in Beleg 6 ersichtlich, insofern als
juristischer Ausdruck, als ihm eine offentlich-rechtliche Bedeutung beigemessen wurde. Der
Ausdruck epascoanckoe nuyo beinhaltete staatsbiirgerliche Rechte und Pflichten des
Einzelnen, die sich in der Teilnahme an der Bildung des Staatswillens oder an der Ausiibung
der Staatsfunktionen manifestierten. Im Gegensatz zu westeuropdischen Kodizes vermisste
man im ,,Russischen Biirgerlichen Gesetzbuch von 1832 den rechtlichen Fachausdruck der
juristischen Person. Dies ldsst darauf schliefen, dass der Terminus rwopuduueckoe nuyo in
Russland bis in das 19.Jahrhunderts nicht in Verwendung war, da das Biirgerliche
Gesetzbuch von 1832 eine Zusammenfassung sdmtlicher bedeutender Gesetzestexte dieser
Zeit darstellt und ein russisch geprégtes Schriftdenkmal von umfassendem Charakter ist. Laut
M. Ljubavskij ist der Kodex M. Speranskijs von 1832 ,.ein Auszug aus der alten russischen

84

Gesetzgebung“™, dem nichts Fremdartiges, vor allem in Bezug auf westeuropéische

Rechtssysteme, beigemengt ist.** Diese Meinung Ljubavskijs bekriftigt die Vermutung, dass

3 Vgl. Nass 1964: 10f.
8. Schultz 1951: 218.
% Vgl. Schultz 1951: 218 f.; Kopemun 1995: ff.
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der Terminus mwpuduueckoe auyo damals noch nicht in die russische Rechtssprache
aufgenommen war.

Das Sowjetrecht kannte das Rechtsinstitut der juristischen Person - wie in Beleg 7
ersichtlich - denn der Ausdruck ropuouueckoe auyo kommt explizit im ,,Gesetzbuch der
UdSSR von 1990* vor. Dennoch war dieses Rechtsinstitut der juristischen Person von der
heutigen Auffassung verschieden und selbst in der sowjetischen Rechtstheorie stark
umstritten. Es wurde zwischen mehreren Gruppen juristischer Personen differenziert: Es gab
Staatsunternehmen, die auf eigene Rechnung wirtschafteten und als Staatsorgane angesehen
wurden. Weiters unterschied man Staatsbehdrden, denen Rechtspersonlichkeit kraft Gesetzes,
Verwaltungsakts oder Statuts verliechen wurde und die administrativ-politische oder sozial-
kulturelle Téatigkeiten ausiibten, jedoch keine wirtschaftliche Selbststdndigkeit genossen. Ein
Beispiel dafiir ist die Akademie der Wissenschaften der UdSSR. Eine andere Art juristischer
Personen stellten die Genossenschaften einschlielich der Kolchosen, denen in der
Sowjetunion eine bedeutende Rolle zukam, dar. Diese Rechtsform war in der Verfassung
normiert und auch charakteristisch dafiir, dass sdmtliche Mitglieder, ungeachtet der Grof3e
ihrer Einlage, gleiche Rechte genossen. Juristische Personen waren auch gesellschaftliche
Organisationen, die in Art. 126 der Verfassung vorgesehen waren, so beispielsweise
Gewerkschaften, wissenschaftliche Verbindungen oder Sportvereine. Auch der Staat als
Fiskus, vertreten durch das Finanzministerium, galt als eine juristische Person, die sich
Organen bediente, die im Namen und auf Rechnung des Staates Geschéfte im Auflenhandel
durchfiihrten. Diese Organe waren abzugrenzen von speziell eingerichteten Import- und
Exportunternechmen, die die Erlaubnis hatten im eigenen Namen Vertrdge abzuschlieBen, fiir
die der Staat keine Haftung iibernahm.

Im geltenden Recht der Russischen Foderation versteht man unter dem Fachausdruck
ropuouueckoe auyo einen selbststandigen Rechtstriager, dessen Rechte und Pflichten nicht auf
jene ihrer Anteilseigner bzw. auf jene der Mitarbeiter beschriankt sind, sondern der auf eigene
Rechnung und in eigenem Namen wirtschaftet. Demnach kennt auch das russische Recht die
Abgrenzung zu rechtsfahigen Personengesellschaften, bei denen das Vermogen den
Gesellschaftern zugerechnet wird. Das Rechtsinstitut der juristischen Person entspricht dem
Pendant, das in westlichen Rechtsordnungen, wie dem deutschen und dem Osterreichischen
Recht heute vertreten ist. Thre rechtlichen wie auch linguistischen Eigenschaften sind sich
sehr nahe. Die russischen Rechtstermini sind jenen westlicher Rechtsordnungen

nachempfunden und stellen meist direkte Ubersetzungen ebendieser dar. So entspricht

% vgl. Schultz 1951: 294 ff.
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beispielsweise der russische Terminus ropuduueckoe auyo der deutschen ‘juristischen Person’

T T 87
und der italienischen ‘persona giuridica’.

Beleg 1

§ 55. A y Hero e moru0s0, TO 0Xxe OyJIeTh JUIE, JHUIE MOIMETh, a 3a Jb TO BO3METh IO
nonyrpuBHb . [laku nu nuna He Oyaerh, a OyaeTh ObUTh KHSXKb KOHB, TO IUIATUTH 3aHb 3
IPUBHEL, a 33 HHb Xb 110 2 TPHBHBL "

§ 55. Aber der, bei dem es verloren ging [gestohlen wurde], der nimmt das Objekt, wenn es
noch vorhanden ist, aber fiir das Jahr erhélt er je eine halbe Grivna. Ist dagegen das Objekt

nicht (mehr) vorhanden, und war es ein fiirstliches Pferd, so sind dafiir 3 Grivna zu zahlen,

aber fiir andere (Pferde) je 2 Grivna."

Beleg 2

§ 40. Aye KTO KOHb IOTYOWTbH, WIIM OPYXKbe, UIM TMOPTH, a 3amoBb cTh Ha TOpry, a mociab
I03HAETH Bb CBOEMb ropob , CBOE eMy JIHIIEMb B3STH, a 32 OOHLY IUIATUTH €My 3 TPHBHBL
§ 40. Wenn jemand ein Pferd einbii3t oder eine Waffe oder ein Kleid und macht es bekannt

auf dem Marktplatz, aber danach erkennt er es in seiner Stadt, so nimmt er das ihm gehdrende

Objekt, aber fiir das Unrecht bezahlt er [der Schuldige] 3 Grivna.”'

92
Beleg 3:
TpHH e ITudeca ¥ TP COObCTBA.

Drei solche Personlichkeiten und drei Eigentiimlichkeiten.

Beleg 4:

§ 81. (...) cBsararo mectaro Co0Oopa msATaro mpaBuia, Bb J0MYy y ceOb jKeHcKaro moiy He
JepXKATH OTb 3a30PHBIXb JHAIE; (...) "

§ 81. (...) Die fiinfte Bestimmung der heiligen sechsten Synode besagt, dass man im Haus

keine unehrbaren Personen weiblichen Geschlechts haben darf. (...)

'S, TKP® 1994: uacts 1, cratss 48.

88 S. Ceprbeanyunb 1911: 14.

¥'S. Goetz 1910: 34.

%S, Ceprbeanyn 1911: 12,

'S, Goetz 1910: 29.

2'S. Cpesnencknit 1895: Tom 2, crp. 31.
% S. M360punks CesrocnaBoss 1073.
*'S. Crormass 1860: 199.
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Beleg 5:%°

OH B cempjecaT mecTs JIb T yeThlpHaALIATh pa3 yaamseM ObuT OoT jmua ['ocynaps cBoero 3a
TO, 4TO Ha 53bIKb y Hero ObLIa Beer/ia Kakasi HUOyIb HEPUSTHAS ucTuHa.

Bis zum 76. Lebensjahr wurde er 14 Mal von seinem Herrscheramt enthoben, weil auf seiner

Zunge immer irgendeine unangenehme Wahrheit war.

Beleg 6:°”
IIpemuior Tperuii: 0 HaA3UPAHUU U BIACTH JyXOBHOU B pPa3CyKACHUU JIUL] rpa>1<;[aHCKI/1x.98
Dritter Pritext: Uber die Uberwachung und die geistliche Macht in Anbetracht der

Staatsangehdrigen.

Beleg 7:

Crartbs 4. CyObekThl mpaBa coOCTBEHHOCTU. DOpMBI COOCTBEHHOCTH

1. Cob6ctBennocts B CCCP BeicTymaer B (opMe COOCTBEHHOCTH COBETCKHX TpaKiaH,
KOJUICKTHBHOM U TocyaapcTBeHHOH coOctBeHHOocTH. B CCCP  MoOXeT cymiecTBoBaTh
COOCTBEHHOCTh HMHOCTPAHHBIX TOCYJIApCTB, MEKIYHAPOJHBIX OpPraHU3aIluil, WHOCTPAHHBIX
FOPUIMYECKHX JINI] M IpaxiaH. (...)"

Artikel 4. Subjekte des Eigentumsrecht. Formen des Eigentums

1. Das FEigentum in der UdSSR tritt in Form des Eigentums des Sowjetbiirgers [des
personlichen Eigentums], des kollektiven und des Staatseigentums auf. In der USSR existiert
auch Eigentum fremder Staaten, internationaler Organisationen, auslédndischer juristischer

Personen und Staatsbiirger. (...)

4.2.1 HERRSCHENDE VERSUS ABHANGIGE JURISTISCHE PERSON

Juristische Personen sind nicht stets gleich zu behandeln, man unterscheidet sog.
,herrschende® und sog. ,,abhingige™ juristische Personen, wie sie vor allem im
Gesellschaftsrecht beispielsweise bei Mutter- und Tochtergesellschaften vorkommen. Die
abhéngige juristische Person ist in der Ausiibung ihrer Rechte und Pflichten an die Vorgaben

der herrschenden juristischen Person gebunden. Man unterscheidet drei Arten von

%'S. CPS XVIII ., Bemyck 11, 202.

%'S. MockoBckoii skypHan 1791-1792: 1-8.

7'S. CPSI XVIII ., Beimyck 11, 202.

%g, Martepwuais! g komuccnn o0 Ynoxenuu 1768: 1-45.
%'S.3C 1990: craThs 4.
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Abhingigkeiten: Die organisatorische Abhadngigkeit ist eine korperschaftliche Bindung, die in
der Satzung geregelt sein muss und durch Sondergewinnbeteiligungen oder besonderen
Einflussrechten der herrschenden juristischen Person auf die abhidngige juristische Person
zum Ausdruck kommen kann. Eine weitere Art der Abhédngigkeit ist die vertragsmifBige, die
auf obligatorischen Vertrdgen zwischen der abhingigen juristischen Person mit einer
herrschenden juristischen Person beruht und sich in speziellen Beeinflussungsrechten
manifestiert. Bei Darlehen von einem Dritten an eine Gesellschaft kann es zu einer
unverhéltnisméBig hohen wirtschaftlichen Abhéngigkeit kommen. SchlieBlich gibt es noch
die Gruppe der stimmenméafigen Abhingigkeit, bei der nur eine oder wenige herrschende
juristische Personen den Willen der abhéngigen juristischen Person bilden.'®

Wie das Osterreichische kennt auch das russische Recht den Fachausdruck sog.
3aBucuMoe topuauueckoe auno (‘abhéngige juristische Person’), der in der Bedeutung
verwendet wird, dass ein Bankinvestor in der Lage ist, auf die Wirtschaftstéitigkeit einer

1 Im  russischen

solchen 3aBucumoe topuamdeckoe Jmno Einflusiibemuszu
Gesellschaftsrecht ist auch der Rechtsterminus gouepHee u 3aBHcHMOe OOIIECTBO in
Verwendung und steht hinsichtlich seiner Bedeutung in einem Naheverhiltnis zu der
osterreichischen Bedeutung der Ubersetzung ‘Tochtergesellschaft’, die auch eine von ihrer

Muttergesellschaft abhingige Gesellschaft ist.'”

4.3 KPOBHASI MECTb

Laut Nestorchronik war die Blutrache im russischen Gewohnheitsrecht der vorchristlichen
Zeit Sitte. Der damalige Gerechtigkeitssinn bzw. das instinktive Rechtsempfinden sahen es
vor, dass Verwandte des Getoteten dessen Totung bzw. Ehrverletzung rachten. Die kpognas
mecms  ‘Blutrache’, ist die meist wegen Totschlags geiibte Rache, die dem einzelnen
Sippenverband das Recht gibt, im Wege der Selbsthilfe das veriibte Unrecht zu vergelten.'®?
F. Miklosich glaubt, das élteste Zeugnis fiir die Blutrache bei den Slaven in einem
Werk des Kaisers Maurikios (582-602) gefunden zu haben. Zur Stelle, auf die er sich beruft,
siche Beleg 1. Sie stammt aus dem XI. Buch des sog. Strategikons, eines in die zweite Hilfte

des 6. Jahrhunderts bzw. erste Hilfte des 7. Jahrhunderts einzuordnenden Militarhandbuchs.

1% v/g]. Kronstein 1931: 7 f.; Serick 1980: 105.

1" Vg]. Vuer uuBecTHIMIA B 3aBHCHMbIE CTPYKTYpbI 2002: 28.
192 ygl. Kronstein 1931: 7 f.

1935, 3C 1997: Tom 25, 628.
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In der Textstelle ist eine fremde slavische Sitte dargestellt, die von einem Griechen
geschildert wird. Dabei geht es darum, dass die Verletzung eines Gastes, der von einem
Einheimischen beherbergt wird, genau so gerdcht wird, wie eine Verletzung des
Einheimischen. Die Verletzung eines Gastes ist demnach gleichzusetzen mit der Verletzung
eines Verwandten, was die Blutrache nach sich zieht. 104

Beleg 2 zeigt, dass die Personen, die zur Durchfiihrung der Blutrache im alten
Russland berechtigt waren, explizit in der dritten Redaktion der Russkaja Pravda angefiihrt
sind. Dies ldsst darauf schliefen, dass entfernte Verwandte, wie beispielsweise Cousins, nicht
zur Blutrache berechtigt waren. Bereits in der sog. npeBHelmas penakius mpasabl (“dlteste
Redaktion des Rechts’) wurde die Blutrache insofern eingeschrinkt, als der Kreis der
Réchenden festgelegt wurde, d.h. sie bezog sich nur auf Familienmitglieder und nicht wie bei
anderen Volkern iiblich auf die gesamte Sippe. Beleg 2 entspricht somit dem § 1 der dltesten
Redaktion des Rechts. Radoslav Kati¢i¢ ist der Meinung, dass diese Bestimmung der
Russkaja Pravda in einer sehr urspriinglichen Form erhalten ist und bei ihrer Entstehung vor
allem miindliche Uberlieferungen und das Gewohnheitsrecht eine Rolle gespielt haben
mussten. Der Wortlaut des § 1 der Russkaja Pravda ist einer Bestimmung des Gesetzes von
Vinodol, eines kroatischen Rechtsdenkmals aus dem Jahr 1288, dhnlich. Dies ldsst auf eine
parallele Entwicklung beider Rechtsdenkmaler schlieen. Dariiber hinaus ist beachtlich, dass
die Blutrache vor Durchfiihrung durch ein Gerichtsurteil genehmigt werden musste.'®’

Viele Fragen blieben in den Belegen der Russkaja Pravda offen. Unter anderem wurde
nicht normiert, ob auch weibliche Verwandte zur Blutrache berechtigt waren, wie
beispielsweise Lange annimmt. Weiters wurde nicht geregelt, an wem die Tat gerdcht werden
sollte, ob also ausschlieBlich am Tater selbst oder aber auch an nahen Verwandten des Téters.
In der wissenschaftlichen Literatur wird groBteils die Meinung vertreten, dass Beleg 3 fiir
Nichtvornahme der Blutrache nicht die physische Abwesenheit in Beleg 2 genannter
Verwandter vorliegen musste, sondern bereits der fehlende Wille zur Rache geniigte. Denn
»es [stand] im Belieben der Familie des Getdteten, ihn blutig zu rdchen oder Bufigeld

«10% Nach Goetz war es auch die Familie, die im Falle von BuBgeldzahlungen,

anzunchmen.
das Geld erhielt, da es sich um privaten Ersatz handelte.'"’
War die Blutrache nicht durchfiihrbar, da sie niemand vollzichen wollte, trat an ihre

Stelle eine GeldbuBle, dies ist den Belegen 3 und 4 zu entnehmen. Auch ist augenscheinlich,

1045 Miklosich 1887: 39; Dennis 1984: 13, 15.
19 ygl. Schultz 1951: 50; Katigi¢ 1990: 75 ff., 85.
1965, Goetz 1910: 152.

"7 val. Goetz 1910: 150 f.
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dass die dritte Redaktion Standesunterschiede bei der Hohe der Geldbuf3e beriicksichtigte. So
war flir die Totung eines Gefolgsmanns des Fiirsten doppelt so viel BuBle zu zahlen wie fiir
die Totung einer Person aus dem gemeinen Volk. Die dlteste Redaktion, hingegen, machte
keinen Unterschied hinsichtlich Herkunft und Stand des Getdteten und sah eine einheitliche
GeldbuBe in der Héhe von 40 Grivna vor.'®

Bemerkenswert ist auch, dass in der ersten und dritten Redaktion die xposnas mecmo
als Vergeltungstat vorgesehen war, aber in der zweiten, die zeitlich zwischen den beiden
anderen Fassungen der Russkaja Pravda liegt, nicht. Dies zeugt vermutlich davon, dass sich
die Blutrache als Vergeltungstat im Gewohnheitsrecht der Kiever Rus’ sehr stark hielt und
nicht ohne weiteres abgeschafft werden konnte. Eine andere Erklarung fiir den Erhalt der
Blutrache in der dritten Redaktion ist nach Goetz folgende: Die drei Bestimmungen, die den
anderen Bestimmungen vorangingen wiren eine historische Reminiszenz der durch
Rechtsfortentwicklung iiberholten Normen der ersten Redaktion. Es wiirde sich um eine kurze
Rechtsgeschichte handeln, als Einfilhrung in das geltende Recht. Diese These ist dadurch
untermauert, dass bereits in der zweiten Redaktion keine Rede mehr von Blutrache war. Es
wire aber auch durchaus moglich, dass zur Zeit der Kodifizierung der dritten Redaktion die
Blutrache noch in Teilen der Kiever Rus’ verbreitet und neben dem neuen Recht in Gebrauch
war.'"”

Beleg 5 stellt einen Auszug aus dem sog. moBecTh BpeMeHHBIX JeT (‘Nestorchronik’)
dar, die vermutlich im zweiten Jahrzehnt des 12. Jahrhunderts in Kiev entstand. Sie ist als
Bestandteil spéterer Chronikhandschriften aus dem 14. bis 16. Jahrhundert erhalten. In
einigen Handschriften wird der Monch des Kiever Klosters Nestor als Verfasser der ersten
Fassung genannt. Die beiden wichtigsten spéteren Fassungen der Nestorchronik sind jene des
Abtes Silvestr vom Jahre 1116, die in der Laurentiuschronik iiberliefert ist, und die
Uberarbeitung von 1118, die in der Hypatiuschronik erhalten blieb. In Beleg 4 ist eindeutig
erkennbar, dass das heutige russische Wort fiir richen mcmums mit derselben Bedeutung
bereits im 12. Jahrhundert verwendet wurde. Dieser Beweis aus dem 12. Jahrhundert
bestitigt, dass die Blutrache bzw. Rache - wie aus der Russkaja Pravda erkennbar - in der
Kiever Rus’ unter der Bezeichnung kposuas mecms existierte.' '

Der Terminus xposras mecmo ist insoweit ein besonderer, als er ausgehend von einem
Ausdruck der Alltagssprache, die Bedeutung eines Rechtsterminus beigemessen bekam, aber

aufgrund mangelnder Anwendung diese wiederum verlor. In der Russkaja Pravda wurde dem

1% yg]. Schultz 1951: 50.
19 val. Goetz 1912: 20 f.
"% ygl. Grober/Miiller 1979: 387; Brockhaus Enzyklopéadie 1991: 15. Band, 451.
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Ausdruck eindeutig eine juristische Bedeutung verliehen, indem die xposnas mecmwv ein
zuldssiges Rechtsinstitut darstellte, weil sie dem Einzelnen das Recht zuerkannte, im Wege
der Selbsthilfe das an seinen Verwandten veriibte Unrecht zu vergelten. Da vermutlich unter
Vladimir Monomach dieses Rechtsinstitut durch andere Formen der Strafe, insbesondere
GeldbuBle, ersetzt wurde, entschwanden ihm in der russischen Sprache seine rechtliche
Bedeutung und in weiter Folge seine Funktion. Da die Blutrache nicht mehr praktiziert wurde,

verschwand sie auch aus der rechtlichen Terminologie.

Beleg 1:

Ei ol v 8¢ 10l ¢ € méevouu€ voic altol ¢ Amotua i  @uogpovovuevol, al toU ¢
Swsdovsty HOTA Swdoxf) v € X Tomov & ¢ tomov, ol G v Séovian WL & ve 8t @ péheav
100 U nodeyopévov cuuPfi 10 v Eévov Praph var, morepov xive T ot aUltol O 1ol tov
nopadeuevoc, oéBac i yoopevog ) v tol Eévou € din not. '

Die Volker der Slaven (Slovenen) und Anten sind gegen die in ihr Land kommenden Fremden
freundlich gesinnt und sorgen dafiir, dass sie von Ort zu Ort wohlbehalten dahin gelangen,
wohin sie zu kommen wiinschen, so zwar, dass, wenn der Fremde durch die Sorglosigkeit
desjenigen, der ihn iibernommen, geschidigt, verletzt wird, den Schuldigen derjenige, der ihm
den Gast anvertraut hat, angreift, indem er es fiir seine religiose Pflicht hidlt, den Gast zu

riichen.''?

Beleg 2:

§ 1. Axe yOueThr MyXb My’a, TO MBCTUTH OpaTy OpaTta, 11000 OTIIIO, JIU CBIHY, 000 OpaTy

113
qaao, JInu 6paTHIO CBIHOBH.

§ 1. Wenn ein Mann einen Mann erschligt, so rdcht der Bruder den Bruder, oder der Vater

[den Sohn usw.] oder der Sohn oder der Brudersohn oder der Schwestersohn.''*

Beleg 3:

§ 2. Ame nu He OyJeTh KTO €ro MBCTS, TO MOJIOKUTH 3a roiioBy 80 rpuBeHb, adye OyAeTh

115
KHSAKDb MYKb WJIM TUYHA KHSXKA.

§ 2. Wenn aber niemand da ist, der ihn rdcht, dann zahlt man fiir den Kopf 80 Grivna, wenn

) . L. .. 116
es ein Mann des Firsten oder fuirstlicher Tiun ist.

'S, Dennis 1981: 372.
12§, Miklosich 1887: 39.
'3 S, Ceprbesnyb 1911: 8.
"4 S, Goetz 1910: 18.

"5S. Ceprbesuus 1911: 8.
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Beleg 4:

§ 3. Ame nu Oyneth pycuHb (BMb CTO pyCHHB - rOpOYKaHHMHB), WU TPUb, JIFOOO KYIIEIb,
11000 THBYHB OOSPECKb, JIFOOO MEUYHHKD, 000 i3roi, ju ciaoBb HUHB, TO 40 rpuBeHD
IIOJIOXKHTH 3aHb. '’

§ 3. Wenn es aber ein Russe ist, entweder ein Gridin oder ein Kaufmann oder Tiun eines

Bojaren oder Schwerttriger oder Isgoi oder Slave, so zahlt man 40 Grivna fiir ihn.'"®

Beleg 5:
[Tonnu Ha OpaTh CBOM, U MPUHMHU BJIACTH FETO, XOTA OTBMBCTUTU CHIHOY CBoreMOy.119

(...), indem er seinen Bruder richen wollte.'*

4.4 TPAMOTA

Urkunden sind Schriften, die bestimmt und geeignet sind eine Tatsache von rechtlicher
Bedeutung zu beweisen. Historisch wurde unter einer Urkunde ein privat- oder offentlich-
rechtlicher Schriftsatz verstanden, wie beispielsweise ein Vertrag. Heute steht die
Aufzeichnung auf Bild- und Datentrdgern der Schriftform gleich, sofern sie rechtlichem
Zweck dient. Im Mittelalter und der Frithen Neuzeit kam Urkunden eine wichtige Funktion
als Rechtsdenkmaéler zu, erst mit Entstehung von umfassenden schriftlichen Dokumentationen
der Verwaltung, sog. Akten, in der ersten Halfte des 15. Jahrhunderts biiliten sie diese
Bedeutung ein. Die Urkunden waren Informationsquelle iiber politische Aktivitdten, das
Recht, die Verfassung und das Wirtschaftsleben.'*!

Altrussische Urkunden sind nur spérlich erhalten, da die meisten Schriften aus dem
Westen und Siidwesten Russlands untergingen. Im 14. Jahrhundert entstanden in den
verschiedenen Teilflirstentiimern, unter byzantinischem und mongolischem Einfluss, eine
Reihe von sog. epamomsr (‘Urkunden’) die auf Grund ihres rechtlichen Inhalts vielmehr als
Gerichtsbiicher bezeichnet werden konnen. Das sog. Pskovskaja sudnaja gramota
(‘Gerichtsbuch von Pskov’) ist ein Versuch der Kodifikation von Rechtsnormen, der in einer

Zeit starker politischer, militirischer und ziviler Verdnderungen vorgenommen wurde.

165 Goetz 1910: 18.

7S, Ceprbesnyb 1911: 8.
185 Goetz 1910: 18.

19°S. Miklosich 1860: 43.
1205 Miklosich 1887:17.

12l vgl. Schulze 1960: 45 ff.
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Karamsin hat unter der Regentschaft Alexanders I. Anfang des 19. Jahrhunderts dazu
beigetragen, den Bestand an Urkunden auszubauen und das Konigsberger Archiv, das vom
Adel gegriindet wurde, zu vollenden. In diesem Archiv wurden auch Kopien verschollener
Urkunden aus Russland und dem Groffiirstentum Litauen, die einen Entstehungszeitraum
vom 12. bis zum 17. Jahrhundert umfassen, aufbewahrt.'*

Beleg 1 ist ein Beispiel fiir eine deutsch-russische Urkunde, die den Frieden zwischen
Russland und Livland dokumentiert. Das Wort epamoma wird in diesem Beleg in der
Ubersetzung ‘bryf> verwendet. Auch in Beleg 2 ist von einem Schriftstiick die Rede, das als
‘breff” libersetzt wurde, vielmehr ist vermutlich unter dem Terminus epamoma 2ocyoapckas
eine ‘Herrscherurkunde’ zu verstehen. Der Herrscherurkunde kam rechtliche Bedeutung zu,
indem sie gegeniiber dem gemeinen Volk und den Untergebenen des Herrschers durchsetzbar
war. Deshalb kann unter epamoma 2ocyoapckas kein gewohnlicher Brief, wie wir ihn heute
kennen, verstanden werden. Vielmehr erlangte die Bezeichnung "Urkunde" ihre heutige
Bedeutung als rechtlicher Fachausdruck erst im Neuhochdeutschen und wurde demnach davor
nicht verwendet. Der alt- und mittelhochdeutsche Ausdruck urkund, was eigentlich ‘Zeugnis’,
‘Merkmal’ oder ‘Beweis’ bedeutete, setzte sich ab dem spidten Mittelalter durch. Im
Mittelalter diente das mittelhochdeutsche Wort brief der Ubersetzung der verschiedenen
Bezeichnungen fiir Urkunde, wie auch epamoma.'>

In der sog. JlaBpentbeBckas netomuch wird, wie Beleg 3 zu entnehmen ist, eine
Urkunde genannt, die auf eine bestimmte Art und Weise erstellt wurde, damit sie
widerstandsfahig war und durch die Versendung per Schiff nicht zu Schaden kam. Wihrend
Beleg 3 Informationen zur Beschaffenheit einer Urkunde enthilt, berichtet Beleg 4 von der
Verwendung der Urkunden im 18. Jahrhundert.

Beleg 5 geht ndher auf die rechtliche Eigenschaft einer epamoma ein und zwar
insofern, als erldutert wird, dass die Urkunde dem Berechtigten auf Veranlassung des Fiirsten
ein dingliches Recht, genauer gesagt eine Dienstbarkeit an einer Liegenschaft einrdumte. Die
rechtliche Unterscheidung der Urkunden wurde schon im alten Rom vorgenommen und
erhielt sich als solche bis in die Neuzeit. Es wurden zwei Arten von Urkunden unterschieden:
Urkunden sind vor allem erhalten in Form von Privaturkunden, wie Stadturkunden und
Klosterurkunden, und in Form von Ooffentlichen Urkunden, wie Papsturkunden und

Herrscherurkunden.'”  Das mittelalterliche Urkundenwesen iibernahm  spétrémische

Urkundenformen, wie die sog. notitia als einfache Beweisurkunde und die sog. charta als

122 Vo], Hambepcknit 1868: IX.
' ygl. Dubler Stand: 02.09.2012.
124 ygl. Schulze 1960: 45 ff.
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Geschiéfts- und Dispositivurkunde. Die notitia wurde in der dritten Person abgefasst und
enthielt lediglich die nétigsten Angaben zum Vollzug eines Rechtsgeschiftes sowie die
Zeugen, die im Streitfall zuzuziechen waren. Sie war lediglich eine Verschriftlichung des
Rechtsakts und entfaltete im Gegensatz zum Abschluss des Rechtsgeschifts keine
Rechtskraft. So erwuchs beispielsweise ein Liegenschaftserwerb erst mit Umschreitung des
Grundstiicks in Rechtskraft. Die charta hingegen wurde meist in der ersten Person, also der
Person des Ausstellers, verfasst und begriindete Recht. Anders als die notitia musste sie von
sich aus glaubwiirdig sein und war deshalb an strengere Formalien gebunden.'*

In Beleg 6 werden die Rechtsfolgen fiir die Félschung einer Urkunde genannt, welche
duflerst streng waren. So wurden beispielsweise fiir Aufsetzen einer falschen Urkunde dem
Téter die Hiande abgehackt. Eine Originalurkunde von 1057, die zu den éltesten russischen
Urkunden aus Novgorod zihlt, wurde im Jahr 1951 entdeckt. Mehr als die Haélfte der
Urkunden, die im Novgoroder Bereich gefunden wurden, stammen aus der Zeit des 11. bis
13. Jahrhunderts. Dabei handelte es sich einerseits um Privaturkunden, die dem Wirtschafts-
und gesellschaftlichen Leben entsprangen, und andererseits um offizielle Urkunden mit

sakralem, militdrischem oder diplomatischem Inhalt.'*®

Beleg 1:

A otb KHs3s mecrepa u oTh Apumbuckyna Pusckoro, u ors buckyna FOpbeeBckoro, u oTb
Bch xb BHCKyTOBS, KOH Bb ceif rpamorh mucaus, (...)"

Vnd von des Fursten Meisters Ertzbischops to Riga vnd des Bischops to Darbt vnd von allen

den Bischopen die in dussem bryf geschreuen staen, (...)"*®

Beleg 2:

C moBerb HBsT roCygaps HAIIEr0 BEJIMKOTO TOCyAaps Ilaps W BEIMKOro KHs3s ©efppa
WBanoBuua, Bcea Pyciu, mpuciana Kk HaMb rpaMoTa rocyaapckas B JIro0okb, OyUMUCTPOMD U
paTMaHOMb U MOJIATHUKOM®D, (.. )

[Vonn denn Boyarenn, Woywodenn vnnd arffgesesenenn zur Plessskouw, vonn kness

Nykytte Romanowytz Trubettsky inn Riga denn borgemeisterenn vnnd Radessvorwanntenn

der statt,] auss byuell vnseres grossmechtygenn herenn keisers vnnd grossfurstenn Vedor

123 yg]. Dubler Stand: 02.09.2012.

126 Vgl. IpeBHepycckue Oepectsinbie rpamoThl, Stand: 02.09.2012.

127 Urkunde: Beifrieden auf zwanzig Jahre zwischen Russland und Livland, geschlossen im J. der Welt 7040
oder 1531 nach Chr. Geburt.

128 S Hambepckmii 1868: 358 ff.

12 Urkunde: Schreiben des grossfiirstlichen Statthalters zu Pleskau, Fiirsten Nikita Romanowitsch Trubezkoi, an
den Rath zu Riga wegen eines Kaufmanns Timofei...
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Ywanowitz ist zu vnnss geschykett wordenn ein breff, wellcher geschreuenn ist ann denn

borgemeisterenn vind Radessvorwanntenn der statt Lupke (...)"°

Beleg 3:

W>xe mockmaeMn OBIBAalOTh OT HUXB [pycckux| (IIOCIN) U TOCThE, 1a U NPUHOCHTH TPAMOTY,
MUIIOYE CHIIE, AKO TI0CTaXb KOPabih CEIbKO. !

Die Botschafter und Besucher schicken von ihnen [den Russen] solche, ja sie bringen eine

Urkunde, die derart geschrieben ist, weil sie per Schiff versendet wurde.

Beleg 4:'**

Perucrpatopa MOKHOCTE B TOM COCTOMT, YTOO OH MUCMa coOupan, u mo mnakbTam
pockiIajpIBall, ¥ moToM Bedb i1 Ha Ob J10 mepenuckBaTh cOUMHEHUU BCh X yKka3oB, [rpaMoT] u
mucem. >

Die Arbeit des Schriftenordners besteht darin, dass er Briefe einsammelte und zu Paketen

sortierte und dann den Inhalt aller Ukaze, Urkunden und Briefe abschreiben lief3.

Beleg 5:'**

B nHarpaxaenue emy naHa Obuta Tpamorta 3a ['ocymapeBoro pykor Ha u3Bb cTHOHM 3eMin
OKPYT, B KOTOPOM ObI OH MOT GE3MPENsSTCTBEHHO IPOMBIIILIATE.

Zur Belohnung wurde ihm eine Urkunde aus Fiirstenhand fiir den Umkreis eines bestimmten

Landes ausgestellt, das er ohne Einschriankung bestellen konnte.

Beleg 6:'%°

Wxe OKUBYIO TpaMOTy CIHUCaBBIM O MPOJaXH KakoBa MO0 MbcTa, U Cb NPHOOLICHUKBI
CBOUMH, PYKbI HXb YCb deHu Oy 1y Th. 137

Demjenigen, der eine falsche Urkunde iiber den Verkauf eines beliebigen Ortes erstellt, und

auch seinen Mittitern, werden die Hiande abgeschlagen.

B0'S. Hanvepcxuii 1868: 397 ff.

1B’ Nestorchronik 1997: Tom 1, 48.

2§ CPS XVIIL. B., Bbimyck 5, 218.

133 S Ero Hapckoro BeIHuecTBa reHepaIHbIM PeriaMenT win yctas 1720: 25.
134 S, CPSI XVIIL B., BhITyCK 5, 218.

135 Q. JlneBHBIe 3amucKn nytemectBus 1771-1805: u. II1., 196.

136 S CPS XI-XVII BB., Bbimyck 4, 119.

7S, Masnos 1885: 65.
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4.5 3AKOH

Unter 3axon ‘Gesetz’ werden in einem allgemeinen Sinne die von einem Organ des
Gemeinwesens gesetzten Regeln verstanden, die rechtsverbindlich und zukunftsgerichtet das
Zusammenleben ordnen. In etymologischer Hinsicht ist zu beachten, dass saxon von kon
‘Grenze’ abstammt und erst spdter die Bedeutung von Gesetz bzw. geschriebenem Recht

erlangte.'*®

Der Ausdruck wurde mit der Vorsilbe za vom ungebriuchlich gewordenen Wort
kon gebildet.

Im Russland des 19. Jahrhunderts war es noch nicht moglich, die Rechtstermini, die
zumeist Gesetz bedeuteten, auseinander zu halten, obwohl einige in der ,,Verfassung von
1832 erldutert wurden. So heif3it es in Art. 39 der Verfassung: ,,.Dall Gesetze in Form von
Gesetzesbiichern (uloshenije), Satzungen (ustavy), Organisationsgesetzen (utschreshdenije),
Urkunden (gramoty), Ordnungen (poloshenije), Instruktionen (nakasy), Botschaften, Erlasse
(ukasy), Gutachten des Reichsrates und Berichten erlassen werden, welche die allerhdchste
Bestitigung erhalten haben“.'” Es gab Versuche diese Arten von Rechtsnormen zu
klassifizieren sowie Gesetz, Verordnung und Verfiigung klar zu unterscheiden. Dies ist
jedoch aufgrund der unscharfen, juristischen Begriffsbildung der damaligen Zeit und der
autokratischen Staatsform misslungen. Laut dem Staatsrechtler V. Gribovskij und den meisten
anderen russischen Staatsrechtlern war es bis 1906 nicht moglich, zwischen Gesetz und
Verordnung zu unterscheiden, sondern jede WillensduBBerung des Zaren konnte als Gesetz
betrachtet werden.'*

Im Gesetzesrecht bildeten sich aus der Fiille an Rechtsnormen drei Gruppen heraus:
Erstens sprach man von Satzungen, durch die zumeist fiir einzelne Behorden grundlegende
Normen geschaffen wurden, so beispielsweise das ,,Militirgesetz Peters des Grofen von
1716. Zweitens gab es sog. Reglements, also organische Gesetze, die die
Verfassungsnormen fiir verschiedene Institutionen festlegten, wie das ,,Organisationsgesetz
des Reichsrats von 1810%. SchlieBlich, drittens, unterschied man Verordnungen und Erlasse,
die zur Regelung besonderer, konkreter Félle veroffentlicht wurden, so beispielsweise der
»Erlass iiber die Rangtabelle von 1722 Die Erlasse machten den grofften Teil der

Rechtsnormen aus und waren im Kodifikationsprozess eine wichtige Grundlage fiir spitere

141
Gesetze.

138 Vgl. Schultz 1951: 12 f.
39S Schultz 1951: 162.

10 ygl. Schultz 1951: 162 f.
I'vgl. Schultz 1951: 162 f.
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Wie die Belege 1 und 2 zeigen wurde der Terminus 3akox bereits im 11. Jahrhundert
in den ,.kanonischen Antworten des Metropoliten Johann I1.*“ verwendet. Das Gesetz wird als
umfassendes Regelungswerk verstanden. Dieser Terminus technicus fand bereits sehr friih in
das russische Kirchenrecht Eingang und war als einer der wenigen Rechtstermini bereits im
11. Jahrhundert in Verwendung. In Beleg 1 bekundet der Metropolit Johann II. seine Kenntnis
der weltlichen Gesetzgebung betreffend christliche Sklaven, die mit Juden und Héretikern in
Kontakt treten. Ferner bezeichnet der Metropolit den Verkauf eines christlichen Sklaven, der
ja Gott geweiht war, an einen Ungliubigen als ,,offenbaren Gottesraub*.'*?

Beleg 3 enthilt eine Wortverbindung, die charakteristisch fiir das Kirchenrecht war
und zwar den Ausdruck szakoun I'ocnoousa ‘Gesetz des Herrn’ bzw. ‘Gesetz Gottes’. Diese
Wortverbindung findet sich lediglich einmal in den ,,kanonischen Antworten des Metropoliten
Johann IL.“. Ein Synonym von 3axous I 'ocnoous ist 3akonv Boociti. Dieser Ausdruck wurde
als Abstraktum verwendet, der die moralische Instanz Gottes und dessen Ordnungsgewalt
reprasentierte. Mit der Ermahnung der Priester in § 34 der ,kanonischen Antworten des
Metropoliten Johann I1.“ dem Gesetz Gottes zu gehorchen und demnach den Alkoholkonsum
zu unterlassen, wurde die Ehrfurcht der Geistlichkeit vor Gott gezielt inszeniert, um mit Hilfe
eines psychologischen Effekts, dem Gewissen, die Priester zu moralisch korrektem Verhalten
zu veranlassen. Beleg 4 zeigt, dass dem Terminus 3axous in der Nestorchronik auch die
Bedeutung des Gesetz Gottes, der zehn Gebote, beigemessen wurde. In diesem Beleg trat die
juristische Bedeutung in den Hintergrund, wéhrend der moralische Gesichtspunkt im
Vordergrund stand. Auch Beleg 5 enthilt einen Ausdruck, dem religiose Bedeutung zukam
und zwar der sog. xpucmuanckiii 3akonv (‘christliches Gesetz’).

Auch in der ,,Epmonunckas neronucs, in Beleg 6, wurde der Terminus 3axon®s in der
juristischen Bedeutung von Gesetz verwendet, das ein Regelwerk darstellte mit dem Rechte
und Pflichten der Normunterworfenen verbunden waren. In Beleg 7 wird der Fachausdruck
auch in einer juristischen Bedeutung verwendet und in eine Bestimmung iiber die
Zustandigkeit der kirchlichen Rechtsprechung eingebettet. Es ging um die Frage welchem
Patriarchen ein Kirchenstreit unterlag. Beleg 8, hingegen, ist ein Beispiel fiir die Verwendung
des Wortes zaxons in der Alltagssprache des 19. Jahrhunderts, da vom Gesetz der Guten
Sitten die Rede ist, das seinen Stellenwert als moralische Messlatte hat. Dem Gesetz der
Guten Sitten kam eine normative Wirkung insofern zu, als ein Verstof3 gegen dieses Gesetz zu
gesellschaftlichen Konsequenzen fiihrte. Im heutigen Sprachgebrauch verbindet man mit dem

Wort Gesetz eine stirkere normative Prigung, va. Regeln, die demokratisch legitimiert und

2 ygl. Goetz 1905: 151 ff.



52

Ausdruck hoherer Ordnungsmacht sind. Die moralische bzw. sittliche Bedeutung des

Terminus trat in den Hintergrund.

Beleg 1:

§ 22. (...) U peuemb, sIKOKE PEUCHO ieCTh B 3aKOHD : KpecThsiHA 4eJIOBb kKa HU KUJTOBUHY, HH
iepetuky npojatu. Moke mpomacts KHIOMbB, 1€CTh OC3aKOHHUKD, a HE TOKMO 3aKOHOJABIIIO,
o u Bory npetsikaiersest. (...)'"

§ 22. (...) Und wir sagen, wie es im Gesetz geschrieben steht: Einen Christen soll man weder
einem Juden, noch einem Hiretiker verkaufen. Wer [ihn] den Juden verkauft, ist ein

Gesetzloser und widersetzt sich nicht nur dem Gesetzgeber, sondern auch Gott. (...)'*

Beleg 2:

§ 23. A iexe r. ieie OpaTa yaja MOMMAIOTh, alie W BHb IMIHUK 3aKOHDB MOBenb BaieTh, HO U
CHMb JacCThCsI ICIIUTeMbsI, IOJIe3HOie Lepkeu  Bb prbiMb. (...)' "

§ 23. Denen, die ein zu ihnen im dritten Grad verwandtes Kind [Enkelkind] heiraten, soll,
wenn auch das Staatsgesetz das erlaubt, doch eine Buf3e auferlegt werden, die der Kirche und

den Gldubigen niitzlich ist. (...)"*

Beleg 3:

§ 34. A wxe mnocrtaBineHu wuiepbieBe OynuMBaTHCS WMYTh, EBWIyYCHH i€ BIIOKUTH, 1A
MOKOPHBIIECS 3aKOHY ['OCTIOAHIO MBSHBCTBADITYUATHCS; allle JIM HE JIMIIATHCS ThSHBCTBA,
m3spenty 5.

§ 34. Wenn sich im Dienst befindliche Priester betrinken, soll man sie zur Besserung
schicken, damit sie dem Gesetz Gottes gehorchen und das Trinken lassen; wenn sie aber vom

. . 14
Trunke nicht ablassen, soll man sie absetzen. '*

Beleg 4:'%
Hcoych 3aKOHB OyCTABIIHIE Th OYIEHHKOMb, MOYIIak Bb IPONoBb nanute.

Jesus hat seinen Schiilern ein Gesetz hinterlassen, und sie zu dessen Verkiindigung ermahnt.

143 S, Die Kanonischen Antworten des Metropoliten Johann II. (1080-1089), § 22.
S, Goetz 1905: 151 f.

143 S, Die Kanonischen Antworten des Metropoliten Johann II. (1080-1089), § 23.
1S, Goetz 1905: 154 f.

147 S, Die Kanonischen Antworten des Metropoliten Johann II. (1080-1089), § 34.
'S, Goetz 1905: 169 f.

49'S. Cpesnerckuii 1895: Tom 1, 921.

1%9'S. Nestorchronik 1872.
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151
Beleg 5:

152
A HamIero XpUuCTUAHCKOTO 3aKOHa (...)

Und unseres christlichen Gesetzes (...)

Beleg 6:'>°

NUymun Kycapp mnpeBbe enuns oOnagame PUMCKbIMB 1apCTBOMB Ch  BEIUKBIMbB
ropb HHEMb... ThU e 3aKOHbI Aalb.

Julius Cisar beherrschte als Erster das Romische Imperium mit groem Stolz und gab ihm

auch Gesetze.

Beleg 7:

§ 55. (...) N amenu Enmckoms wiM NPUYETHHKB, Cb MUTpPONOIUTOMB HMYTh Hb KyrO
pacmpro, ga cyasarca y llatpiapxa 3emnu Tosl, cist 60 00JacTh HUKOMY HE J1aHa HU OTH
NpaBWIb HU OTh 3aKOHA, €Ke CyAWTH MuTpomonwura moxb WHBIMB [laTpiapxoms, cyma
npyromy ITatpiapxy, Ho TokMo KoucranTtuna-rpana Ilatpiapxy cist 1aHa ecTh BIacTb.'

§ 55. (...) Und wenn aber ein Bischof oder Kleriker mit dem Metropoliten einen Streit hat,
dann wird beim Patriarchen jenes Landes geurteilt, denn dieses Gebiet ist niemandem
gegeben weder von den Regeln [dem Gewohnheitsrecht] noch vom Gesetz, dass iiber den
Metropoliten unter einem anderen Patriarchen Recht gesprochen wird; im Land eines anderen

Patriarchen, aber nur, wenn diese Gewalt dem Patriarchen aus der Stadt Konstantinopel

gegeben ist.

Beleg 8:'°°
Bscb Mb 60 6b ame 3akonb Hpasa 1o6pa. '’

Némlich iiberall soll das Gesetz der guten Sitten sein.

'S, CPS XI-XVII BB., BhIIyCK 5, 218.
1529 JIAAK 1846-1875: Tom 1-12.

133 S, CPSI XI-XVII BB., BhITyCK 5, 218.
13 S, Epmonuuckas neromuck 1910: 173.
135S, Crornaes 1860: 141.

1S Cpesuerckuii 1895: Tom 1, 921.
7S, Byaunosuy 1875.
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4.6 Cyj

In der dritten Redaktion der Russkaja Pravda wurde das Rechtsinstitut des Gerichts, wie in
Beleg 1 ersichtlich, erwdhnt. Demzufolge kann aufgezeigt werden, dass in der russischen
Rechtsterminologie der Terminus cyo jedenfalls ab dem 12. Jahrhundert in Verwendung war.
Dartiiber hinaus ist der Beleg Beweis dafiir, dass es ein weltliches und auch ein geistliches
Gericht gab, da in Beleg 1 explizit das filirstliche Gericht erwéhnt wurde, vermutlich um es
von einem geistlichen Gericht abzugrenzen. Das Pendant dazu war wohl die Rechtsprechung
des Metropoliten bzw. Patriarchen.'>®

Beleg 2 ist dem Stoglav, einem Rechtsdenkmal aus dem 16. Jahrhundert, entnommen.
In diesem Beleg ist ersichtlich, dass das Grundrecht der Gleichheit der Rechtsunterworfenen
vor dem Gesetz normiert wurde und demnach bei der Rechtsprechung nicht zwischen dem
gemeinen Volk und der Geistlichkeit differenziert wurde. Auch Beleg 3 ist dem Stoglav
entnommen und regelt, dass am Land die Kirche zwar einen starken Einfluss auf das
gesellschaftliche Leben ausiibte, aber die Judikative weltlichem Recht unterstand. In diesem
Zitat wurde eine Gegeniiberstellung von Gott und dem Herrscher, also dem Zar,
vorgenommen. Es wurde hier keineswegs der Herrscher mit Gott gleichgestellt, sondern im
Gegenteil es wurde der Einflussbereich beider abgesteckt. Demnach stand Gott allen Dorfern,
d.h. allen Menschen, vor, wihrend dem weltlichen Herrscher die oberste Gewalt nur an den
Gerichten vorbehalten blieb. Der russische Zarentitel hatte seinen unmittelbaren Ursprung
nicht im weltlichen Recht bzw. am Hof der russischen Herrscher, sondern er war Kirchlicher
Natur und entsprang den Anféangen der russischen Geschichte. In altrussischen Quellen wurde
bereits Konstantinopel als kaiserlicher Herrschersitz unter sog. Carigrad ‘Kaiserstadt’
angefiihrt. Seit dem 13. Jahrhundert wurde der Zarentitel in Russland nicht mehr nur fiir die
byzantinischen Kaiser verwendet, sondern allen unabhéngigen Herrschern gewihrt, die in der
russischen Sprache keine traditionellen Titel wie Konig oder Fiirst trugen. Demzufolge
handelte es sich beim Zarentitel um eine allgemeine Bezeichnung fiir einen Herrscher. Der
Titel war beispielsweise auch unter den mongolischen Herrschern, den Khanen, verbreitet. 159

Die Wortfamilie des rechtlichen Fachausdrucks cyo hatte bereits Eingang in die
Nestorchronik aus dem frithen 12. Jahrhundert gefunden; so ersichtlich in Beleg 4, der das
Verb cyoumscs anfiihrt. Beleg 5 ist ein Beispiel fiir eine Bestimmung {iber die territoriale

Zustindigkeit des Gerichts in Rechtsfragen betreffend russische Staatsangehorige. Hierbei

1% ygl. Preobrazhensky 1951: 413; Kynpssues 1956: Tom 2, 470 ff.
139 vgl. Simon 1855: 177 ff.



95

wurde festgehalten, dass ein Russe beim Fiirsten von Smolensk vor Gericht gestellt werden
musste, nicht aber von einem anderen fiirstlichen Gericht zu sich beordert werden konnte.
Hingegen war es mdglich, dass sich der Russe freiwillig der Rechtsprechung eines anderen
Fiirsten unterwarf. Beleg 6 regelt eine Frage des Verfahrensablaufs und beschreibt das
ordnungsgeméile Protokoll bei Gericht.

Im Laufe der russischen Rechtsgeschichte wurde das Gerichtswesen des Ofteren
gedndert und neuen Anforderungen angepasst, zum Teil um ausldndischen Vorbildern gerecht
zu werden, zum Teil um neue Ideologien umzusetzen. Ein Beispiel fiir die Orientierung des
russischen Gerichtssystems nach Westen ist Folgendes: Peter der Grofe fiihrte in seiner
Regentschaft zahlreiche Reformen durch, wie beispielsweise im Staats- und Justizwesen, eine
solche war die sog. obnactHas pedopma (‘Regionale Reform’). Eine weitere Erneuerung
betraf die Einrichtung zentraler Amter, sog. Kollegien. Diese Reform war lange vorbereitet
und fiir dessen Ausarbeitung dienten andere Linder wie beispielsweise Schweden als
Vorbilder. Die zwdlf Kollegien, die in etwa die Funktion von Ministerien hatten, umfassten

160

Ressorts wie Handel und Justiz. Die umfassenden Reformen Peters . basierten auf

Anordnungen, ein Beispiel dafiir war das sog. ,,l'enepanbubiii Pernmament nian Yceras 1720
roga“.'"!

Im Justizwesen wurden wie in so vielen anderen Bereichen der staatlichen
Organisation mit Beginn des Kommunismus Neuerungen durchgefiihrt. Dementsprechend
wurden Dekrete erlassen, die vorsahen, dass das vorrevolutiondre Recht nur anwendbar sei,
soweit es nicht durch die Revolution auBler Kraft gesetzt wurde und dem revolutiondren
Rechtsbewusstsein widersprach. Die Grauzone die dadurch geschaffen wurde, fithrte in den
ersten nachrevolutiondren Jahren zu willkiirlichen Gerichtsentscheidungen und Untergrabung
des Rechtsschutzes. 1917 wurde das Gerichtsverfassungsrecht grundlegend neu geregelt und
die bisher bestehenden allgemeinen Gerichte, ndmlich die Bezirksgerichte, die Appellhofe
und der ,,Dirigierende Senat“, die Kriegs- und Marinegerichte sowie die Handelsgerichte
aufgehoben und durch neue Gerichte ersetzt. Die Verdnderungen bestanden vor allem in
einem neuen Bestellungsverfahren der Richter, in neuen Gerichtszustidndigkeiten und in der
Auslagerung von kleineren Strafsachen von den Gerichten auf beispielsweise militérische
Disziplinareinrichtungen. Zur Verfolgung von Réubern, Saboteuren, Spekulanten und

dhnlichen ,,Staatsfeinden®, also zum Kampf gegen die konterrevolutiondren Kréfte, wurden

190 vol. Borocnosckiii 1902: 164 ff.; Auucumon 1989: 238 f.
11 ygl. Cracraft 2004: 159 f.
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Revolutionstribunale gegriindet. Diese Untersuchungskommissionen wurden wiederum einer
Zentralbehorde, der sog. uexa unterstellt.'®*

Das ,,Gerichtsverfassungsgesetz von 1922 regelte die Instanzenziige von den
Volksgerichten iiber die Gouvernementsgerichte bis zum Obersten Gericht der RSFSR. Die
Gerichte waren alle als Kollegialgerichte eingerichtet, das heiit, es entschied nicht ein
Einzelrichter, sondern es entschieden mehrere Richter im Kollegium, so beispielsweise ein
hauptamtlicher Richter und zwei Volksbeisitzer im erstinstanzlichen Verfahren. Mit
Inkrafttreten der ,,Verfassung der UdSSR von 1936 wurde es auch notwendig, ein neues
Gerichtsverfassungsgesetz zu schaffen, denn Ziel war es, in der gesamten Sowjetunion ein
einheitliches Rechtssystem einzurichten. Da die notwendigen unionseinheitlichen
Gesetzesbiicher, wie Zivilgesetzbuch oder Strafprozessordnung, nicht normiert wurden, blieb
in den Unionsrepubliken auch das teilstaatliche Recht weiterhin anwendbar. Mit der Reform
des Gerichtsverfassungsgesetzes im Jahr 1958 entschied sich der sowjetische Gesetzgeber fiir
eine erneute Dezentralisierung, indem unionsweit lediglich ein gesetzlicher Rahmen

vorgegeben wurde, in dem sich die Gesetze der einzelnen Sowjetrepubliken ansiedelten.'®

Beleg 1:

§ 57. Axke OyayTh XOJOMH TaThe, CYIb KHSDKb. AKe OyayTh XOJOMH TaThe, JII00O0 KHSKH,
11000 OosipbCcTHH, OO0 YEpHEUb, 1Xb K€ KHA3b MPOAAXKEI0 HE KA3HWUTh, 3aHA CYTh HE
CBOOOIHHM, TO TBOMYE TUTATUTH KO UCTHIIO 32 OOHTY. 164

§ 57. Wenn Sklaven Diebe sind, fiirstliches Gericht. Wenn die Diebe Sklaven sind, sei es vom
Fiirsten, oder von Bojaren oder von Bauern, so belegt sie der Fiirst nicht mit Strafe, weil sie

nicht freie (Méanner) sind, dann zahlt [ihr Herr] dem Kl4ger das Doppelte fiir das Unrecht. 163

Beleg 2:

§ 53. Sxo He momobaeTh KHA3EMBb U OOSIPOMB M BCSIKAMB CYIISIMb MIPCKHMb,
CBSIIIICHHUYECKAro ¥ WHOYECKAro YMHa Ha CyIb MPHUBIAYaTH, HI)KE TAKOBBIMb CYIHWTH J1a HE
00J71a/1af0Th UMU HUKTOXKE OTH MPOCTHIXD JTIOACH; (.. )toe

§ 53. Dass es Fiirsten, Bojaren und allen weltlichen Richtern weder zusteht, einen Priester
oder Monch vor Gericht zu schleppen, noch iiber sie zu Gericht zu sitzen, dass liber sie

niemand von den einfachen Leuten verfiigt.

192 Vgl. Meder 1971: 44 ff.

193 Vgl. Meder 1971: 200 ff., 323 ff.
1645, Goetz 1910: 24 f.

195 S, Goetz 1912: 202.

166 S Crormaes 1860: 138.



S7

Beleg 3:

§ 98. (...) U mb1 HBIHD TOTH MPHUTrOBOPH NOMHUMB, YTO Bb HOBBIXH cl0001axb BH maeTh
bors, na te1 Lape ['ocynaps, onpuus cyaa. 167

§ 98. (...) Und wir verstehen dieses Urteil nun so, dass Gott, ja du Zar und Herr, den neuen

Dorfern vorsteht, mit Ausnahme des Gerichts.

Beleg 4:
(...) Hb KaKoro TA *kero cynusIIo Mpocnasy (.. )tes

(...) irgendeinem Rechtsstreit, iiber den Jaroslav urteilte (...)

Beleg 5:'%

PyCI/IHy HC 3BaTHU JIATUHCCKOI'O HAa MHOI'0 KHA3SA CyAb, JIMIIC MPCAb CMOJIbBHCCKOTO KHA3M,
..) 170

Ein Russe soll nicht einen Lateinischen ins Gericht eines anderen Fiirsten rufen, sondern vor

den Fiirsten von Smolensk, (...).

Beleg 6:'"

A Oyner oTBb TuMK yuHeT OWTH YeioMm... B omHOM nbiie, a Ha cyab WIIETh CBEpXb TOTO
MHBIXD b JTb, U B TOMb OTBb TUMKOM OTKa3bIBaTh.

Und gibt es einen Verteidiger und beginnt er mit der Verbeugung... in einer Sache, geht aber
zu Gericht und sucht dariiber hinaus [das Recht] in anderen Sachen, dann sind darin die

Verteidiger abzuweisen.

4.7 COBCTBEHHOCTb

Durch die Belege 1 und 2 ist es moglich, die Bedeutung des Wortes co6cmgennocms bis in
das 9. Jahrhundert, in die Zeit der Russkaja Pravda, zuriick zu verfolgen. Das Adjektiv

coocmeennwiti wird abgeleitet von dem altrussischen und dem kirchenslavischen Wort

7S, Crornaes 1860: 229.

168 S, Nestorchronik 1997: Tom 1, 452.

1S, CPSI XI-XVII BB., BhIMyCK 28, 244.

170°S. Cmonenckue rpamotsr XIII-XIV 1963: 23.
"1'S. CPSI XI-XVII BB., Boimyck 28, 245.

172§, Vioxenne Asexcest Muxaitnosuua 1649: 111.
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173

cobwvcmeo, das ua. eine Entsprechung in ceoticmeso findet.” > Ceoticmseo wiederum ist Teil der

Wortfamilie ceoii, ceos, céoé.'™ Von dieser Bedeutung ‘eigen’ kann auf ‘das Eigene’, also
das Eigentum, geschlossen werden. Demnach ist in Beleg 1 cgoé iibersetzbar als ‘das Seine’,
dabei handelt es sich um ein substantiviertes Possessivpronomen. Ferner sei auf den
altrussischen bzw. kirchenslavischen Ursprung des Terminus co6cmeennocms eingegangen,
da dieser Ausdruck auch vom Wort cobuna, was Eigentum bedeutet, abgeleitet werden
kann.'”

Beleg 1, ndmlich § 41, ist zitiert aus der dritten, der jiingsten Redaktion der Russkaja
Pravda. Thr ist der augenscheinliche Bezug zum FEigentumsrecht zu entnehmen.
Bemerkenswert ist aber, dass bereits in der ersten, der dltesten Redaktion, also Beleg 2, ein
dhnlicher Paragraph, ndmlich § 18, vorhanden war. Infolgedessen kann aufgezeigt werden,
dass das Wort Eigentum mit einer rechtlichen Konnotation bereits im 9. Jahrhundert in
Verwendung war. Diese rechtliche Bedeutung spiegelte sich, wie in Beleg 2 ersichtlich, darin
wieder, dass bereits in der dltesten Redaktion der Russkaja Pravda der Rechtsunterworfene
einen selbststindigen Rechtsanspruch auf Schutz seines Eigentums hatte. Die jlingere Fassung
prazisierte, was unter Eigentum zu verstehen war, ndmlich Sachen, wiewgu xoub, wIu
nopth, i ckormHa“, aber auch Menschémlich Knechte gem. § 38 der iltesten
Redaktion der Russkaja Pravda. Wie Goetz richtig feststellt, liegt im Vergleich von Beleg 1
und 2 eine bewusste Umarbeitung und Erweiterung der &lteren Bestimmung vor; betroffen
war vorwiegend die formell-rechtliche Seite, dh. das Prozessverfahren.'’®

Die rechtliche Bedeutung des Terminus Eigentum unterscheidet sich heute von jenem
der Russkaja Pravda insofern, als weder eine natiirliche noch eine juristische Person Eigentum
an einem Menschen haben kann. Die Leibeigenschaft wurde in Osterreich 1781 und in
Russland 1861 abgeschafft. Dem Recht der Russkaja Pravda nach waren sowohl der sog.
cholop ‘Sklave’ und der sog. c¢ljadin ‘Knecht’ unfreie Manner und demnach Sachen, die
gekauft und verkauft werden konnten. In concreto stellten sie Eigentumsstiicke, die auf
derselben Stufe mit dem Vieh standen, dar. In den altrussischen Schriften war die
Gleichsetzung von Gesinde und Vieh weit verbreitet, sodass sie zur Kriegsbeute oder zum
fiirstlichen Geschenk wurden.'”’

Im Gesetzbuch des Zaren Aleksej Michailovic von 1649 wurde eine Bestimmung

betreffend das Rechtsgebiet des Eigentumsrechts normiert, die besagte, dass das Eigentum der

173 yg]. dacmep 1971: Tom III, 704.

17 yg]. dacmep 1971: Tom III, 583.

173 ygl. dacmep 1971: Tom III, 703 f.

176 val. Goetz 1912: 160.

"7 Vgl. Goetz 1912: 146; Litzinger 2007: 53.
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Frau fiir die Schulden des Mannes haftete. Im Vergleich zu diesen friithen Bestimmungen war
das Eigentumsrecht in Russland sehr spirlich ausgeprdgt und gewann erst am Ende des
18. Jahrhunderts an Wichtigkeit, nachdem im ,Biirgerlichen Gesetzbuch von 1832“ das
Rechtsinstitut des Besitzes eingefiihrt wurde. Der Ausdruck Besitz wurde aber nicht
konsequent verwendet, sondern auch an Stelle des Terminus’ Eigentum gebraucht. Fiir die
Ersitzung als Erwerb des Eigentumsrechts war eine Frist von zehn Jahren vorgesehen, ohne
dass Rechtstite] und guter Glauben vorliegen mussten. Jemand, der gutgldubig Eigentum
erworben hatte, war vom Eigentumsschutz nicht erfasst, da das Prinzip der Vindikation, also
das Recht des Eigentiimers vom nichtberechtigten Besitzer die Herausgabe seines Eigentums
zu verlangen, streng durchgefiihrt wurde.'” Eine besondere Art des Eigentums war der sog.
mir ‘Gemeineigentum’, darunter verstand man das Eigentum der Dorfgemeinde an den
Léndereien. In der wissenschaftlichen Literatur ging man davon aus, dass der Eigentiimer des
Landes die Dorfgemeinschaft als juristische Person war und die Dorfbewohner lediglich
Nutzungsrechte an den Lindereien besallen. Im Gegensatz dazu war das Hofgrundstiick ein
vererbliches Eigentum der Dorfbewohner.'”

Beleg 3 beweist, dass der Terminus cob6cmeennocms auch zu Beginn des
19. Jahrhunderts eine rechtliche Bedeutung innehatte, denn die Erkldrung des Fachausdrucks
im ,,CnoBapp Axanmemin Poccitickoit 1822 roma® ist durchwegs juristisch geprigt. In den
Belegen 4 und 5, die aus dem ,,Natiirlichen Privatrecht vom Osterreichischen Juristen Franz
von Zeiller stammen, wurde auch das Wort coocmeennocms verwendet und ihm die heute
gebrauchliche Bedeutung beigemessen. In § 70 wurde das AusschlieBlichkeitsrecht des
Besitzes normiert und der Grundsatz ,,qui prior tempore, potior iure” umgesetzt. Folglich
konnte derjenige, der als erster eine Sache in Besitz nahm, ausschlieBlich iiber sie verfiigen.
Zeiller tibertrug auch die im deutschen Recht gebriduchliche Unterscheidung in materielles
und formelles Recht auf die russische Ubersetzung. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts kannte
man in Russland gleichermallen in Deutschland das Rechtsinstitut des Miteigentums, wie aus
§ 80 hervorgeht. Unter Miteigentum versteht man gemeinschaftliches Eigentum, das entsteht,
wenn eine noch ungeteilte Sache mehreren Personen zugleich gehort. '™

Im sowjetischen Recht waren drei sachenrechtliche Institute, ndmlich Eigentum,
Baurecht und Pfandrecht bekannt. Das Eigentumsrecht wandelte sich im Russland des 20.
Jahrhunderts stark. Im Sowjetrecht stellte das sozialistische Eigentum die Hauptform dar, da

die Produktionsmittel verstaatlicht und vergesellschaftlicht wurden. Gemdl Art. 5 der

178 Vgl. Spielbiichler 2000: § 366 Rz 1 ff.
' vgl. Schultz 1951: 152 f., 220 f.
%0 vgl. Spielbiichler 2000: § 361 Rz 1 ff.; Zeiller 1819: 105.
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Verfassung der USSR, ersichtlich in Beleg 6, wurde zwischen staatlichem und
genossenschaftlichem Eigentum unterschieden, ferner gab es das Privateigentum. Das
staatliche Eigentum als Grundform wurde in Fonds aufgeteilt, die unmittelbar durch staatliche
Organe oder durch Behdrden und Unternehmen genutzt wurden. Ein wesentlicher
Unterschied bestand zwischen dem Grundfonds, wie beispielsweise Gebdude und
Einrichtungen, sowie dem Umsatzfonds, wie Produktion und Geldmittel. Der Grundfonds
konnte von einem staatlichen Unternehmen einem anderen unentgeltlich iibergeben werden,
aber wurde er einer genossenschaftlichen und gesellschaftlichen Organisation zur Verfligung
gestellt, dann nur gegen Kauf in bar. Uber den Umsatzfonds durfte ein Unternehmen frei
verfiigen, so hatte es auch ein Weiterverkaufsrecht inne. Gemall Art. 6 der Verfassung
verstand man unter dem staatlichen Eigentum Land, Gewésser, Wailder, Fabriken,
Eisenbahnen, Banken, Kommunalunternehmen usw. Der Unterschied zwischen staatlichem
und genossenschaftlichem Eigentum bestand darin, dass die Triger des genossenschaftlichen
Eigentums die Genossenschaften selbst waren und dass das genossenschaftliche Eigentum
keinen einheitlichen Fonds bildete. Genossenschaften disponierten frei iiber ihr Eigentum und
konnten Eigentum an den Staat verkaufen. '*!

Beleg 7 zeigt den Schutz des Privateigentums gemall Art. 10 der Verfassung von
1936. Das Privateigentum umfasste lediglich die Giiter des personlichen Bedarfs und war
bedeutend geringer als das Eigentum des Staates bzw. der Genossenschaften. Um den
Unterschied zum kapitalistischen Privateigentum hervorzuheben, ist in der Verfassung vom
»personlichen Eigentum®™ die Rede; auch bei sowjetischen Juristen ist dieser Terminus
technicus in Verwendung. Die Besonderheit des personlichen Eigentums bestand darin, dass
es sich nur um ein Derivat des sozialistischen Eigentums handelte, da seine Entstehungsbasis
der Arbeitsertrag einer Betdtigung in der sozialistischen Wirtschaft war. Den Eigentiimern
stand nach sowjetischem Recht das Recht auf Besitz, Nutzung und Verfligung iiber die Sache
zu. Wiewohl dieses Recht insofern begrenzt war, als es nicht entgegen den Interessen der
sozialistischen Gesellschaft genutzt und als durch die Nutzung anderen Personen kein
Schaden zugefiigt werden durfte. '™

Die heutige Bedeutung von cob6cmeennocms geht zuriick auf das vorrevolutionire
Recht in Russland, das sich auf das deutsche und franzdsische Zivilrecht, also auf Eigentum
und propriété griindete. Die Definition lautete: CoOcTBeHHOCTH — NpaBO BiaJEHUS,
nojb30BaHus U pacnpopspkenus (‘Das Eigentum ist das Recht des Besitzes, der Nutzung und

der Verfiigung’). Diese wurde 1992 in das Zivilgesetzbuch der RSFSR iibernommen und ist

"1 vgl. Schultz 1951: 296 ff.; Allenhofer/Plagemann 2007: 27 f.
"2 vgl. Schultz 1951: 298 f.
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bis heute charakteristisch. Auch bei der Terminologisierung des Rechtsinstituts Eigentum im
sowjetischen Recht, kommt die Besonderheit zum Vorschein, dass wirtschaftliche Aspekte in
der Sowjetideologie iiber rechtliche Aspekte gestellt wurden, weil letztere bloB als Teile eines
strukturellen Rahmens angesehen wurden, wihrend die wirtschaftliche Bedeutung die
fundamentale war. Dies ist zu sehen anhand der linguistischen Differenzierung zwischen
coocmeennocms und mnpasa cobcmeennocmu, wobei cobcmeennocmv eine viel groBere
Gewichtung zukam. Auf diese Weise wurde beispielsweise das Gesetz ,,0 CoO6cTBEHHOCTH B
CCCP* genannt, wihrend der erste Artikel dieses Gesetzes als ,,0 IIpaBe CoOcTBeHHOCTH
bezeichnet wurde. Der Fachausdruck Eigentum wird auch heute sowohl in juristischer
Bedeutung als auch als Wort der Alltagssprache gebraucht, dh. das Wort muss nicht
notwendigerweise eine rechtliche Bedeutung innehaben. '*?

Beleg 8 macht ersichtlich, dass das Privateigentum ein Grundrecht gemdf3 der
Verfassung der Russischen Foderation ist. Neben dem Privateigentum werden alle Formen
des Eigentums, wie staatliches und kommunales Eigentum, gleichermalBBen geschiitzt und
anerkannt. Eine Konkretisierung des Grundrechts auf Privateigentum ergibt sich aus Art. 35
der Verfassung der Russischen Foderation. Nach heutigem Verstindnis unterscheidet sich das
Privateigentum von jenem des Sowjetrechts. Der Eigentumsschutz von der Verfassung von
1936 wurde sowohl in der Verfassung von 1977 als auch in der Verfassung von 1993
erweitert. Dies flihrte zu einer graduellen Verbesserung der Stellung des Privateigentums. In
der Verfassung von 1977 wurde auch die personliche und erwerbswirtschaftliche
Verwendung des Privateigentums unter den Schutz der Verfassung gestellt. Demnach waren
die Gegenstinde des personlichen Eigentums auch zum mittelbaren Verbrauch, etwa durch

den Absatz von Erzeugnissen und die Erbringung von Dienstleistungen, bestimmt. '

Beleg 1:

§ 41. Axxe KTO TIO3HAETh CBOE, YTO OYJETh MOTYOMITb, UK YKPAJEHO Y HETO YTO, U (3TOTO «H»
Hb Th) WK KOHB, WK TOPTH, 1JIM CKOTHHA, TO HE PIIU H: «CE MOE», HO: «IIO1I1 Ha CJIOAb, KIb
€CTb B3AJIDB». CBGIII/ITCCSIZ KTO BYACTb BHHOBATH, HA TOI'O TaTGa CHHUOCTH. Tor;[a OHB CBOC
BO3METh, a UTO moru0J10 6}’I[€TB Cb HUMb, TOXKXC CMY HAYHCTD IJIATUTH. 185

§ 41. Wenn jemand sein Eigentum erkennt, das er eingebii3t hat, oder das bei ihm gestohlen

wurde, entweder Pferd oder Kleid oder Vieh, dann sage ihm [dem gegenwirtigen Besitzer]

nicht: ,,Das ist mein“, sondern [sage zu ihm so]: ,,Gehe mit zur Ermittelung, wo du es

18 Vgl. Rajewsky 2000: 77 f.
'8 vgl. Allenhofer/Plagemann 2007: 32 f., 26 ff.
'85°S. Ceprbesuusb 1911: 12.
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genommen hast.”“ Die Ermittelung wird angestellt; wer schlieBlich schuldig ist, anf [sic!] geht
der Diebstahl aus. Dann nimmt er [der Eigentiimer]| das Seine, aber was dabei verloren

gegangen ist, das muf er [der schlieBlich Schuldige] ihm zahlen. '™

Beleg 2:

§ 18. Anie mo3HaeTh KTO, HE EMJIETh €T0, TO HE PIIH EMY: «MOE»; HO PIIM €My TaKO: «IOWIH Ha
CBOIB, KIb ecu B3suTb». VITH He MOMAETh, TO IOPYYHHUKA 3a 5 mHiit. 't

§ 18. Wenn jemand [bei einem anderen sein Eigentum] erkennt, ergreift es aber nicht, dann
sage ihm [dem gegenwirtigen Besitzer]| nicht: ,,Es ist mein®; sondern sage zu ihm so: ,,Gehe
mit zur Ermittelung, wo du es genommen hast.” Wenn er aber nicht mitgeht, dann (stelle er)

zwei Biirgen fiir 5 Tage.'™

Beleg 3:

To, 4TO COBCTBEHHO, 10 MPABY, GE3CIIOPHO KOMY TIPUHAUICKHTD.

Eigentum ist das was jemandem dem Gesetz nach eigen ist, egal wem es zugehorig ist.

Beleg 4:

§ 70. TIpaBomb pHoe cib GeTBie IPUCBOieHs €cTh MPaBO COGCTBEHHOCTH. "

§ 70. Die rechtliche Folge der Zueignung ist das Eigenthumsrecht.'®!

Beleg 5:

§ 80. Taxke m MHoTie (MO cwirb emTWHOBpeMEHHAro MPUCBOCHISA WM Mocwib CBOOOIHArO
corJiacisi mpexaeObIBIIaro camoxo3simHa) MoryTb BMb cth umb T monHyo coOCTBEHHOCTD
Bemy. Torga TPOM3XOIUTH COBOKYMHAs COOCTBEEHHOCTb, 0OIIass COOCTBEHHOCTb
(I10JIOKUTEIbHAS OOIIHHOCTB).

§ 80. Es konnen auch mehrere (vermoge einer gleichzeitigen Zueignung, oder vermoge der
freyen Einstimmung des bisherigen Alleineigenthiimers) das Eigenthum einer Sache mit
einander haben. Dann entsteht im Gegensatz des Alleineigenthumes ein Miteigenthum, (eine

positive Gemeinschaft). '

1865 Goetz 1910: 29.

187, Ceprbesnyn 1911: 3.
1885 Goetz 1910: 9.

189'S. CAP 1822: wacts VI, 311.
1905 Zeiller 1819: 108.

1S Zeiller 1819: 105.

192.g. Zeiller 1819: 123.

193§, Zeiller 1819: 119.
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Beleg 6:

Crates 5. Coumanucruueckass cobcrBeHHocth B CCCP  umeer mbo  ¢dopmy

rOCyJIapCTBEHHON COOCTBEHHOCTH (BCEHAPOJHOE OCTOSIHUE), 100 (hopMy KOOIEpaTHBHO-

KOJIXO3HOM COOCTBEHHOCTH (cOOCTBEHHOCTh OTHENBHBIX KOJX030B, COOCTBEHHOCTH
<\ 194

KOOTIEPATHUBHBIX 0ObETUHECHHI ).

Artikel 5. Das sozialistische Eigentum in der UdSSR hat entweder die Form von

Staatseigentum (Gemeingut des Volkes) oder die Form von genossenschaftlich-

kollektivwirtschaftlichem Eigentum (Eigentum einzelner Kollektivwirtschaften, Eigentum

genossenschaftlicher Vereinigungen).

Beleg 7:

Cratbs 10. IIpaBo auuHON COOCTBEHHOCTH IpaXk/iaH Ha MX TPYAOBBIC JOXOABI U COEPEKEHHUS,
Ha JKWIOH JIOM | 1ojcoO0HOe JOMAIIHee XO3SHCTBO, Ha MPEIMETHl JOMAIITHETO XO35iCTBa U
obuxoma, Ha TNPEIMETHl JMYHOTO MOTPEOJICHWs M yJoOCTBA, pPaBHO KakK IIPaBo
HACITEIOBAHNS JINIHON COBCTBEHHOCTH IPAXkKIaH — OXPAHSIOTCS 3aKOHOM.

Artikel 10. Das Recht des personlichen Eigentums der Biirger an ihren selbsterarbeiteten
Einkiinften und Ersparnissen, am Wohnhaus und an der hauslichen Nebenwirtschaft, an den
Gegenstinden der Hauswirtschaft und des Haushalts, an Gegenstinden des personlichen

Bedarfs und des Komforts ebenso wie das Erbrecht am personlichen Eigentum der Biirger

werden durch das Gesetz geschiitzt.

Beleg 8:

Crates 8. (...) 2. B Poccuiickoii ®eneparyiyi MpU3HAIOTCS U 3aIUIIAIOTCS paBHBIM 00pa3om

196
YyacTHasi, roCy1apCTBEHHAsl, MyHUIIUIAIbHAsI U MHbIE (POPMBI COOCTBEHHOCTH.

Art. 8. (...) 2. In der Russischen Foderation werden private, staatliche, kommunale und

andere Formen des Eigentums gleichermaBen anerkannt und geschiitzt.'’

1945 KCCCP 1936: crarps 5.

195§, KCCCP 1936: cratbs 10.

196 S KP® 1993: ctaThs 8.

7'S. Allenhfer/Plagemann 2007: 32.
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4.8 TATbBA

Im russischen bzw. slavischen Rechtssystem wurde eine Unterscheidung zwischen
Verbrechen und Vergehen vorgenommen, dennoch war diese nicht so ausdifferenziert wie wir
sie heute kennen. Als Verbrechen wurde jede Gesetzesiibertretung bezeichnet, die gegen die
offentliche Sicherheit begangen wurde. Als Strafe fiir ein veriibtes Verbrechen drohte im
duBersten Fall der Tod. Zu den Verbrechen gehorten die Totung sowie die Beleidigung des
Konigs und der Nation — Tatbestéinde, die man bereits in Urkunden des 11. Jahrhunderts fand.
Im Laufe der Jahrhunderte wurden die Strafen milder und Standesprivilegien wurden
eingefiihrt. Infolgedessen richtete man einen Adeligen, der ein Verbrechen begangen hatte,
nicht hin, sondern er musste seine Giiter verkaufen und drei Jahre das angestammte Land
meiden. Der Diebstahl wurde in die Straftaten der Vergehen eingeordnet. Das russische sowie
das polnische Recht sahen im Gegensatz zu anderen slavischen Rechtsordnungen eine
Unterscheidung zwischen Diebstahl und Beschddigung einer Sache vor. Im russischen Recht
unterschied man nach dem Traktat Olegs zwei Arten des Diebs, ndmlich den heimlichen und
den oOffentlichen Dieb: Da im russischen Recht die Arglist und die Heimlichkeit des
Verbrechens duflerst verhasst waren, wurde derjenige, der heimlich stahl um das Dreifache
strenger bestraft, als der 6ffentliche Dieb. Ferner besagte das Traktat Olegs, dass der Dieb,
wenn er selbst die begangene Straftat dem Bestohlenen gegeniiber offenbarte, lediglich so
lange gefangen gehalten werden sollte, bis er dem Bestohlenen Ersatz leistete. Andere
Schriften wiesen strengere Strafen auf. Das Recht Olegs wurde in die Russkaja Pravda
aufgenommen. Dariiber hinaus war normiert, dass in den russischen, serbischen und
méhrischen Rechtsordnungen die Gemeinde fiir Mord und Diebstahl, die in ihrem Bezirk
veriibt wurden, verantwortlich war.'*®

Das Wort mamwvba stammt vermutlich aus dem Griechischen bzw. aus dem Dorischen.
Zugleich weist es groBe Ahnlichkeit mit dem altirlindischen Wort taid auf. Bereits in der
Nestorchronik, die aus dem 12. Jahrhundert stammt, war der Terminus in der Bedeutung
‘Diebstahl’ in Verwendung.'” Der Fachausdruck wurde in der Russkaja Pravda iiberdies
ausfiihrlich dargestellt. Beleg 1 stellt ein Beispiel fiir eine Bestimmung der Russkaja Pravda
dar, die als Rechtsfolge fiir Vornahme eines Mordes eine sehr harte Strafe normierte, ndmlich
die Totung des Téters. Obwohl der Tatbestand in der Aufzeichnung der Russkaja Pravda unter
der Unterschrift Diebstahl angefiihrt ist, handelt es sich um die Rechtsfolge fiir das

%8 ygl. Macieiowski 1835: 45 ff.
1995, Grober/Miiller 1986: 807.
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Verbrechen der Totung, das beim Diebstahl begangen wurde, und nicht um die Rechtsfolge
fiir den Diebstahl selbst. Beleg 2, hingegen, regelt kein Toétungsdelikt, sondern listet die
Geldstrafen fiir den Viehdiebstahl auf. Die Rechtsfolgen fiir Vergehen, die in der Russkaja
Pravda normiert waren, waren einerseits die Erbringung des privaten Ersatzes an den
Bestohlenen und andererseits die Strafe in Form von Verbannung und Giiterkonfiskation oder
Geldstrafe. Die Russkaja Pravda bemall die Hohe der Strafe nicht nur nach dem Wert des
gestohlenen Gegenstandes, sondern auch nach der Intensitét der verbrecherischen Gesinnung.
Ferner wurde zwischen einfachem und schwerem Diebstahl unterschieden.>”

In der Russkaja Pravda wurde auch normiert, dass ein Kéufer in der Lage sein musste
den Kauf nachzuweisen, um nicht als Dieb angesehen zu werden. Diese Bestimmung sollte
auf diesem Wege die Verwertung von Diebesgut erschweren. Die diesbeziigliche
Kontrollfunktion kam auch dem sog. mytnik ‘Zolleintreiber’ zu, dessen Aufgabe die
Eintreibung des sog. myfo, einer altrussischen Handelsgebiihr, die auf Mérkten auf den
Verkauf eingehoben wurde, war. Der Mytnik war ein freier Mann, der in den Stddten das Amt
eines Marktaufsehers ausiibte und dafiir Gebiihren erhielt.””!

In der ,JlaBpenTheBCcKas neronuch™ sowie in der ,IIckoBckas cyaHast rpamora‘ war
gleichermaflen sehr frith von Diebstahl als Straftatbestand die Rede. Einem Straftiter blieb
gemil Beleg 3 der Zugang zum Priesteramt verwehrt, wenn er einen schweren Diebstahl
begangen hatte. Bei diesem Berufsausiibungsverbot handelte es sich um eine
kirchenrechtliche Konsequenz, die neben die weltliche Strafe hinzutrat. Beleg 4 ist ein
Nachweis dafiir, dass es im 12. Jahrhundert im russischen Rechtskreis ein starkes Bewusstsein
fiir Straftaten und deren kirchenrechtliche Folgen gab.

Auch Beleg 4 erfasst den Straftatbestand des Diebstahls. In der ,,IIckoBckast cyanas
rpamora® wird die Rechtsfolge fiir den Fall, dass man einen Dieb bei Begehung der Tat
ergreift, normiert. In Beleg 5 wird geregelt, was mit dem Dieb nach Ergreifen geschieht, und
zwar sah das russische Strafrecht fiir dieses Verbrechen eine korperliche Strafe, ndmlich das
Abhacken der Hand, vor. Dieser Beleg ist eines der wenigen Beispiele fiir Bestimmungen des
russischen Rechts, die als Strafe kdrperliche Ziichtigung vorsahen.

Das sowjetische Strafrecht hatte die Aufgabe die herrschende Gesellschaftsordnung
vor sozialgefdhrlichen Handlungen oder Unterlassungen, dh. Verbrechen, durch
RepressivmaBnahmen zu schiitzen. Die Grundbegriffe des Strafrechts wurden im Jahr 1919
definiert. Ferner wurde normiert, dass das Strafausmal nur vom Umfang der

Sozialgefahrlichkeit der Tat und des Téters abhingig sein und die Strafe der Gefahrenabwehr

2yl Goetz 1913: 114 ff.
2" vol. Baranowski 2005: 439 f.
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dienen sollte. Der Rechtsausdruck der Sozialgefahrlichkeit lieB sich weit auslegen und wurde
auch zur Rechtfertigung der Verfolgung von Klassenfeinden missbraucht. Die Ermordung
Sergej Kirovs und die darauf folgende Erlassung des ,,Gesetzes iiber die vereinfachte
Strafverfolgung terroristischer Organisationen und terroristischer Verbrechen von 1934
waren entscheidend fiir die Legalisierung der zunehmenden Kontrolle und willkiirlichen
Verfolgung des Sowjetvolks durch die Staatsorgane. Dieses Gesetz sah vor, dass ein
vereinfachtes Verfahren der Strafverfolgung zur Anwendung kam, das in zehn Tagen
abgeschlossen sein musste, die Hauptverhandlung ohne Beteiligung von Ankldgern und
Verteidigern durchgefiihrt wurde und Todesurteile unverziiglich nach Urteilsverkiindung
vollstreckt wurden.>”

Im Jahr 1932 wurde in der UdSSR ein Beschluss mit der Bezeichnung ,,Uber den
Schutz des Eigentums der staatlichen Unternehmen, Kolchosen und Genossenschaften und
die Festigung des gesellschaftlichen und sozialistischen Vermogens® gefasst. Demgemail
wurde Diebstahl bei Eisenbahn- und Schifftransporten sowie Diebstahl des Kolchoseigentums
mit Todesstrafe oder bei milderen Umstinden mit mindestens zehnjdhriger Haft bestraft.
Dieses Verbrechen schloss eine Amnestie aus. Der Tatbestand war beispielsweise bereits
durch Diebstahl von Riiben beim Graben oder Transportieren, durch Diebstahl von Saatgut
oder durch Betrug bei der Rechnungsfiihrung der Kolchosenproduktion verwirklicht. Die
Verurteilungen nahmen absurde Ausmale an, so verurteilte man binnen vier Monaten 54 645
Menschen, davon 2 110 zum Tode. Strafausmal} und Unrechtsbewusstsein standen in keinem
rationalen Verhiltnis.?”

Wie in Beleg 6 ersichtlich ist, wurde im Sowjetrecht der Terminus mamoba nicht mehr
verwendet, so ist er auch im heutigen Sprachgebrauch nicht tiblich. Der Rechtsterminus ist
Beispiel dafiir, dass Worter aus dem aktiven Wortschatz verschwinden und durch neue ersetzt
werden. Im Vergleich zum Verschwinden des Rechtsausdrucks xpoenas mecms ist der
Untergang des Wortes mamoa insofern interessant, als das Rechtsinstitut des Diebstahls noch
Teil heutiger Rechtsordnungen ist und nur das Wort als solches nicht mehr Verwendung
findet. Hingegen ist beim Fachausdruck xpoenas mecmo die Blutrache nur noch historisches
Relikt der Rechtsterminologie. Der heute gebréuchliche russische Fachausdruck fiir Diebstahl

ist das Wort xpaorca, der bereits im ,,Strafgesetzbuch von 1922 zu finden ist.

Beleg 1:

§ 49. O Tarob . Axe youroTh koro y kb tu imn y kotopob TatodbI, TO YOHIOTH BO 1ica Mb cTo.

292 yg]. Meder 1971: 90 ff., 188 ff.
293 yg]. Kachkeev 2007: 132.
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§ 49. Vom Diebstahl. Wenn man jemanden im Gemach oder beim Kuhdiebstahl erschlégt, so

. . . . 204
erschlidgt man ihn wie einen Hund.

Beleg 2:

§ 53. O TatOb , MKe KTO CKOTa B3MIIETh. AXe KpaJeTh CKOTh Ha TOJH, LIH OBIL , MITH KO3HI,
¥ cBUHBH, 60 KyHB; OyIeTh JI iXh MHOTO, TO BCh Mb 110 60 KyHb.

§ 53. Vom Diebstahl, wenn jemand Vieh stiehlt. Wenn jemand Vieh auf dem (freien) Feld
stiehlt, entweder Schafe oder Ziegen oder Schweine, 60 Kuna; wenn ihrer aber viele, dann

alle je 60 Kuna. *°

Beleg 3:

§ 83. Hammcano iects BB 3amopb au loana [locTeHHKA: ,,ale KTO OYKpaJeTh TOJIOBHBIS
HAYaJIHBIS TaTHOBI, 1a HE TIPUICTh Bb YHCTUTEIBCTBO ™, - TIpaIaxs Toro. (.. .)206

§ 83. Im Gebot Johannes des Fasters steht geschrieben: ,,wenn einer einen betrdchtlichen

Diebstahl begeht, soll er nicht zum Priestertum kommen*, das fragte ich. **’

Beleg 4:

[35.] Kro u3 nepkeu, rab Tarba Ooy4YMHHIIACH, TAaKOXb W NPUTOPOXKaHb , Wi censHUHD
TICKOBHTHHD Ha IPUTOPOXb , MM Ha TOPY HE 3BAaTH, BECTH eMy K poTh *°° CKOBUTHHY Tib
TaT6a yunamacs. "

Jemand aus der Kirche, wo sich der Diebstahl ereignete, auch ein Bewohner der Vorstadt oder
ein Pleskowit, soll nicht in die Vorstadt oder auf den Marktplatz (?) gerufen werden, sondern

er soll den Pleskowit dorthin zum Schworen fiihren, wo der Diebstahl veriibt worden ist.

Beleg 5:*'°
A Gyzers KTo Ha ci1yk0b y KOTo yKpageTs JIOa/b, i eMy 3a Toe TaThby pyky orch up.?!!
Wenn jemand jemand anderem beim Dienst das Pferd stiehlt, dann wird ihm fiir diesen

Diebstahl die Hand abgehauen.

'S, Goetz 1910: 32 f.

%S, Goetz 1910: 32 f.

26§ Die Fragen des Kirik mit den Antworten des Bischofs Niphon von Novgorod und Anderer (1136-1156),
§ 83.

27’3, Goetz 1905: 290 f.

208 74 rota und den urslavischen Wurzeln seiner juristischen Bedeutung siehe Kati¢i¢ 1990: 80 ff.

299§ TIckoBckast cyaHas rpamota 1914: 9.

2195 CPS XI-XVII BB., Bbimyck 29, 225.

211'S. Vioxenne Anekcest Muxaiinosiua 1649: 83.
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Beleg 6:

180. Kpaxka, T.-e. TailHOe TMOXMINEHUE HWMYIIECTBA, HaxOJAIIerocss B O0NalaHuW,
MOJIb30BAaHWM WJIM BEJICHHUH JPYroro JHIA WM YYPEXKJCHUS, KapaeTcs Ha CIETYIOIINX
ocHoBaHmIIX: (...)""*

180. Diebstahl, das ist die heimliche Entwendung von Vermogen, das sich in Besitz,

Gebrauch oder Verfligungsmacht einer anderen Person oder Behorde befindet, wird auf

folgende Weise bestraft: (...)

4.9 HPABBI

Die Begrifflichkeit der sog. mo0pbie HpaBsl ‘guten Sitten’ baut auf den MaBstiben der Ethik,
Moral und Sittlichkeit auf und variiert demnach je nach Definition dieser Begriffe. Im Gesetz
wird der Terminus der guten Sitten nicht abschlieBend definiert und daher bleibt er ein
ethischer. Dies fiihrt vor allem im Straf- und Zivilrecht zu einer engen Schnittstelle von Recht
und Moral. Der Unterschied zwischen diesen beiden Begriffen ist heute selbstverstandlich, er
ist aber das Resultat eines langen philosophischen, rechtshistorischen und sprachlichen
Entwicklungsprozesses. In der Enzyklopéddie der Philosophie wird heute Sitte als ein
historisch gewachsener und {iberlieferungsfihiger Ordnungszusammenhang des Lebens
verstanden.”"?

Im Mittelalter waren - rechtshistorisch gesehen - Recht und Kirche und damit Moral,
Sitte und Recht nicht voneinander zu trennen, sondern sie bildeten eine Einheit. Erst im
19. und 20. Jahrhundert entwickelte sich in einem geschichtlichen Gesamtprozess das Recht
zu einer maligeblichen Grofe fir die Regelung des gesellschaftlichen Zusammenlebens,
indem es sich von Moral und Sittenkodizes losloste. In diesem Trennungsprozess wurden
Moral und Sitte als die das gesellschaftliche Leben regulierenden Faktoren abgeldst und das
Recht wurde zum hauptsichlichen Ordnungsinstrument.*'

In Beleg 1 wird das Wort #pasu in der Bedeutung von Tugenden verwendet. Bei dem
Begriff Tugend handelt es sich um eine wichtige und erstrebenswerte Charaktereigenschaft,
die eine Person befdhigt, das sittlich Gute zu verwirklichen. Dem klassischen Tugendbegriff
folgend ist die moralische Tugend ein erworbener Habitus, der zu vernunftgemiflem, gutem

Handeln qualifiziert. Der Tugendhafte tut das Gute gern, weil er seine sinnlichen Affekte

2125 YIOJIOBHBIN KOJEKC PCPCP 1922: cratss 180.
213 ygl. Giilpen 2009: 24 ff.
214 vgl. Giilpen 2009: 36 ff.



69

vernunftgemall gestaltet. Der klassische Tugendbegriff wurde gepridgt von Platons Theorie
der Kardinaltugenden, deren Kernaussage darin bestand, dass die Gerechtigkeit die Harmonie
des ganzen Menschen ist. Ferner trugen auch Aristoteles und Thomas von Aquin zur
Bedeutung des Begriffs bei. Im Zitat werden die Himmlischen Tugenden angesprochen, die
im Mittelalter definiert wurden, angelehnt an den Text ,,Psychomachia® des christlichen
Dichters Prudentius aus dem 4. Jahrhundert. Den sieben dort genannten Tugenden sind auch
entsprechende Untugenden, sog. Todsiinden, gegeniibergestellt, die mit den Tugenden um die
Vorherrschaft in der Seele ringen. Die Untugenden der drei genannten Tugenden sind
folgende: Demut — Hochmut, Wohlwollen — Neid und Keuschheit — Wollust.*"

Beleg 2 beschreibt das oben erwihnte Spannungsverhiltnis zwischen Recht und Moral
im antiken Griechenland. Dem Terminus upasu wird in diesem Kontext die Bedeutung
Gewohnheitsrecht beigemessen, also ungeschriebenes Recht, das nicht durch Gesetzgebung
zustande kam, sondern durch eine andauernde Anwendung von Rechtsvorstellungen oder
Regeln, die von den Beteiligten als verbindlich akzeptiert worden waren. Vor Einsetzen des
Kodifikationsprozesses in der archaischen Zeit war das Gewohnheitsrecht die rechtliche
Grundlage auf der die Gerichtsbarkeit und die Verwaltung beruhten. Im 7. Jahrhundert wv.
Chr. galt das geschriebene Gesetz den Griechen als Ursprung der Gerechtigkeit und stellte die
wichtigste formale Quelle des antiken griechischen Rechts dar. Gewohnheitsrecht ist zu
unterscheiden von Richterrecht, das die Rechtsfortentwicklung von geschriebenem Recht
durch die Rechtsprechung umfasst.*'®

In Beleg 3 kommt eine weitere Bedeutung von upasu zum Ausdruck und zwar in der
Form von Lebensweise und Brauch. Es geht um die Art und Weise, wie die béuerliche
Bevolkerung im 18. Jahrhundert lebte. Im Vordergrund stand weniger die moralische
Verhaltensweise, sondern vielmehr der Ablauf von einzelnen bauerlichen Aktivititen, wie
Zeremonien, religiose Feiertage usw. Beleg 4 weist allerdings eine andere Bedeutung des
Wortes Sitte auf und zwar eine sprichwdortliche, die fiir schlechtes Benehmen und negatives
Verhalten steht. Demzufolge ist die mutwillige Zerstorung eines Gebédudes eine abscheuliche
Tat, die eine schiandliche Charaktereigenschaft darstellt.

Der Fauchausdruck der guten Sitten hat auch heute noch rechtliche Bedeutung,
beispielsweise im Osterreichischen Recht gem. § 879 ABGB. Diese Bestimmung normiert,
dass Geschifte, die gegen die guten Sitten verstoBen, nichtig sind. ,,Die Guten Sitten werden
also mit dem ungeschriebenen Recht gleichgesetzt, zu dem die allgemeinen Rechtsgrundsitze,

nach iiberwiegender Meinung nicht die allgemein anerkannten Normen der Moral

1 ygl. Anzenbacher 1992: 140.
16 ygl. Sealey 1994: 15 ff.
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gehéren.“217 Das russische Recht verwirklicht, selbst wenn nur sehr indirekt, den Grundsatz

der Guten Sitten in Art. 16 des ['paxknanckuii Kogexc.

Beleg 1:*'®

Bbv npHu omp Hammxp r0OumMu Obma Tpue cu HpaBU: HECHHHUCKaHHE W KPOTOCTh W
BB3pbKaHKe. >

In unseren liebsten Tagen gab es diese drei Tugenden: Demut, Wohlwollen und Keuschheit.
Beleg 2:**°

Opucnpynernuun y I'pekoB moutu HuKakor HeObl1o. Celd Hapopa OOJBINE 3acTapelbIMU
HpABaMH, HEXEIIN TPEANHCHBACMBIMH 3aKOHAMH YIIPABIIsieM ObUL. !

Die Griechen hatten fast kein Rechtswesen. Dieses Volk wurde mehr durch tradierte Sitten,
als durch niedergeschriebene Gesetze regiert.

Beleg 3:%%

Exenn kto Oyaer wmbTh ciydail BbI3HATH 0OOCTOSATENbHbL € HpPaBbI M KU3HENOBEICHHE
JIEPEBEHCKUX XKUTEIICH, TOT YBHINT CIIOCOOBI b ueHus ropasno crpannb imme. >

Wenn jemand die Gelegenheit hat, die Sitten und die Lebensweise der Dorfbevolkerung zu

erforschen, der erkennt, dass eine Methode zur Verbesserung duflerst schwierig ist.

Beleg 4:%%*

Pede BB ceOb .. pa3opro KUTHUIIO CBOIO W 0OMIIyI0 co3mkay. Huutoxe okasHub e ecth
TakoBaro Hpasa.’>

Er sagte zu sich selbst .. die Zerstorung der Speicher und die groBe Erbauung. Nichts ist so

verflucht wie eine solche Sitte.

?I7'S. Koziol/Welser 1985: 134.

2185 CPS XI-XVII BB., Bemyck 11, 437.

219§ Cunaiickuii marepuuk 1967: 108.

205 CPS XVIII ., Bemyck 15, 190.

221 C110BO 0 IIPOMCIIECTBHY H yUPEKICHHH YHHBEPCHTETOB B JBporne 1768: 21.
222§ CPS XVIII 8., Beimyck 15, 190.

22 S Beroken 1790-1792: tom 1, 20.

24§ CPS XI-XVII BB., Boimyck 11, 436.

25 . Benukue Munen-Ueruu 1868-1917: 1048.
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4.10 OTBETCTBEHHOCTbH

Der Terminus omeemcmeennocms stammt vom Wort gem ab, das im altrussischen 65 mw
hieB3. Davon wurden die Worter omsem, npusem, obem, cogem, eue, omeemums, omeeyanmo,
3aeewams... gebildet. Fasmer leitet das Wort aus dem Litauischen ab, genauer gesagt vom
litauischen vaitenu und vom altrussischen waitimamai bzw. waitiat.**®

Unter Haftung versteht man im weiten Sinne die Ubernahme eines Schadens durch
einen anderen als den unmittelbar Betroffenen. Die Frage nach der Haftung von natiirlichen
und juristischen Personen ist eine stindig diskutierte, da es um eine Abwigung zwischen dem
Schutz des Schidigers und der angemessener Hohe des zuerkannten Schadenersatzes fiir den
Geschéadigten geht. Die Frage nach der Verantwortlichkeit ist demnach immer die Frage nach
der Zurechnung von Handlungen und Unterlassungen natiirlicher Personen, und zwar
entweder solche Handlungen und Unterlassungen der natiirlichen Personen selbst oder solche
der dazugehdrigen juristischen Person. Das hat sowohl fiir die zivilrechtliche als auch fiir die
strafrechtliche Haftung Giiltigkeit. Die beiden Arten von Haftungen waren bis ins
19. Jahrhundert nicht voneinander getrennt und wurden der natiirlichen Person zugerechnet,
bis sich in der wissenschaftlichen Literatur Befiirworter einer zivilrechtlichen Haftung auch
der juristischen Person breit machten und es somit zu einer Spaltung des Haftungsbegriffs in
eine zivilrechtliche und strafrechtliche Haftung kam. Heute wird in der wissenschaftlichen
Literatur von dem in Kontinentaleuropa geltenden Grundsatz ,,societas delinquere non potest*
abgeriickt und eine strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen zugelassen.**’

Im ,bonbmoit akamemudeckuii crmoBapb pycckoro s3eika“ ist der Terminus
omeemcmeennocms nicht in juristischer Bedeutung zu finden, sondern - wie Beleg 1 zeigt - in
alltagssprachlicher Bedeutung. Beleg 2 entstammt zwar einem rechtlichen Kontext, das Verb
omebmcmesosams wird aber in der Bedeutung ‘antworten’ verwendet. Hingegen ist in Beleg
3 ersichtlich, dass dem Ausdruck eine juristische Bedeutung innewohnt. Der Beleg entstammt
dem ,,Hemernko-naTuHCKU U pycckuii JiekcukoH von . Beiicman von 1731 und ist somit
Beweis dafiir, dass am Anfang des 18. Jahrhunderts das Wort omeb cmusosame bereits in
juristischer Bedeutung in Gebrauch war. Beleg 3 ist als moglicher Erstbeleg fiir den
Rechtsterminus omeemcmeennocms durchaus reprisentativ, da beide Worter derselben

Wortfamilie entstammen.

226 yol. dacmep 1971: Tom 1., 305.
*7vagl. Korte 1991: 3 f.; Fromm 2007: 279 ff.
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Beleg 4 stellt ein Beispiel von Haftung dar, wie sie heute im Gesetz iiber die
ObmectBo ¢ OrpannueHHoil OtBeTcTBeHHOCThIO geregelt ist. Anhand der Haftung der
Gesellschaft kann augenscheinlich aufgezeigt werden, in wie weit sich das russische und das
osterreichische Gesellschaftsrecht dhneln und wie nahe sich die beiden Rechtsordnungen
stehen. Nach Art. 2 Pkt. 1 und Art. 3 Pkt. 1 OOOG haftet die O6mectBo ¢ OrpaHu4eHHON
OtBercTBeHHOCTBIO als juristische Persoiirfihre eigenen Verbindlichkeiten mit ithr em
Vermogen. Glaubiger konnen sie direkt klagen, miissen aber meist aufgrund des niedrigen
Mindestkapitals mit einem Forderungsausfall rechnen. Die Haftungspflicht entsteht erst mit
Eintragung der Gesellschaft. Auch die Osterreichische Gesellschaft mit beschriankter Haftung
hat gemidBl § 61 GmbHG selbststindig ihre Rechte und Pflichten; fiir die Verbindlichkeiten
haftet gegeniiber ihren Glaubigern nur das Gesellschaftsvermogen.*®

Die Haftung der Organe im russischen GmbH-Recht ist an Hand der Belege 5 und 6
dargestellt. Diese Bestimmung besagt, dass der Einzelgeschiftsfiihrer oder die
Verwaltungsgesellschaft und die Mitglieder von Kollegialgeschéftsfiihrung und Aufsichtsrat
der Gesellschaft fiir Verluste, die der Gesellschaft durch schuldhaftes Handeln oder
Unterlassen entstehen, haften. Des Weiteren legt Art. 44 Pkt. 1 OOOG als Haftungsmalstab
fest, dass die Organmitglieder ,,gewissenhaft und verniinftig im Interesse* der OOO zu
handeln haben. Dieser Leitsatz wird in Pkt. 3 abgeschwécht, indem die Berticksichtigung der
Geschiftsbrauche und der Umstdnde des Falles eingefordert werden. Die Rechtsfolge besteht
darin, dass die OOO einen Schadenersatzanspruch gegen das Organmitglied geltend machen
kann. Als primidrer Anwendungsbereich der Haftung von Geschéftsfiihrer und Aufsichtsrat
wird das Tatigen krimineller Handlungen genannt. Darunter ist das Verschieben von
Gesellschaftsvermdgen in das Privatvermdgen von Geschiftsfiilhrern bzw. nahen
Angehorigen, das Ausspdhen von Gesellschaftsinterna zum eigenen Vorteil, die
Geheimhaltung von Interessenskonflikten wie auch die Uberschreitung von internen
Vollmachtsbeschrankungen zu verstehen. Dariiber hinaus wurden viele Details, die fiir
Aktiengesellschaften relevant sind, auch in das OOOG aufgenommen, was zu einer
minutiésen Ausgestaltung des Gesetzes fiihrte. Die Haftung der Geschiftsfiihrer ist im
oOsterreichischen Recht bestimmt vom Sorgfaltsmafstab, der die Geschiftsfithrer gem.
§ 25 Abs. 1 GmbHG verpflichtet, bei der Geschiftsfiihrung die Sorgfalt eines ordentlichen

Geschiftsmannes anzuwenden. Es besteht eine Solidarhaftung, die besagt, dass

28 val. Gockeritz/Wedde 2009: 32 ff.
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Geschiéftsfilhrer der Gesellschaft zur ungeteilten Hand fiir aus Pflichtverletzungen

entstandenen Schaden haften.?®

Beleg 1:*°

C MOJTHBIM CO3HAaHUEM BA)KHOCTH M OTBETCTBEHHOCTH MOpY4YeHHs ['aBpUK JEIOBUTO M JaKe
HECKOJIPKO CyMpayvHO IUIETAJ 10 TOPSYCH TPOIIMHKE CPE/IH Maxy4dero OypbsHa.

Vollen Bewusstseins der Bedeutung und Verantwortung des Auftrags schritt Gavrik
geschiftig, ja sogar ein bisschen verbissen auf dem heilen Pfad durch das stark riechende
Steppengras.

Beleg 2:%!

[To3BOJICHO YENIOOUTYHMKY MUCMEHHO Xalo0y MPUHOCUTh, U OTBL TurMKy BO ompenb jeHHOM
eMy KpaTKOM TepPMHH Ha OHy0 oTBb TCTBOBATH. >

Dem Bittsteller wurde erlaubt eine schriftliche Klage einzubringen, und dem Beklagten in
einer fiir ihn bestimmten kurzen Zeit diese zu beantworten.

Beleg 3:°

UpiM 110Bb pEeHHBIM OBITH, IPE/ CYIOM .. BMb CTO KOro XojaTancTsosary, otsb tcrBosarn.
Wer Anwalt ist, muss sich vor Gericht fiir einen andern rechtfertigen und den anderen

verteidigen.

Beleg 4:

Cratbs 3. OTBETCTBEHHOCTE 00IIIECTBA

1. O01IecTBO HECET OTBETCTBEHHOCTh MO CBOMM 0053aTENIbCTBAM BCEM MPHUHAICKAIIUM EMY
pMyIiecTBoM. 2. OBIECTBO HEe OTBEYACT IO 00S3aTEIbCTBAM CBOUX YYaCTHHUKOB. (...)>>
Artikel 3. Haftung der Gesellschaft

1. Die Gesellschaft haftet fiir ihre Verbindlichkeiten mit dem gesamten ihr gehérenden

Vermogen. 2. Die Gesellschaft haftet nicht fiir die Verbindlichkeiten ihrer Gesellschafter.
(..)>

229 ygl. Gockeritz/Wedde 2009: 34 ff.

205 BACPS, tom 14, 356.

1S CPS XVIII B., Bemyck 17, 206.

g, APTHUKYJI BOUHCKUU KYITHO C MPOIIECOM HaaJexauuu cyasmumm 1715: 24,
23§ CPS XVIII 8., Beimyck 17, 206.

24 g Beiicman 1731: 492.

23 S, MdenepanbHblii 3ak0H 06 000 1998: craths 3.

26 S, Gockeritz/Wedde 2009: 53.
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Beleg 5:

Cratbst 26. IMy111€CTBO rOCYJapCTBEHHOT'O YUPEKICHHS

(...) 3. TocymapcTBeHHOE YyupekIaeHHE (OpraHu3anus) OTBeYaeT IO 00sA3aTeIbCTBAM
HaXOMSIIMMUCSI B €r0 PACMOPSHKEHUH JCHEKHBIMHU cpeiacTBaMu. [Ipu HemocTaTOYHOCTH Y
TOCYJAAapCTBEHHOTO YUYPEXICHUS (OpraHM3aliM) CPEACTB OTBETCTBEHHOCTh IO  €Tr0
00513aTeLCTBAM HECET COOCTBEHHHK COOTBETCTBYIOIIETO HMYIIECTBA. >

Artikel 26. Das Eigentum der staatlichen Behorde

(...) 3. Die staatliche Behorde (Organisation) ist verantwortlich fiir die in ihrer Verfligung

befindlichen Geldmittel. Der Eigentiimer des betreffenden Wirtschaftsguts haftet mit seinem
Vermogen bei Mangelhaftigkeit fiir die Mittel der staatlichen Behorde (Organisation).

Beleg 6:

Crartps 44. (...)

2. UneHsl coBeTa AUPEKTOPOB (HAOMIOAATEIIBHOTO COBETAa) OOIIECTBA, €IUHOJIMYHBIN
UCTIOTHUTENbHBI OpraH oO0IlecTBa, YIEHbl KOJJIETHAIbHOTO HCIOJHUTEIBHOTO OpraHa
o0miecTBa, a paBHO yMPABISIONINI HECYT OTBETCTBEHHOCTH MEpel OOMIECTBOM 3a YOBITKH,
IpPUYMHEHHBbIE OOLIECTBY WX BHHOBHBIMHM JeHcTBUsSMU (Oe3nelicTBUEM), €CIU  HHbIE
OCHOBaHHUSI M pa3Mep OTBETCTBEHHOCTH HE YCTaHOBJEHBI (enepanbHbIMU 3akoHamu. [Ipu
9TOM HE HECYT OTBETCTBEHHOCTH YJICHBI COBETa TUPEKTOPOB (HAOIIOIATEIBHOTO COBETA)
o0IIecTBa, YWICHBl KOJJIETHATHHOTO HCIOIHUTEIBHOTO OpraHa OOIIECTBa, TOJOCOBABIINE
NPOTUB PEIICHUS, KOTOPOE TOBICKIO MPUYMHCHHUE OOMIECTBY YOBITKOB, WU HE
MPUHUMABIIIE YY9aCTHsI B TOJIOCOBAHUM. (...)

4. B ciyuae, ecii B COOTBETCTBUU C TOJIOXKEHHSIMH HACTOSIICH CTaTbU OTBETCTBEHHOCTH

HECYT HECKOJIBKO JIHI], HX OTBETCTBEHHOCTH TIEPE] OOIIECTBOM SABIACTCS COTHAAPHON. (...)>"

Artikel 44. (...)

2. Die Mitglieder des Direktorenrats (Aufsichtsrats) der Gesellschaft, das individuelle
Exekutivorgan der Gesellschaft, die Mitglieder des kollegialen Exekutivorgans der
Gesellschaft wie auch der Verwalter haften gegeniiber der Gesellschaft fiir Verluste, die der
Gesellschaft durch ihre schuldhaften Handlungen (Untdtigkeit) entstanden sind, sofern durch
foderale Gesetze keine anderen Griinde und Umfang der Haftung festgesetzt sind. Die
Mitglieder des Direktorenrats (Aufsichtsrats) der Gesellschaft und die Mitglieder des

kollegialen Exekutivorgans der Gesellschaft, die gegen den Beschluss gestimmt haben, der

»78.3C 1990: crathsa 26.
28 S, denepanbHblit 3aK0H 06 000 1998: craths 44.
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die Verluste fiir die Gesellschaft verursacht hat, oder die an der Abstimmung nicht
teilgenommen haben, haften dabei nicht. (...)
4. Haften nach den Bestimmungen dieses Artikels mehrere Personen, haften sie gegeniiber der

Gesellschaft gesamtschuldnerisch. (...)*

4.10.1 KONZERNHAFTUNG

Der russische Terminus omgemcmeennocms konyepra ist eine genaue Lehniibersetzung des
deutschen Ausdrucks ‘Konzernhaftung’. Die Konzernhaftung fand in das russische
Gesellschaftsrecht bereits bei dessen Kodifizierung Eingang, im Gegensatz zu den westlichen
Rechtsordnungen, die diese Haftungsart zu meist erst nachtriglich normierten. Diese
Spezialitidt des OOOG ist auf die Historie des russischen Wirtschaftssystems zuriickzufiihren,
das im Ubergang von der Plan- zur Marktwirtschaft nach Korporationsstrukturen verlangte,
die den komplexen Aufbau der sowjetischen Kombinate und Produktionsvereinigungen zu
beschreiben im Stande waren.**

Im russischen OOOG ist die Konzernhaftung in Art. 6 Pkt. 3 geregelt, und zwar
werden drei besondere Fille der Konzernhaftung in Zusammenhang mit einem sog.
,.,herrschenden Unternehmen® unterschieden: Erstens haftet das herrschende Unternehmen den
Mitgesellschaftern fiir Schidden, die der Gesellschaft durch Verschulden der herrschenden
Gesellschaft entstanden sind, zweitens haftet es subsididr fiir Geschifte, die die
Tochtergesellschaft auf Weisung der Muttergesellschaft vorgenommen hat, und drittens haftet
ein herrschendes Unternehmen, wenn es die Insolvenz der beherrschten Gesellschaft
verschuldet.*"!

H. Koppensteiner und F. Riiffler vertreten die Meinung, dass das dsterreichische Recht
»donderpflichten im Konzern*™ nicht vorsieht, das hei3t, es gébe keine konzernspezifischen
Vorschriften von denen eine spezielle Konzernhaftung abgeleitet werden konne. Diese
Annahme bestdtigt der OGH in seinen Entscheidungen. In Deutschland ist zum Teil eine
gegenteilige  Auffassung  vertreten, die Gemeinsamkeiten mit dem deutschen
Aktienkonzernrecht zieht. Im Osterreichischen Recht ist das Verbot von Einflussnahmen am

ehesten vergleichbar mit der russischen Konzernhaftung. Eine solche verbotene

293, Gockeritz/Wedde 2009: 106 f.
20 yg]. Heeg 2003: 280.
! ygl. Boes 2007: 188.
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Einflussnahme konne vorliegen, wenn ein herrschendes Unternehmen eines seiner

Organmitglieder in die Geschiftsfiihrung der abhéngigen Gesellschaft entsendet.”**

4.11 OBIIECTBO

Der Terminus obwecmso ist in den Worterbiichern ,,Rossiiskoi Cellarius* von 1746 und in
,Berncmanu“ von 1781 in der Bedeutung der Alltagssprache aufgenommen, nicht jedoch in
juristischer Bedeutung. Auch in Cpe3neBckuti, ,,CiioBaps apeBHE-pycckaro s3eika’ von 1895,
in Poccuiickas akagemust Hayk, ,,CinoBapb apeBHepycckoro s3bika (XI-XIV BB.)“ von 2002
und in Axagemust Hayk CCCP, ,,CnoBaps pycckoro si3pika XI-XVII BB.“ finden sich keine
Belege, die nachweisen, dass dem Terminus eine rechtliche Bedeutung beigemessen wire.

Die Bedeutungserweiterung des Terminus ob6wecmso von einem Wort der
Alltagssprache hin zu einem Rechtsausdruck nahm vermutlich Mitte des 19. Jahrhunderts
ihren Ausgang. Als Beweis hierfiir sei auf Beleg 1 verwiesen, der das obwecmeo e3aumnozo
kpeduma nennt und dem ,,bonpmIoil akageMHYecKuii cIoBaph pycckoro sizeika™ von 2010
entnommen ist. Ein sog. obwecmeso 63aumuozo kpeouma war eine private Kreditanstalt, die
im Russland des 19. und 20. Jahrhunderts eingerichtet war und auf dem Prinzip der
freiwilligen Mitgliedschaft beruhte. Folglich waren ihre Mitglieder Kreditnehmer, die durch
eine gemeinsame Haftung verpflichtet waren und denen es ermdglicht war, Kredite mit einer
Laufzeit bis zu sechs Monaten aufzunehmen. Die erste private Kreditanstalt wurde 1863 unter
der Bezeichnung O6mectBo B3aumHoro kpeaura von Evgenij [. Lamanskij in St. Petersburg
gegriindet.”*

Da sich die Verbundenheit der Mitglieder dieser Einrichtung in einer sog. kpyeosas
nopyka, die deutsche Entsprechung wire ‘Solidarhaftung’, manifestierte, kann von einer
Rechtspersonlichkeit gesprochen werden. Demnach wird dem Wort o6wecmeo in dieser
Verwendung bereits Mitte des 19. Jahrhunderts eine rechtliche Bedeutung verliehen, die iiber
bloBes ,,Gemeinschaftsgefiihl“ und Solidaritdt hinausgeht. Selbst wenn der Fachausdruck
oowecmso in Beleg 1 noch mit dem urspriinglichen Sinngehalt des Wortes wie auch mit dem
Begriff o6weounenue stark in Verbindung steht, verleiht die verbindliche gegenseitige
Verantwortlichkeit in Form der Haftung der einzelnen Mitglieder des Verbandes dem

Terminus ein juristisches Verstdndnis.

2 ygl. Koppensteiner/Riiffler 2007: § 61 Rz 13; Emmerich/ Habersack 2008: § 302 Rz 16 f.
3 ygl. 9C 1997: Tom 82 T. 1 4 01
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Die zeitliche Ansiedelung der Wandlung des Fachausdrucks obwecmeo konnte mit
Hilfe des Belegs 1 in der Mitte des 19. Jahrhunderts datiert werden. Der folgende Beleg,
entnommen dem ,,DHOuKIONEAUYECKUi cioBaps™ von 1997 ist fiir die Datierung schwer
heranzuziehen, da er nicht einem juristischen Text entstammt, sondern dem allgemeinen
Sprachgebrauch, in dem o6wecmso auch weiterhin verwendet wird. Bei der sog. Kupuuno-
Medghodiescroe obuecmso handelt es sich um eine 1846 in Kiev gegriindete Vereinigung, die
gesellschaftspolitische und geisteswissenschaftliche Zwecke verfolgte, jedoch noch nicht mit
einer Gesellschaft verglichen werden kann, die gegenseitige rechtliche Verantwortlichkeit
oder Anspriiche ihrer Mitglieder bestimmt. Auch bestétigt Beleg 2, dass sich der juristische
Aspekt des Begriffs erst mit der Notwendigkeit rechtlicher Institutionen und des Rechtsschutz
entwickelte. Respektive konnte in diesem Kontext o6wecmeo mit dem Wort o6vedunenue
‘Verein’ ins Deutsche iibersetzt werden.

Auch Beleg 3 kann nicht als Beleg fiir eine Erstverwendung als juristischer Terminus
herangezogen werden, da der Autor des Reiseberichts den Text nicht juristisch verfasste. Der
Beleg findet sich unter dem Ausdruck mopeosoe o6wecmeo in Poccuiickas akagemusi HayK,
,»CroBapb pycckoro si3bika X VIIL. Beka“ von 2006. Durch Beleg 3 wird vielmehr ersichtlich,
dass am Ende des 18. Jahrhunderts dem Terminus ob6wecmeso in wirtschaftlicher Hinsicht,
jedoch nicht in juristischer Hinsicht Bedeutung beigemessen wurde. Es ist ein Beleg der
zeitnahen Verwendung des Wortes obwecmseo als Terminus des Handelswesens.
Infolgedessen kann die mopeosoe obwecmeo wohl als Synonym fiir die westlichen
Gesellschaften verstanden werden, die gemeinhin fiir ihre rege Handelstdtigkeit bekannt
waren. Oowecmso wurde in Beleg 3 im Sinne von Gemeinschaft bzw. ethnischer Gruppe
verstanden.

Beleg 4, hingegen, grenzt die zeitliche Einordnung in jiingerer Zeit ab und zeigt, dass
zu Beginn des 20. Jahrhunderts der Ausdruck obwecmso als Bezeichnung fiir eine juristische
Person, so beispielsweise als cmpaxosoe obwecmso, in Verwendung war. Dieser Beleg
entspringt dem ,,bonbioit akagemMuyeckuit cnoBapb pycckoro s3bika“ von 2010.

Der Terminus nouepuee obmiectBo (‘Tochergesellschaft’) wurde in den 1950er Jahren
basierend auf dem Wort Tochtergesellschaft aus der deutschen Rechtssprache entlehnt. Die
Tochtergesellschaft entspricht einer Subgesellschaft einer kapitalistischen Gesellschaft. Der
Fachausdruck wurde wihrend des Sowjetregimes in spezieller Fachliteratur verwendet, die
sich der Untersuchung des wirtschaftlichen und rechtlichen Systems der kapitalistischen
Lénder widmete. Nach der Perestroika und der Durchfithrung von Wirtschaftsreformen verlor

der Terminus seinen bourgeoisen Charakter und wurde zur géngigen Bezeichnung in- und
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auslandischer Gesellschaften. Beleg 5 ist ein Beispiel fiir die erste Redaktion des Ausdrucks
nouepHee obmiectBo im russischen Recht. Auch der Ausdruck marepunckas kommaHus
(‘Muttergesellschaft’) aus Beleg 6 ist eine Lehniibersetzung aus den 1970er Jahren, basierend
auf dem deutschen Rechtsterminus Muttergesellschaft oder auf dem franzosischen Ausdruck

société mére.**

Beleg 1:*%

On [benaBun]| mokymnan qoMa B 001IeCTBE B3aUMHOTO KPEAHUTA C TIEPEBOJIOM JI0JITa U OTJaBall
UX BHAWMBI; )KWJIBLIBI TUIATHIIM €My HEUCIIPaBHO, HO OH YBEPSUL, YTO 3TH ONEPAIUH C TOMaMU
ouenp BeroxssL > (Uexos, Tpu roza)

Er kaufte Hauser in der Kreditanstalt (OVK) auf Basis einer Schuldiibernahme und vermietete
sie; die Mieter zahlten ihm nachléssig, aber er machte sich vor, dass dieser Immobilienhandel
sehr gewinnbringend sei.

Beleg 2:*"

[Kupmino-MedomieBckoe] OOmecTtBo Oyaerh crapaTbCsi 00b YHHUYTOXKEHIM BCSKOU
IUIEMEHHOM U PEJIUT103HON BPaXKJIbl.

Der Verein wird danach streben, jegliche Stammes- und religiose Fehden zu beseitigen.

Beleg 3:%*

OHu [Mapam)l]249 HE OYEHb COTJIACHO KWJIU TOT/Ia C AHIIMIIKOIO KOMIIAHUEIO, .. TO OHHU U HE
3axo1(jat)m okasaTe HE Mai(jat)AIIHsS MITIOCTH K CEMy TOProBOMy 0OLIeCTBY. >’

Damals lebten sie nicht sehr eintrdchtig mit der englischen Bevolkerung zusammen, .. sodass
sie auch nicht das Verlangen zeigten, dieser Gesellschaft, die Handel betrieb, Wohlwollen

entgegen zu bringen.

Beleg 4:%!

Becnoii 1914 rona o [IlnmaToHOB] mocTynaeT Ha paboTy: CHavaja MaJbuYUKOM B CTPAaxOBOE

o 252
06HI€CTBO >>POCCI/I$I>>, a IIOTOM JIMTCHUIIMKOM Ha 3aBOJ. >

24 ygl. Rajewsky 2000: 105 f.

2455 BACPSL: 404.

246§ Yexos 1894.

#75. 3C 1997: 152.

285 CPS XVIIL B., Beimyck 16, 122.

293, Bpokrayss/Edpors 1896: Tom 18, 336.
205 Kapxapuna 1790.

1S BACPS 2009: Tom 13, 404.
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Im Friihjahr des Jahres 1914 tritt er die Arbeit an: am Anfang als Laufbursche in der

Versicherungsgesellschaft ,,Rossija* und spéter als MetallgieBer in einer Fabrik.

Beleg 5:%*

Cratbs 149-150. OOmiecTBO MOKET UMETh JI0YepHHE 00IIecTBa |[...] JlouepHum obriecTBOM
SIBISIETCS OBIIECTBO, B KOTOPOM MPHOGPETeHo 50 MPOIEHTOB aKIuii Iuifoc ogHa. >

Art.  149-150. Eine Gesellschaft kann Tochtergesellschaften haben [...] FEine
Tochtergesellschaft ist eine Gesellschaft, von der man 50 Prozent der Aktien und eine Aktie

erworben hat.

Beleg 6:2°

HmeHHO KOMMepUeckre OaHKH U UX 3aTpaHMYHbIC YUPEXKACHUS OCYIIECTBISIOT [...] mepeBoa
npuOBUIEH OT 3arPaHUYHBIX [...] JOYEPHBIX [...] IPEANPUATHI K MATEPHHCKAM KOMITAaHUSM,
pacmnoJIOKEHHBIM Ha TEPPUTOPUHU CIIIA.>*

Genauer gesagt, verschieben kommerzielle Banken und deren auslédndische Niederlassungen
die Gewinne von ausldndischen Tochtergesellschaften auf Muttergesellschaften, die in den

USA ansissig sind.

4.11.1 OBILECTBO C OTPAHUYEHHO OTBETCTBEHHOCTBIO

Bei dem Fachausdruck oowecmeo ¢ oepanuuennoti omeemcmeennocmoiro handelt es sich um
eine Lehniibersetzung aus dem Deutschen, wobei das deutsche Pendant ‘Gesellschaft mit
beschrinkter Haftung” wortgetreu in die russische Sprache ibernommen wurde. Das Wortbild
des englischen Gegenstiicks limited liability company kdme der russischen OOO auch sehr
nahe, obwohl hierbei der Wortsinn der Syntax vorgeht. Dem Aufbau des russischen Terminus
wiederum naheliegender wire die franzosische GmbH société a responsabilité limitée.
Obwecmso ¢ oepanuuennou omeemcmeennocmoio wurde vom Russischen als Nehmersprache
vermutlich von der deutschen Gebersprache in den russischen Wortschatz aufgenommen. Bei

dem Fachausdruck OOO handelt es sich um eine besonders exakte Lehniibersetzung. >’

2.9 1ly6un 1987.

233 3. Rajewsky 2000: 105.

%S Monoxenne 6/1990: crates 149-150.
3 3. Rajewsky 2000: 106.

65 A&kasov 1978: 112.

»7vgl. Bruns 2007 : 135 f.
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In der Zeit der jungen russischen Fdderation schuf man neue Gesetzesbiicher in
verschiedensten Rechtsgebieten, ein GmbH-Gesetz blieb jedoch vorerst ausstindig. Diese in
der zweiten Phase der Reformgesetzgebung geschaffenen Gesetze erhohten zweifellos die
Rechtssicherheit fiir wirtschaftliche Betdtigung in Russland. Es muss aber auch erwihnt
werden, dass die russischen Behdrden durch ihren ausartenden Kontrolldrang den Anreiz zu
Gesellschaftsgriindungen auf ein geringes Mall reduzierten. Bis 01.03.1998 wurde das
russische Gesellschaftsrecht auf Basis von drei Gesetzen und einer Ordnung geregelt: dem
Gesetz ,,Uber auslindische Investitionen in der RSFSR* von 1991, dem Zivilgesetzbuch von
1994, dem Gesetz ,,Uber die Aktiengesellschaften von 1995 und der Ordnung ,,Uber das
Verfahren der staatlichen Registrierung der Subjekte unternehmerischer Tétigkeit™ von
19947 Erst im Jahre 1998 kam es zur Kodifizierung eines russischen GmbH-Gesetzes, dem
sog. ,,Denepanpublii 3akoH 00 ObmecTBax ¢ Orpanndennoit OtBercTBeHHOCTHIO ‘Fdderales

Gesetz iiber die GmbH’, das bis heute in Anwendung steht.

4.12 JIYWIETOYBbCTBO

Das Wort oywezoyb6bcmeo wurde in die russische Sprache als Ubersetzung des griechischen
Wortes  ‘yuyopdopio’ aufgenommen. Seine erste rechtliche bzw. kirchenrechtliche
Bedeutung bekam der Terminus im christlich-theologischen Sprachgebrauch und wurde in der
Bedeutung von Seelenverderbung und Seelenmord verwendet, so beispielsweise in den
»Fragen des Kirik mit den Antworten des Bischofs Niphon von Novgorod und Anderer* in
der Mitte des 12. Jahrhunderts. Die Verwendung im weltlichen Recht, in der Ubersetzung
‘Mord’ und ‘Tétung’, war vermutlich erst in Rechtsurkunden des 14. Jahrhunderts iiblich, wie
beispielsweise in der Gerichtsurkunde von Dvinsk von 1397. Der Umstand, dass ein
Rechtsterminus vom Kirchenrecht in das weltliche Recht iiberging, ist kennzeichnend fiir die
frithe Rechtsentwicklung im alten Russland, da damals das Kirchenrecht oftmals die einzige
Rechtsquelle darstellte.”’

Das Rechtsinstitut des Nasciturus ist insofern ein besonderes, als dem Ungeborenen,
unter Vorbehalt einer Lebendgeburt, Rechtsfahigkeit, also die Féhigkeit Triger von Rechten
und Pflichten zu sein, zuerkannt wird. Demzufolge kann ein ungeborenes Kind grundsétzlich

auch Aktionédr sein, das wirft aber beispielsweise die Frage auf, wer berechtigt ist, die

28 ygl. Kanzlei PUNDER, VOLHARD, WEBER und AXSTER und Wirtschaftspriifungs- und
Steuerberatungsgesellschaft Dr. R6dl & Partner GmbH 1997: 3 f,, 35.
9 vagl. Goetz 1912: 7 f.
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Mitgliedschaftsrechte in der Hauptversammlung auszuiiben. Die Aktien werden von einer
Erbengemeinschaft gehalten, der auch die jdhrliche Dividende ausgezahlt wird. Den Eltern
des Ungeborenen als gesetzliche Vertreter kommt das Recht zu, die Mitgliedschaftsrechte
auszuiiben und den Nasciturus gegeniiber der Erbengemeinschaft zu vertreten.*®

Das altrussische Kirchenrecht verstand unter oywecoyoecmeo, wie in Beleg 1
ersichtlich, nicht nur den Mord an einem Kleinkind, sondern auch die Totung eines
Ungeborenen. Es ist bemerkenswert, dass iiberdies dem Nasciturus Rechte zuerkannt wurden
und dessen Lebendgeburt unter Schutz gestellt wurde. Dennoch differenzierte das
Kirchenrecht zwischen einem Kleinkind und dem Nasciturus, da die Totung eines Nasciturus
nur das Strafausmal} fiir halben Seelenmord nach sich zog. Wie aus Beleg 2 zu erfahren ist,
verstand man unter Seelenmord auch, wenn ein Kleinkind, ohne vorher getauft worden zu
sein, verstarb. In diesem Fall erstreckte sich die Strafe bei Kenntnis der Nichtdurchfiihrung
der Taufe nicht nur auf die Eltern, sondern auch auf den Priester. Eine dhnliche Bestimmung
stellt Beleg 2 dar, indem der Tod eines Kleinkindes in Strafe gestellt wird.

Die Bedeutung des Terminus dyuezoyoocmso wandelte sich im Laufe der Zeit und
ausgehend vom Kirchenrecht, in dem er die Bedeutung Seelenmord inne hatte, fand er auch
Eingang in das weltliche Recht. Der Fachausdruck oyweecoyoncmeo ist im Textbeispiel aus
dem ,,ITomnoe Co6panue 3akoHoB Poccuiickoit Umnepun‘ aus Beleg 3 nicht mit Seelenmord,
sondern mit Mord zu iibersetzen. Diese Bedeutung des Terminus ist auch in Beleg 4 zu
finden.

Bereits im altrussischen Recht wurde wie in den meisten historischen und heutigen
Rechtsordnungen zwischen Mord bzw. Tétung und wiederum zwischen strafbarer und nicht
stratbarer Totung unterschieden. Eine solche Differenzierung kannte auch die Russkaja
Pravda. Bei der strafbaren T6tung konnte weiters die vorsitzliche von der nicht vorsdtzlichen
Totung abgegrenzt werden. In der dritten Redaktion der Russkaja Pravda wurden drei Arten
der vorsitzlichen Tétung genannt, nimlich Totschlag, als nicht mit Uberlegung ausgefiihrte
Totung, Mord, also die vorsitzlich mit Uberlegung ausgefiihrte Tétung, und Raubmord.
Ferner kannte das altrussische Recht die nicht vorsdtzliche Totung, nidmlich die
Korperverletzung mit Todesfolge. Explizit erwéhnt ist die Totung der eigenen Ehefrau, wobei
hinsichtlich Strafausmall darauf abgestellt wurde, ob die Frau ohne eigenes Verschulden
getdtet wurde, dann tritt die Wergeldzahlung in derselben Hohe wie bei Totung eines Mannes

ein, oder ob sie durch Verschulden zum Mord beitrug, dann traf den Mann nur das halbe

60 yol. Vogt/Leu 2008: 449 ff.
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Wergeld.”®! Wie aus Beleg 5 hervorgeht ist in der Russkaja Pravda als Strafe fir das
Verbrechen dywezoyoocmeo die Blutrache vorgesehen. Hingegen zeigt Beleg 6, dass der
Terminus auch im Russland des 15. Jahrhunderts noch in der Bedeutung Mord in
Verwendung war.

Die diversen Rechtsordnungen regeln das Delikt Mord insofern unterschiedlich, als
Mord im heutigen Osterreichischen Recht ein Grundtatbestand der vorsdtzlichen
Totungsdelikte ist, wéihrend im deutschen Strafrecht unter Mord nur eine besonders
verwerfliche Art der vorsitzlichen Totung verstanden wird und es sich um kein eigenes Delikt
handelt. Nach deutschem Recht ist fiir Erfiillung des Tatbestands Mord ein subjektives
Element, wie Mordlust oder Heimtiicke, n6tig. Heute ist das Wort dyuezoy6scmeo nicht mehr
Teil der russischen Rechtsterminologie und stellt somit ein weiteres Beispiel eines
Rechtsterminus dar, der im Laufe der Zeit seine rechtliche Bedeutung verlor. Anstelle des

Terminus dywezoyobcmeo kommt heute der Ausdruck youiicmeo zur Anwendung.

Beleg 1:

§ 17. A iexe UbsIHP MOYXb IOINBXHOYJIH O5XOy, 3aleHbIIe HOrOI, U OyMpeTh? -

; 262
o ayureroyOneTsa iects. >

§ 17. Aber wenn ein Mann in Trunkenheit mit dem Fusse tretend [die Frau auf den Leib]

stosst und es stirbt [das Kind im Leibe]? Halber Seelenmord ist es. **>

Beleg 2:

§ 3. Amie nm, peueTh, OyMpeTh Ib TS HEXPhILEHO, HEOPEIKECHHIEMb POAUTEINb, UIIH MTOTIOBBIMB,
BEJIMU 3a Joymieroyosie mocra r sibTa; ame nu He Bb moyde, To HbTOy 0(0 mit einem
punkt)muremsn.

§ 3. Wenn, sagte er, ein Kind ungetauft stirbt durch die Nachléssigkeit der Eltern oder des
Priesters, so ist das (als) Seelenmord (zu betrachten) und (mit) 3 Jahren Fasten (zu biissen).

Wenn aber (es geschieht) ohne ihr Wissen, dann (trifft sie) keine Kirchenstrafe. 265

1 ygl. Goetz 1913: 114.

2.3 Die Fragen des Elias mit den Antworten des Bischofs Niphon von Novgorod und Anderer, § 17.
*%'S. Goetz 1905: 336.

4. Die Fragen des Sabbas mit den Antworten des Bischofs Niphon von Novgorod und Anderer, § 3.
*%'S. Goetz 1905: 307.
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Beleg 3:%%°

W npaku 0 y HUX W pa30os U AyHIeryocTBa Mek ceOsi U HUKAKOro BOPOBCTBa MHTIb He
65110. 2"

Zwischen ihnen gab es weder Rauferein, noch Raubiiberfille, noch Morde, noch
irgendwelche Diebstéhle.

Beleg 4:%

Bropoi#t komomHuk npuiuudwics B aymeryoctBb, m ecth w3 uymcna 1tbx romoBopb 308,
KOTOpBIE 32 YETHIPE I MATh MHCTONCH OXOTHO GEPYTCS .. TAIHO KOr0 ¢ PYK COBITE. >

Der zweite Gefangene wurde des Mordes iiberfithrt und er war einer jener zénkischen
Menschen, die fiir vier oder fiinf Pistolen auf die Jagd gingen und heimlich jemanden
wegschafften.

Beleg 5:27°

Cyn Spocnasne Bonoammepuu(s) o aymeryo(s)ctBb . IlpaBma pyc(p)ckas. Axe yober(b)
Myk(b) Myxk(a), To MbCTUTH Opary Opara, 000 OTLIO, JIU CHIHY, JII0OO OpaThyanry, Ju
OPATHIO CHIHOBH.” |

Das Gericht des Jaroslavl’ Volodimeri¢® iiber den Mord. Russkaja Pravda. Wenn ein Mann
einen anderen Mann t6tet, dann rdacht entweder der Bruder den Bruder, den Vater, den Sohn,
den Neffen oder die S6hne des Bruders.

Beleg 6:%7

HoBoe b kopmblieHbe u3b Hoyropoaunkoro ybsma mpunucana kb IlopxoBy
nyurery6eTBoMs. >

Die neue Verwaltungsstelle der Kronsbeamten des Novgoroder Kreises wurde Porchov durch

Mord verschafft.

266§ CPSI XVIII B., BimycK 7, 47.

267§ TIC3 1830: 246.

268 5 CPSI XVIII B., BBImycK 7, 47.

293 TToBects 0 xpoMoHorom Gece 1763: u. 1, 125.
2105 CPS XI-XVII BB., Bbimyck 4, 389.

211'S. I'pexos 1940: 329.

212§ CP XI-XVII BB., Bbimyck 4, 390.

273 . Kuwura lllenonckoii nsrunsr 1905: 40.
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4.12.1 SELBSTMORD

Bis ins 19. Jahrhundert war der Selbstmord bzw. der Suizidversuch ein Verbrechen, das mit
einer Strafe sanktioniert wurde. Im Jahre 1803 wurde der Selbstmord im Osterreichischen
Strafgesetzbuch als Ubertretung klassifiziert und deshalb milder bestraft als zuvor. Seit 1934
ist der Selbstmord in Osterreich straffrei. Dasselbe gilt heute auch fiir das russische Strafrecht.
Die Straffreiheit erfasst den sog. Doppelselbstmord, also den ,,Selbstmord zu zweit* nur,
sofern er mit jeweils eigenstdndigem Wollen und Handeln der Beteiligten als ,,Verdoppelung
von Motiv und Tat*“ erfolgt. Andernfalls liegt ein misslungener Doppelselbstmord vor und als
Folge sind die strafrechtlichen Tatbestdnde der ,, Totung auf Verlangen* nach § 77 StGB und
der ,Mitwirkung am Selbstmord“ nach § 78 StGB anzuwenden. Unter dem Terminus
Doppelselbstmord versteht P. Ghysbrecht, wenn zwei Menschen "mit Ubereinkunft und
ungefdhr gleichzeitig einen Freitod sterben". Das hierbei tragende Element ist das
gemeinsame Wollen und Handeln, das einen Selbstmord ausmacht. Davon zu unterscheiden
ist die Konstellation, in der ,,ein wegen subjektiv aussichtsloser Lage primér zur Selbsttotung
Entschlossener (...) einen oder mehrere ihm nahestehende Menschen ohne deren Bereitschaft
und Einwilligung mit in den Tod [nimmt], weil er meint, damit zu ihrem Besten zu
handeln“*’*. Dies erliutert den Rechtsterminus des ,,erweiterten Suizids®, der 1907 von
N. Naecke und R. Strafmann bei einem Kongress liber den ,,Familienmord* eingefiihrt wurde
und als Beispiel fiir eine Wortschopfung eines Rechtsterminus des 20. Jahrhunderts angefiihrt
werden kann. *”

In der russischen wie in den meisten heutigen Rechtsordnungen ist der Selbstmord
kein Verbrechen und bleibt daher straflos. Die Anstiftung zum Selbstmord stellt aber sehr
wohl ein Delikt dar, das mit strafrechtlichen Konsequenzen belegt ist. Art. 110 des russischen
Strafgesetzbuches normiert eine Strafe im Ausmall von drei Jahren Haft bzw. fiinf Jahren
Arbeitslager fiir die Anstiftung zum Selbstmord: ,,JloBeaenue nuia 10 caMoyOuCTBa HIIA 10
MIOKYIICHUSI Ha CaMOYOHUICTBO IyTeM yrpo3, )KECTOKOTO OOpalleHHs WA CHCTEMAaTHYECKOTO

«216 (‘Die Anstiftung einer

YHUKEHUSI 4YEJIOBEYECKOIro JOCTOMHCTBA motepreBmero (...)
Person zu einem Selbstmord oder zu einem Selbstmordversuch durch Drohung, starkes
Drangen oder systematische Herabsetzung der menschlichen Wiirde des Geschiadigten

(...)[fiihrt zu og. Strafen]’). In der russischen Rechtgeschichte galt die Straffreiheit des

21 S. Ghysbrecht 1994: 805.
13 ygl. Ghysbrecht 1994: 805 ff.; Feichtinger/Griebnitz/Mitteraurer 1991: 164 ff.
776§ YKP® 1996: cratss 110.
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Selbstmords keineswegs als Selbstverstiandlichkeit, so war unter Peter I. Selbstmord dem

Straftatbestand des Mordes gleichgesetzt.””’

4.13 IENUTEMbA

In lexikalischer Hinsicht tritt der Terminus ienumemwvsa ‘Kirchenstrafe’ bzw. ‘Bufle’ in den
diversen Quellen in unterschiedlichen Schreibweisen auf. In den ,,kanonischen Antworten des
Metropoliten Johann I1.*“ wird der Terminus ienumemws verwendet, neben der Schreibweise
onumemss. Eine wiederum andere Schreibweise findet sich in den ,,Fragen des Kirik mit den
Antworten des Bischofs Niphon von Novgorod und Anderer*, ndmlich: onumemsu. Dies lasst
drauf schlieen, dass in der mehrmaligen Transkription der linke Punkt des 6 nicht tradiert
wurde und aus dem Schriftbild verschwand. Als weitere Schreibweise sei auch jene aus
,,HECKOJIBKO HEN3BECTHBIX JIUTEPATYPHBIX MAMITHUKOB U3 coopHuka XVI B.“ von JpyxuHUH
genannt, die folgend lautet: onumemuro. Die lautliche Vielfalt erstreckt sich auch auf andere
Vokale, so im Wort enumumus aus der ,)Kurtme mnporomona ABBakyMa, WM CaMUM
HanucanHoe aus dem 17. Jahrhundert. In ®acmep und in, ,,OTUMoONIOrHYECKUi CIOBapPh
pycckoro si3pika“ der MOCKOBCKHIA TOCYIapCTBeHHBIH yHUBepcuteT wird enumumus dem
altrussischen Sprachkreis zugeschrieben und als Strafe fiir begangene Siinden, also
Kirchenstrafe, definiert. Der Ausdruck stammt aus dem Griechischen vom Wort emtiuiov
‘Strafe’ bzw. ‘Ziichtigung’.*”

Das kirchliche Buf3geld war keine Strafe im herkdmmlichen Sinn, da es einem neuen
Verstiandnis des Wesens des Verbrechens entsprang, das von der Geistlichkeit gepriagt war.
Verbrechen stellten nicht lediglich einen Versto3 gegen weltliche Normen, sondern auch eine
Ubertretung der kirchlichen, von Gott gesetzten Rechtsnormen dar. Als Konsequenz wurde
jedes Delikt nicht nur als Verbrechen in strafrechtlichem Sinn, sondern auch als Siinde
gesehen. Aufgrund des Grundsatzes, dass die Kirche kein Blut vergieBen darf, also Tétung als
Strafe unzuldssig war, richteten sich die Strafen des Kirchenrechts vorwiegend gegen die
Stellung des Taters innerhalb des Religionsverbandes. Standen Laien vor einem
Kirchengericht, so erfolgte bei besonders schweren Delikten, wie Mord, die Auslieferung an

die weltliche Gerichtsbarkeit.?”’

211 Vgl. ManbkoB 1986: 327 ff.
278 Vgl. ®acmep 1971: tom 1, 21; DCPA tom 1, Beimyck 5, 261.
7 vgl. Schultz 1951: 75; Schnyder 2010: 148.
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In Russland waren die kirchenrechtlichen Strafen meist Geldbuflen, nur sehr selten
wurden auch korperliche Strafen verhingt. Dies stand im Widerspruch zu den griechisch-
orthodoxen Gesetzesgrundlagen des Nomokanons, der hohe Strafen, wie die Todesstrafe, die
Verbrennung oder die Verstimmelung, vorsah. Im 11. Jahrhundert wurden die Bestimmungen
des Nomokanons in das russische Recht iibergefiihrt und in der sog. xopmuas kuuea
zusammengefasst. Es kann festgestellt werden, dass Jaroslav das strenge Strafsystem des
byzantinischen Rechts weitgehend milderte und den russischen Verhiltnissen anpasste.**

Beleg 1 zeigt die enge Verkniipfung von staatlichem Recht und Kirchenrecht. Der
Kirche wurden Angelegenheiten in Familiensachen genauso wie beschréinkte strafrechtliche
Kompetenzen tlibertragen, die sie in erster Linie normierte. Gemil3 § 23 aus den ,,kanonischen
Antworten des Metropoliten Johann I1.““ aus dem 11. Jahrhundert wird das Kirchenrecht
insofern eingeschrénkt, als eine Bule nur auferlegt werden durfte, sofern das Vergehen auch
im staatlichen Recht strafbar war. Diese Regelung war ein Beispiel fiir die Beschrankung der
kirchlichen Macht in der juristischen Sphire, es sollte eine kontridre Rechtsentwicklung in
weltlichen Gesetzen und Kirchengesetzen vermieden werden.

Beleg 2 enthilt einen Ratschlag des Metropoliten Johann II. an den Priester bzw.
Geistlichen, der sich bei Ausfithrung seines Amtes an den Regeln des Metropoliten zu
orientieren hatte. Die Regel hatte moralisch korrektes Verhalten zum Inhalt und ein Verstof3
dagegen konnte vom Geistlichen nach dessen Ermessen geahndet werden. Auch Beleg 3
ermahnt den Priester, bei den Normunterworfenen, den Gléubigen, sittliches Verhalten
einzufordern und VerstoBe dagegen mit Kirchenbulle zu bestrafen. § 1 der ,,Fragen des Kirik
mit den Antworten des Bischofs Niphon von Novgorod und Anderer normierte insofern
einen tiefen Eingriff in das Privatleben der Glaubigen, als ein Verhalten unter Strafe gestellt
wurde, das im Krankheitszustand des Betroffenen begriindet war. Wie Beleg 4 zeigt, griff das
Kirchenrecht in das Familienrecht, vor allem in das Obsorge- und das Eherecht, sehr stark ein.
In diesem Rechtsgebiet war der christlich-orthodoxe Einfluss intensiv ausgepragt und hielt
sich bis in das 19. Jahrhundert. Erst schrittweise setzte sich das weltliche Recht gegeniiber
dem Kirchenrecht durch.

In Beleg 5 wird konkretisiert was Kirchenbufle ist. Diese kann durchaus als Strafe
bezeichnet werden, die in einem Wiederholungsverbot, in der Exkommunikation oder sogar
in der Folter bestehen kann. Kirchenstrafen, die in der romisch-katholischen Kirche verbreitet
waren, sind der Kirchenbann, also die AusschlieBung aus der Kirche bei Verfehlungen in

Glauben oder Sitte, die Infamie, dh. Verrufenheit, der Ehrverlust, das Interdikt, i.e. die

0 vgl. Schultz 1951: 75 f.
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Untersagung gottesdienstlicher Handlungen, die Suspension eines Klerikers oder die
Dimission, also die Entlassung aus dem Klerus. Beleg 6 ist Beweis fiir eine korperliche
Zichtigung, die unter dem Titel der Kirchenbulle vorgesehen war. Eine solche Strafe war eine
Ausnahme fiir das russische Kirchenrecht, das Strafen an Leib und Leben, insbesondere
Folter, nicht zum Inhalt hatte.

Die folgenden Belege — wie beispielsweise Beleg 7 — zeigen, dass der Rechtsterminus
ienumemoa bis in das 18. Jahrhundert in der russisch-orthodoxen Kirche gebrduchlich war.
Beleg 8 normiert nicht nur die Bestrafung von Mitgliedern der Religionsgemeinschaft,
sondern auch von jenen, die aus der Kirche austraten. Denn eben diese wurden mit einem
Bannfluch und einer Kirchenbufle bestraft. Die Kirchenbufle war nicht nur in der Praxis der
russisch-orthodoxen Kirche, sondern auch in der Heiligen Schrift selbst zu finden und wurde
als erzieherisches Mittel eingesetzt. Ein Beispiel einer solchen Ziichtigung war der Vorfall
von Ananias und Sapphira, die wegen schweren VerstoBBen gegen die grundlegenden
Gemeinderegeln der Urkirche auf ein Wort Petri dem Tod verfielen. Die Harte dieser Strafe
war nicht unumstritten, dennoch ging klar hervor, dass es sich hierbei um einen Bannfluch

handelte, den es schon in der christlichen Urkirche gab.281

Beleg 1:

§ 23. A iexe 1. ieie Opara yajga MOMMAIOTh, allle ¥ BH'BIIHUU 3aKOHB NoBelbBaieTh, HO U
CUMB JIACThCS 1eTUTEMbSI, TTOJIE3HOIE IIEPKBU U BBPHBIM®. (.. )22

§ 23. Denen, die ein zu ihnen im dritten Grad verwandtes Kind [Enkelkind] heiraten, soll,
wenn auch das Staatsgesetz es erlaubt, doch eine Bufle auferlegt werden, die der Kirche und

den Glaubigen niitzlich ist. (...)**

Beleg 2:

§ 24. (...) U obmuems xenpl umbiome u gbtu Bkymbh 00bmatu HeBB3OpaHHO, Kpomb
HAuWHaHbs UTPaHbi U 0bcoBbckaro mbHbS U OJIyIHATO TIIyMBJICHBS: CUsl 0y0O Bb OITUTEMbU
BBEJYTh, HKE 10 CMOTPBHBIO TBOIEMY | 110 50pa3y KOMYXKbI0 [¥] 110 Mo HaBei. >

§ 24. (...) Auch den Laien, die Frauen haben und Kinder, ist es nicht verboten, gemeinsam

[mit anderen an einer grosseren Tafel] zu essen, ausser wenn das Spielen beginnt und der

Teufelsgesang und das unziichtige Gespoéttel; das fiihrt zur Kirchenbusse, welche du nach

21 ygl. Doskocil 1958: 195 f.

%2 3 Die Kanonischen Antworten des Metropoliten Johann II. (1080-1089), § 23.
*3. Goetz 1905: 154 f.

8. Die Kanonischen Antworten des Metropoliten Johann II. (1080-1089), § 24.
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deinem Gutdiinken und nach dem Vorbild [der Vitersatzungen] jedem nach seiner Person

285
auferlege.

Beleg 3:

§ 1. IIpamaxs BIaabIKbL: amie 4enoBbkb OM0ieTh Npuvamabesa? - Atle, peue, © oObsACHuUS,
HIIA O TIBSIHBCTBA GITE0ieTh, M gHIE 0(0 mit einem Punkt, rechts oben)muremsi; (...)"

§ 1. Ich fragte den Herrn [Bischof]: wenn ein Mensch sich nach der Kommunion iibergibt? Er

sagte: wenn er infolge zu vielen Essens oder Trinkens sich iibergibt, 40 Tage Kirchenbusse,

(.'.)287

Beleg 4:

§ 73. (...) A oHB pede: TOKMO TOIO JEHBIO OJIOCTHUCS; HO BTauH'b, peue, Jau OMUTEMBIO; aIlie
CTBOPHTH BOJICIO, 001b ieMy He BeJIM TBOPUTH TAKO.

§ 73. (...) Aber er sagte, nur an diesen Tagen sollen sie sich enthalten, aber insgeheim, sagte
er, lege thnen Kirchenbusse auf, wenn er [der Ehemann] aber mit Bewusstsein handelt,

gebiete ihm, das nicht mehr zu tun. 2

Beleg 5:°%

o mbph rpbxs onuTemuo nasaii: oTiyuaii, 3anpemaii, ncrasaii. >

Nach dem Mal} des Verschuldens/der Siinde verhinge die Bufle: exkommuniziere ihn,

verbiete es ihm, foltere ihn.

Beleg 6:*°"

(...) creramu 3a enuTUMHUIO. >’

(...) sie schlugen fiir die KirchenbufBe.

Beleg 7:%%°

y 294
U ortewrs e ero [UrymMeHa] AyXOBHOM MOJOKWTh HA HETO OMUTEMBIO Ha 2 TOfA.

>33, Goetz 1905: 155 f.

%6 S Die Fragen des Kirik mit den Antworten des Bischofs Niphon von Novgorod und Anderer, § 1.
73, Goetz 1905: 209 f.

%8S Goetz 1905: 189 f.

895 CPS XI-XVII BB., BRIITycK 13, 19.

209 Npyxuaus 1919: 44,

1S CPS XI-XVII BB., BBIIycK 5, 55.

22§ Kutme npororona ApBakyma 1927: 222.

23§ CPS XI-XVII BB., Bbimyck 13, 19.

% S, Pycckast ncropudeckas oudmmmoreka 1875: Tom 2, 601.
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Und der geistliche Vater, der Abt, verhidngte iiber ihn eine Kirchenstrafe von 2 Jahren.
Beleg 8:%°
Cust ecTb UCTHHHAS .. COOOPHAS allOCTOIBCKAS IIEPKOBD, .. BCS 3a0yOOHBI OTMETHYBIIAS H O]
aHadeMy H [10J] eMUTHMHH TT0BEPrafomas. >
Das ist eine wahre, apostolische Kathedrale, alle flatterhaften Abtriinnigen werden sowohl

einem Bannfluch als auch einer Kirchenbuf3e unterworfen.

4.14 BurA

Die sog. supa ‘Wergeld” kommt in der Russkaja Pravda mitunter auch als ¢ Bpa bzw. supo in
synonymer Verwendung vor. Die Bedeutung des Wortes supa ist im Verstindnis der Russkaja
Pravda folgende: Es handelte sich um eine Geldbufle, die fiir viele Verbrechen als Strafe
eingesetzt wurde und die Blutrache ersetzte. Das Wort Wergeld stammt vom
althochdeutschen sog. weragelt ‘Manngeld’ ab. Nach den Kompositionenkatalogen der
germanischen Volksrechte handelte es sich dabei um das sog. Blutgeld, also die Geldsumme,
die als TotschlagsbuBe gezahlt werden musste.””” Wergeld wurde in die russische Sprache mit
dem Wort supa im Wege des Sprachkontakts mit germanisch-skandinavischen Wortern um
862 aufgenommen. Dies geschah zu jener Zeit, als der skandinavische Stammesfiihrer Rurik
Herrscher iiber Novgorod wurde.”® Ferner dient das Jahr 862 zur Abgrenzung der
Entstehungszeit der dltesten Redaktion der Russkaja Pravda, die zwar das Wort supa nicht
kannte, wohl aber dessen Bedeutung. Das ,,OHuukmnonennyeckuii cioBapb, TOBapHIlecTBa™
hingegen datiert eine friilhe Verwendung des Wortes supa im Jahr 996. Damals stellte die
Duma, i.e. ein Rat flirstlicher Gefolgsménner, infolge der Bestrafung des Vladimirs wegen
Raubs, fest, dass die Verhdngung des Wergelds nicht niitzlich sei, weil die Wergeldzahlungen
fiir die Gemeinden Geldmittel waren, die es ithnen ermdglichten Waffen und Schlachtrosser
zu erwerben. Bereits damals stand die Hohe der Geldbuf3e in Zusammenhang mit der Schwere

299
des Verbrechens.

25§ CPS XVIII ., Bimyck 7, 79.

2% S 3ammcka Jleontust Maraurkoro 1882: 77.

7 ygl. Brockhaus Enzyklopidie, Stand: 02.08.2012.
28 ygl. Goetz 1910: 272.

%9 Vgl TunnGyprs 1888: 41.

3C 1997: Tom 10, 290.
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Es gibt zahlreiche Quellen, die eine Aufnahme des Wortes supa in die russische
Sprache und seinen dortigen Bestand belegen. Fiir die rechtliche Terminologisierung war vor
allem die Russkaja Pravda von entscheidender Bedeutung. Ihr sind auch die meisten der
folgenden Belege entnommen. Ausfiihrlich zu Bupa exemplifiziert Cpe3HeBckuii im
,CIIoBaps JpeBHe-pycckaro si3pika®“ von 1895, ebenso finden sich zahlreiche Belege im
,»CioBapb pycckoro si3bika XI-XVII BB der Akagemust Hayk CCCP. Im ,,CioBaps pycckoro
s3pika X VIII. Beka® der Poccuiickas akagemust Hayk von 2006 finden sich keine Belege, die
nachweisen wiirden, dass dem Terminus im 18. Jahrhundert eine rechtliche Bedeutung
beigemessen wire. Es ist wohl anzunehmen, dass aufgrund mangelnder Verwendung des
Fachausdrucks supa seine rechtliche Bedeutung im 18. Jahrhundert verloren ging.

Der Terminus éupa wird in der zweiten Redaktion der Russkaja Pravda in den §§ 2
und 24 verwendet, in der dritten Redaktion der Russkaja Pravda ist er viel hdufiger genannt
und kommt in 14 Paragraphen vor. Beleg 1 zeigt insofern eine Besonderheit auf, als fiir
Wergeld neben dem erst spiter in § 24 vorhandenen Nomen supa, das hier synonym
verwendete Adjektiv eBpubi eingefithrt wird. Die restlichen Bestimmungen der Russkaja
Pravda verwenden das Wort supa. Bereits in der zweiten Redaktion wird vom Substantiv
supa das dazugehorige Nomen agentis supnux abgeleitet.

In der jiingeren wissenschaftlichen Literatur — so auch Goetz — geht man davon aus,
dass eupa vom germanischen Wergeld abstammt, denn der Versuch supa vom sog. russischen
Wort verv ‘Gemeinde’ abzuleiten wurde aufgegeben. Bei der Ubertragung des Worts durch
die Wariger in die russische Sprache ging ein Bedeutungswandel des Terminus von statten.
Wihrend das entlehnte germanische Wort die Zahlung an die Familie des Getdteten, also
Ersatz fiir dessen Verlust darstellte, bedeutete hingegen supa die Strafe, die der Fiirst fiir den
Totschlag erhielt. Die sog. supa, Strafe fir Totung und Verstimmelung, sowie die sog.
npooawa,  Strafzahlung  fiir  Korperverletzung,  Diebstahl usw., waren die
Haupteinnahmequelle des Fiirsten. Die weltlichen Herrscher haben zum Teil auf supa und
npodawya verzichtet, um sie den geistlichen Vertretern zukommen zu lassen.’” Beleg 3
beweist diese karitative Zweckwidmung durch das ,,.Dekret des Fiirsten Svjatoslav Olgovi¢
von Novgorod“ von 1137, indem der Ersatz des zehnten Teils fiir das Novgoroder Bistum
durch eine festzusetzende jahrliche Dotation des Fiirsten festgelegt war. Gemél Beleg 4 wird
dem neu errichteten Bistum Smolensk, hingegen, von Rostislav Mistislavi¢ von Smolensk im
Jahre 1150 lediglich der zehnte Teil der weltlichen Abgabenertrdge ,,mit Ausnahme der

Strafen und des Wergeldes* zuerkannt.

% Vgl. Goetz 1911: 42 ff.



91

In Beleg 2 wird explizit das Nomen agentis supnux genannt, das eindeutig auf supa
zurlickzufiihren ist. Unter supnux ist der ‘Wergeldmann’ oder ‘Wermann’ zu verstehen, ein
Beamter, dessen Aufgabe es war, das Wergeld und wohl auch andere Abgaben einzuheben. In
der wissenschaftlichen Literatur wird ihm sogar die Funktion als Steuereintreiber oder als
Richter, der nicht nur fiir den Urteilsspruch, sondern auch fiir die Eintreibung der Strafe
zustindig war, beigemessen. Goetz schliefit sich der Meinung an, dass ein supuuk in erster
Linie Richter und nicht lediglich Abgabeneintreiber war. Dies begriindet er mit dessen
Funktion, in der rechtssprechende und exekutive Gewalt in einer Person vereint waren, und
der Tatsache, dass der supnux nicht lediglich Abgaben, sondern auch Strafgelder eintrieb.
Man kann nicht davon ausgehen, dass in der Kiever Rus’ Gerichtsbarkeit und Verwaltung
nach heutiger Vorstellung getrennt waren.*"'

Eine Besonderheit stellte das sog. ouxas ¢ Bpa bzw. supa ‘wildes Wergeld’ dar, das in
Beleg 5 dargelegt ist. Unter dem wilden Wergeld war dasjenige zu verstehen, das der Téter
unter Mitwirkung der Gemeinde entrichtete.*** Ubersetzungsversuche des Wortes dukas 6 pa
fiihrten zu den Ausdriicken ‘ladndliches/fremdes Wergeld’. Goetz findet eine sehr passende
Erklarung: Er geht davon aus, dass ouxas eupa einen Schreibfehler darstellte und eigentlich
moockas supa heilen sollte. Diese Annahme griindet er auf Handschriften, die diese beiden
Varianten beinhalten. Jlioockas eupa war dasjenige Wergeld, das fiir Tétung eines gemeinen
Mannes in der Hohe von 40 Grivna bezahlt wurde, im Gegensatz zu der Geldbufle in Hohe
von 80 Grivna fiir flirstliche Gefolgsleute. Wie der Fachausdruck eupa ist auch die zroockas
supa 1ins Russische aufgenommen worden. Der Ausdruck leitet sich vom sog.
angelsichsischen leodgeld ‘Mannbufle’ ab. Eindeutig ersichtlich ist der Schreibfehler in
Beleg 6, in dem sich die urspriingliche Leseart sehr gut erhielt. ,,Das schwer zu erkldrende
ljubo bietet mit seiner Verstimmelung der Silbe /jud die Briicke zwischen [judskuju und
dikuju viru.“*” Die rechtliche Bedeutung des Terminus liegt darin, dass die Gemeinde immer
haftete, dh. entweder allein oder mit dem Titer und dass sie gemeinsam die Mannbufle
aufbringen musste.”**

In rechtlicher Hinsicht kann eine Rechtsfortentwicklung von der zweiten zur dritten
Redaktion der Russkaja Pravda festgestellt werden. Nach Beleg 1 haftete die Gemeinde fiir
Totschlag nicht, sondern nur fiir Mord, wéhrend in der dritten Redaktion die Gemeinde in

beiden Fillen gemeinsam mit dem Titer fiir die Strafe haftete. Goetz ist davon iiberzeugt,

30 vel. Goetz 1911: 146 ff.
392 yol. Goetz 1912: 29 f.
%S, Goetz 1912: 48.

% Vgl. Goetz 1912: 46 ff.
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dass diese Haftungserweiterung mit dem damals zunehmenden Einfluss des germanischen
Rechts einherging und auch andere Rechtsinstitute erfasste.”’

Beleg 7 beweist, dass das Wort Wergeld zumindest noch im 14. Jahrhundert in
rechtlicher Bedeutung in Verwendung war. Ganz klar geht aus dem Zitat hervor, dass bei
einem Mord zwei Novgoroder Rubel als Mannbufle zu zahlen waren. Dies ist der Beweis
dafiir, dass zu jener Zeit Strafzahlungen fiir Verbrechen an Leib und Leben verhidngt wurden.
Der Novgoroder Rubel, der einen Wert von 216 Dengi hatte, wurde im 14. und
15. Jahrhundert auch zur Rechnungsmiinze im Moskauer GroBfiirstentum. Folglich ist
anzunehmen, dass auch im Moskauer GroBfilirstentum derartige Strafzahlungen verhédngt
wurden. In chronologischer Hinsicht steht Beleg 7 mit Beleg 8 in Verbindung, da beide
Belege einerseits aus einem Sammelband aus 1549 stammen und andererseits das Wergeld in
Moskauer Rubel verhingt wird, der erst nach dem Novgoroder Rubel geprigt und von diesem
kopiert wurde.>*® Hier wird im Gegensatz zu Beleg 7 das Wergeld nicht als supa, sondern als
6Bpa bezeichnet. Eine chronologische Systematisierung hinsichtlich Aufnahme des Begriffs

Wergeld ins Russische und mogliche frithere Rezeption als 63pa, ldsst sich nicht belegen. Es

ist wohl anzunehmen, dass die beiden russischen Worter synonym verwendet wurden.*"’

Beleg 1:

§ 2. Ame ke yOuIOTh OTHUIIIAHWHA Bb pa30ou, a yOililia He U3bIIIYTh, TO BUPHOE IJIATUTH BB
Heii e Bhpbil (BUpH) T0710BA HAYHETH JTEKATH.

§ 2. Wenn man einen OgniS¢anin im Ueberfall erschligt, aber [die Gemeinde] den Morder
nicht ausfindig macht, so zahlt die Gemeinde das Wergeld, in der der Kopf [des

Erschlagenen] liegt.>”

Beleg 2:
§ 24. A ce nokoH®D (MMOKJIOHB) BUPHBIH. (...)

A OopoIIHa KOJKO MOTYTh HSCTH (M3BSICTH), NOHICIIIKE BUPY COEpyTh BUPHHIUM. TO TH
ypoks Spocmapip.” '’

§ 24. Und das ist die Abgabe fiir den Virnik. (...)

305 Vgl. Goetz 1912: 50.

396 vgl. Mctopust poccmiickoro py6urs, Stand 22.08.2012.
397 ygl. Brockhaus Enzyklopidie, Stand: 02.08.2012.

3% S, Ceprbeanyn 1911: 4.

8. Goetz 1910: 13.

3105, Ceprbeanyb 1911: 6 f.
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Und Lebensmittel, soviel sie essen konnen, solange die Virnik das Wergeld sammeln. Das ist

die Abgabe Jaroslavs.’"!

Beleg 3:

VYceraBmre ecmb ¢B. Codu, aTh emyieTh MUCKYI'h 32 JIECATHUHY OTh BUPH U mpoaaxs 100
TPUBEHB HOBBIXD KYH® (...)

Die heilige Sofia wurde errichtet, da der Bischof den zehnten Teil vom Wergeld und vom

Handel 100 Grivna neuer Miinzen sammelte. (...)

Beleg 4:

U ce naro cearbit boropoauuu u enuckony aecsTHHY OTh BChxb naneit CMONIEHCKUXb, UTO
CsI Bb HIXb CXOJIUTH HCTHIXG KyHb, KpoMb mpoxaxu i kpomb supsi (...)°"

Und da gebe ich der heiligen Gottesmutter und dem Bischof den Zehent von allen Abgaben
der Bewohner von Smolensk, zu denen echte Miinzen gezdhlt werden, auler dem Handel und

der Wergelder (...)

Beleg 5:

§ 6. Kotopasi iu BepBb HauHETh IUIATUTH AMKYIO BBpy (BUpY), KOJIHKO TBTH 3aIUIaTUTh Ty
BHPY, 3aHEXe 6€3b TONOBHUKA UMb [UIATHTH.

§ 6. Wenn eine Gemeinde aber das wilde Wergeld bezahlt, so zahlt sie es im Verlauf einiger

. . o 14
Jahre, weil sie ohne den Mérder es zahlen mus.’

Beleg 6:
§ 7. (...) mobo cu muxyio Bhpy.’"”
§ 7. (...) das wilde Wergeld.*'®

Beleg 7:
A YUYHHHTCS Y HHXb Bb BOJOCTH HIIM Bb KOGMb CTaHy JyIIeryGCTBO, a HE TOMILYTCS
nyuieryOria, MHO 3a TOJIOBY BHpPBI J1Ba pyOJM HOBOTOPOJCKHE, a 3aIIaTUTHh BOJOCTH WIH

CTaHb Bb KOCMb AyIIEryOCTBO yUHHATCS.

311S. Goetz 1910: 17.
3128 Goetz 1905: 15.
313§, Ceprbeanyb 1911: 9.
3143, Goetz 1910: 21.
315§, Ceprbeanyb 1911: 9.
3165 Goetz 1910: 21.
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Wenn man einen Mord bei ihnen in einem Amtsbezrik oder in diesem Land begeht, aber den
Morder nicht findet, dann sind je Kopf zwei Novgoroder Rubel Wergeld [zu bezahlen], aber

zu bezahlen ist dem Amtsbezirk oder dem Land, in dem der Mord veriibt wurde.

Beleg 8:

A CKa3bIBaIOTh: YYMHHUTCS Y HHUXB JIyImIeryOcTBO, a moabsyue aeu Hoyropoukue Ha Thxb
JlonsiHEXs €MIIIOTh Chb HUXB BBpHI 32 TOJIOBY IO JBEHATHATH PyOJeBb MOCKOBCKYIO; a Bb
OTIIa HAIIETO JKAJIOBAJTHOW IpaMOTe y HUXb TOTO HE HANKMCAaHO, IO YeMy UM BbpsI 3a ToI0BY
naBatu.” "

Aber man sagt: wird bei ihnen ein Mord begangen, dann treiben die Gerichtsschreiber aus
Novgorod von den Lappen je Kopf zwolf Moskauer Rubel Wergeld ein, aber in der Urkunde

unseres gniadigen Vaters stand nicht geschrieben, warum ihnen das Wergeld je Kopf auferlegt

wurde.

3175, CPSI XI-XVIL. BB., Bbimyck 27, 195.
318 S AkTHI, cobpannbie 1563: Tom 1, 153.
9, CoOpaHre ToCyIapCTBEHHBIX IPaMOT U TOTOBOPOB 1549: 438.
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5 ZUSAMMENFASSUNG

Im Zuge der Analyse der Rechtstermini und deren Einbettung in die russische
Rechtsgeschichte stellte sich heraus, dass jedes einzelne der Worter eine eigene,
charakteristische Entstehungsgeschichte aufweist. Es ist kaum moglich, einen gemeinsamen
Ursprung der Rechtsbegriffe auszumachen, wenn man sich nicht auf einen ausgewihlten
Zeitraum der russischen Rechtsgeschichte beschrankt. In der frithen Phase der russischen
Rechtsgeschichte war der christlich-orthodoxe Einfluss einer der ausschlaggebenden, der
bewirkte, dass das Kirchenrecht weite Teile des weltlichen Rechts beeinflusste. In spiteren
Phasen, wie unter Zar Peter 1. und in jiingster Zeit kann, hingegen, durchaus eine gewisse
Einflussnahme des deutschen Rechts auf das russische Recht festgestellt werden. Dennoch
iibernahm das russische Recht nicht ausschlieflich die Rechtstradition einer anderen
Rechtsordnung, sondern es vereinte zahlreiche Einfliisse verschiedenen Ursprungs in sich und
es entstand daraus eine eigene russische Rechtstradition.

Bemerkenswert ist, dass Worter der Alltagssprache die Bedeutung von Rechtstermini
annehmen, aber aufgrund mangelnder Anwendung diese wiederum verlieren konnten. Ein
Beispiel fiir einen solchen Rechtsausdruck ist xposnas mecms, dem in der Russkaja Pravda
eindeutig eine juristische Bedeutung zukam, die aber aufgrund mangelnder Anwendung
wieder verloren ging. Ein anderes Beispiel stellt das Wort maméa dar, das heute nicht mehr in
Verwendung ist, obwohl der Tatbestand, der hinter diesem Terminus steht, noch im heutigen
russischen Rechtswesen Giiltigkeit hat. In die Reihe dieser Beispiele fligt sich auch der
Terminus xoynna ein, der als solcher in der heutigen Sprache ebenso nicht mehr in
Anwendung steht, anstelle dessen aber fiir Handel bzw. Kauf neue Ausdriicke an Wichtigkeit
gewannen.

Die Arbeit soll Rechtskundigen, Slavophilen und interessierten Menschen ein
Verstdndnis dafilir vermitteln, vor welchem Hintergrund die heutige russische Rechtsordnung
zu betrachten ist und welchen spezifischen Charakter das russische Rechtssystem hat.
Aufgrund der vielen historischen, gesellschaftspolitischen und kulturellen Einfliisse, die das
russische Recht pragten, muss man die Struktur und das Wesen, das hinter der Rechtsordnung
steht, verstehen lernen. Demnach ist es in erster Linie notwendig, nachzuvollziehen, welche
Bedeutung die Rechtstermini im Russischen haben, bevor man sie mit den Pendants anderer
Rechtsordnungen vergleichen kann. Hierfiir ist eine sprachwissenschaftliche Analyse von

Fachausdriicken ein entscheidender Beitrag.



96

6 BIBLIOGRAPHIE

6.1 LATEINSCHRIFTLICHE TITEL

e Allenhofer A./Plagemann F., Das Eigentum im Recht der Russischen Fodderation,
Rechtssystematische Betrachtung des Eigentums im russischen Verfassungsrecht und
Zivilrecht in: Juristische Schriftenreihe, Band 261, Berlin 2007.

e Anzenbacher A., Einfiihrung in die Ethik, Diisseldorf’ 1992.

e Baranowski G., Die Russkaja Pravda — ein mittelalterliches Rechtsdenkmal in: Becker
H.-J./Brauneder W./Caroni P. u.a., Rechtshistorische Reihe, Band 321, Frankfurt am
Main 2005.

e Boes A., Die Gesellschaft mit beschrinkter Haftung im russischen und deutschen
Recht, Frankfurt am Main u.a. 2007.

e Brockhaus Enzyklopédie (http://www.brockhaus.de/ Stand: 02.08.2012.)

e Brockhaus Enzyklopadie'®, 15. Band, Wiesbaden 1991.

e Bruns T., Einfilhrung in die russische Sprachwissenschaft, Tiibingen 2007.

e Cracraft J., The Petrine Revolution in Russian Culture, USA 2004.

e Dennis G.T., Das Strategikon des Maurikios. Deutsche Ubersetzung von E.
Gamillscheg, Wien 1981.

e Dennis G.T., Maurice’s Strategikon, Handbook of Byzantine Military Strategy, USA
1984.

e Doskocil W., Der Bann in der Urkirche — Eine rechtsgeschichtliche Untersuchung in:
Pascher J./Morsdorf K./Tiichle H., Miinchner Theologische Studien, 11. Band,
Miinchen 1958.

e Dubler A.-M., Urkunden in: Historisches Lexikon der Schweiz (http://www.hls-dhs-
dss.ch/textes/d/D12803.php, Stand: 02.09.2012)

e Emmerich V./ Habersack M., Aktien- und GmbH-Konzernrecht’, Miinchen 2008.

e Feichtinger B./Griebnitz E./Mitterauer B., Strafrechtliche Probleme eines
Doppelselbstmordversuches  (Darstellung von  rechtlichen und forensisch-
psychiatrischen Problemen in der Beurteilung eines Doppel-Selbstmordversuches) in:
Osterreichische Richterzeitung, Wien 1991,

e Frank C./Eder M./Harrer G., Doppelselbstmord: Mitwirkung am Selbstmord? Toétung
auf Verlangen? Probleme retrospektiver Rekonstruktion von Motivstruktur und

Handlungsablauf in: Osterreichische Juristen-Zeitung, Wien 1994,


http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D12803.php�
http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D12803.php�

97

Friesen K., Archaismen in russischen Phraseologismen, Norderstedt 2003.

Fromm I. E., Auf dem Weg zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit von
Unternehmen/Unternehmensvereinigungen in Europa? Uber ungeklirte Rechtsfragen
des  europdischen  Sanktionsrechts gegen  juristische  Personen  sowie
Harmonisierungsbestrebungen der Organe der EG in Bezug auf die innerstaatlichen
Rechtsordnungen in: Zeitschrift fiir Internationale Strafrechtsdogmatik 7/2007, Kiel
2007.

Ghysbrecht P., Doppelselbstmord in: Reinhardt E., Psychologie und Person, Band 2,
Miinchen 1961.

Gockeritz W./Wedde R., Das neue russische GmbH-Recht, Berlin 2009.

Goetz L. K., Kirchenrechtliche und kulturgeschichtliche Denkmaéler Altrusslands
nebst Geschichte des russischen Kirchenrechts, in: Stutz U., Kirchenrechtliche
Abhandlungen, 18. und 19. Heft, Stuttgart 1905.

Goetz L. K., Das russische Recht, 1. Band, Die &lteste Redaktion des russischen
Rechts, Stuttgart 1910.

Goetz L. K., Das russische Recht, 2. Band, Die zweite Redaktion des russischen
Rechts, Stuttgart 1911.

Goetz L. K., Das russische Recht, 3. Band, Die dritte Redaktion des russischen Rechts,
Stuttgart 1912.

Goetz L. K., Das russische Recht, 4. Band, Die dritte Redaktion des russischen Rechts
als literarisches Denkmal und als Rechtsurkunde, Stuttgart 1913.

Grober B./Miiller L., Vollstindiges Worterverzeichnis zur Nestorchronik, Miinchen
1979.

Giilpen P.-R., Der Begriff der guten Sitten in § 228 StGB, Troisdorf 2009.

Heeg V., Die Finanz- und Haftungsverfassung russischer Kapitalgesellschaften, Das
Herzstiick kapitalgesellschaftsrechtlicher Gesetzgebung im Transformationsstaat
Russische Foderation, Berlin 2003.

Kachkeev M., Stellung der Richter in Kirgistan und Kasachstan, Eine Analyse vor
dem Hintergrund der allgemein anerkannten rechtsstaatlichen Prinzipien und der
historischen Entwicklung der Justiz in diesen Lédndern in: Schriftreihe zum
Osteuropiischen Recht, Band 6 2007.

Kanzlei Piinder, Volhard, Weber und Axster und Wirtschaftspriifungs- und
Steuerberatungsgesellschaft Dr. Ro6dl & Partner GmbH, Wirtschaftshandbuch
Russland, Band 5, Frankfurt am Main u.a. 1997.



98

Katici¢ R., Praslavenski pravni termini i formule u Vinodolskom zakonu in: Slovo,
Casopis Staroslavenskog instituta, Zagreb 1990.

Koppensteiner H. G./Riiffler F., GmbH-Gesetz’, Wien 2007.

Korte M., Juristische Person und strafrechtliche Verantwortung, Bonn 1991.

Koziol H./Welser R., GrundriB des biirgerlichen Rechts’, Band I. Allgemeiner Teil
und Schuldrecht, Wien 1985.

Kronstein H., Die abhédngige juristische Person, Frankfurt am Main 1931.

Langer D., Vladimir der Heilige, Eine Erinnerungsfigur der russischen
Geschichtsdichtung des 18. Jahrhunderts in: Ressel G., Trierer Abhandlungen zur
Slavistik, Band 5, Frankfurt am Main 2003.

Litzinger H. K., Juristen und die Bauernfrage, Die Diskussion um das béuerliche
Grundeigentum in Russland von 1880 bis 1914, Frankfurt am Main 2007.
Macieiowski W. A., Slavische Rechtsgeschichte, Stuttgart und Leipzig 1835.

Meder W., Das Sowjetrecht, Grundziige der Entwicklung 1917-1970, Frankfurt am
Main 1971.

Metz R., Das Kirchenrecht, in: Hirschmann J., Der Christ in der Welt, Eine
Enzyklopédie, XII. Reihe, Bau und Geflige der Kirche, 1. Band, Aschaffenburg, 1963.
Miklosich F., Die Blutrache bei den Slaven, Wien 1887.

Nass G., Person, Personlichkeit und juristische Person in: Schriften zur Rechtstheorie,
Heft 2, Berlin 1964.

Phillips G., Kirchenrecht, 1. Band, Graz 1959.

Podskalsky G., Christentum und theologische Literatur in der Kiever Rus’ (988-1237),
Miinchen 1982.

Preobrazhensky A. G., Etymological Dictionary of the Russian Language, New York
1951.

Puza R., Katholisches Kirchenrecht?, Heidelberg 1993.

Rabensdorf R., Die Durchgriffshaftung im deutschen und russischen Recht der
Kapitalgesellschaften, in: Veroffentlichungen des Instituts fiir deutsches und
europdisches Wirtschafts-, Wettbewerbs- und Regulierungsrecht der Freien
Universitit Berlin, Band 10, Frankfurt am Main 2009.

Raeff M., Michael Speransky — Statesman of Imperial Russia 1772-1839% Den Haag
19609.

Rajewsky A., Changes in the Russian terminology of economic law since Perestroika,

Miinchen 2000.



99

Schnyder S., Toétung und Diebstahl, Delikt und Strafe in der gelehrten
Strafrechtsliteratur des 16. Jahrhunderts in: Liderssen K./Schreiner K./Sprandel
R./Willoweit D., Konflikt, Verbrechen und Sanktion in der Gesellschaft Alteuropas,
Band 9, K6ln 2010.

Schultz L., Russische Rechtsgeschichte, Lahr 1951.

Schulze H., Handbuch der Urkundenlehre fiir Deutschland und Italien, Frankfurt am
Main 1960.

Sealey R., The justice of the Greeks, USA 1994.

Serick R., Rechtsform und Realitdt Juristischer Personen in: Beitrdge zum
Auslandischen und Internationalen Privatrecht, Band 26, Tiibingen 1980.

Silnizki M., Geschichte des gelehrten Rechts in RuBland, Jurisprudencija an den
Universititen des Russischen Reiches 1700-1835, Frankfurt am Main 1997.

Simon J. P., Russisches Leben in geschichtlicher, kirchlicher, gesellschaftlicher und
staatlicher Beziehung, Frankfurt am Main 1855.

Spielbiichler K. in: Rummel P., ABGB3, Wien 2000.

Thomson R., Das personliche Eigentum im Sowjetrecht, Inauguraldissertation,
Freiburg 1959.

Vogt P./Leu D., Vom nasciturus zum de cujus — Uberlegungen zur Person des
Aktiondrs in: Vogt P., Unternehmen — Transaktion — Recht: Liber Amicorum fiir Rolf
Walter zum 50. Geburtstag, Ziirich 2008.

Wachlowski Z., Kirchenrecht (Rechtsgeschichte), Wien 1937.

Zeiller F., Das natiirliche Privatrecht, Wien 1819.

6.2 KYRILLISCHE TITEL

Nestorchronik 1872 - Ilosbcth BpemeHHBIXD TBTh 1O JIaBpeHTHEBCKOMY CIHCKY,
Cankr IletepOypr 1872.

Nestorchronik 1997 - JlaBpeHTheBckasi Jyeronuch, IlomHoe coOpaHue pyccKux
neronuceit, Cankt [lerepOypr 1997.

Martepuansl 11 komuccun o0 Yioxkennn, 1768 in: Ycenenckuit A., [IpencraBienue o
YUPEXKACHUN 3aKOHOAATEIIbHON, CYAMTEIIbHOW U HaKa3aTeJIbHOU BiacTu B Poccuiickoit

umnepun, Caukt [TetepOypr 1905.



100

AsanecoB P. U. (pen.)/CymuaukoBa T. A./Jlomatun B. B., Cmonenckue rpamotsr XIII-
X1V BB, Axagemus nayk CCCP, 0.0. 1963.

AKTBI, coOpaHHble B OubOinmorekax U  apxuBax Poccuiickoli  uMmnepuu
Apxeorpaduyeckoro dKkcneanIueio umi. Akagemun Hayk, Caukt [letepOypr, 1563.
AnucumoB E. B., Bpems nerposckux pedopm, Jleannarpan 1989.

ApPTHKYJ BOMHCKUHM KYIHO C IpoliecoM Haanexaumuu cyasmum, Caukr [lerepOypr
1715.

BACPS - T'opbaueBuu, bomnpIoil akageMuyecKuid CIoBaph pyccKoro si3bika, MockBa
1925.

benemesuu B. H., /lpeBHecnaBsiHckas kopmuast XIV Ttutynos 0e3 TonkoBaHuid, CaHKT
[TerepOypr 1906.

Borocnosckiit M. M., Obnactrast pepopma Iletpa Bemukaro, nposunttist 1719-27 rr.,
Mocksa 1902.

bynunosuu A. C., XIII cios ['puropis Haziansuna no cm. Umm. I[lyGnuanoi 6uosI.
XI Bbka, 0.0. 1875.

beroken VY., IlomHenid m BceoOmmii goMamrHuii jeueOHWK. TBopenue I'. Byxana.,
ToM 1., Mocksa 1790-1792.

Beiicman 3., Hemenko-nmaTHHCKUI U PyCCKHI JIEKCUKOH KYyITHO C IIEPBBIMU HayaJlaMu
pYyCCKOro s3bIKa K 001mei nonb3e, Cankt [letepOypr 1731.

TuanOyprs JI. A./Tapmma B. M., Pycckas npasna, Cankr [letepOypr 1888.

I'KP® 1994 - I'paxxnanckuii konekc Poccuiikoit @enepanun ot 30.11.1994 N 51-®3
—Yacrs 1.

TlNonemmenko B. C./[Ayoposuna B. ®@., Cunatickuii marepauk, oy pex. C. . Kotkona,
Mocksa 1967.

I'pexos b. J1., [TpaBna Pycckas. 1. Texctol, Akagemus Hayk CCCP, Mocksa 1940.
JAAK 1846-1875 - JlononHeHUs K AKTaM HCTOPHUYECKUM, COOpaHHBIC M W3/IaHHbBIC
Apxeorpaduyeckoro komuccuero, Tom 1-12, Canxr Ilerepoypr 1846-1875.

JlHeBHBIE 3amUCKU IyTEIIECTBUS JOKTOpa M AKaJaeMMM HayK aabloHKTa lBana
JlenexuHa mo pasHbIM npoBHHLIMAM Poccuiickoro rocyamapctBa, Cankt [letepOypr
1771-1805.

HpeBHepycckue OepecTsHbIe rpamoThl,

(http://istorya.ru/forum/index.php?showtopic=732 Stand: 02.09.2012).

Hpyxunun B. I'., Heckoinbko HEM3BECTHBIX JIUTEPATYPHBIX NAMIATHUKOB U3 COOpHHUKA

XVI B.- JI3BAK (3a 1908), Beimyck 21, Cankr [letepOypr 1919.


http://www.google.at/search?hl=de&tbo=p&tbm=bks&q=inauthor:%22%D0%98%D0%BD%D1%81%D1%82%D0%B8%D1%82%D1%83%D1%82+%D0%B8%D1%81%D1%82%D0%BE%D1%80%D0%B8%D0%B8+(%D0%90%D0%BA%D0%B0%D0%B4%D0%B5%D0%BC%D0%B8%D1%8F+%D0%BD%D0%B0%D1%83%D0%BA+%D0%A1%D0%A1%D0%A1%D0%A0)%22&source=gbs_metadata_r&cad=4�
http://istorya.ru/forum/index.php?showtopic=732�

101

Ero mapckoro BenuuecTBa reHepaiHbld periameHT wiu ycras, O.A., Ilo kxoropomy
rocyAapCTBEHHbIE KOJUIETHH.. TocTynarh uMerot, Cankr [letepOypr 1720.
Epmonunckas neromnuch, [lomHoe coOpanue pycckux neromuceit, Tom 23, CaHKT
[TeTepOypr 1910.

Kutne nporonoma ABBakyMa, MM CaMHM HanucaHHoe. — [laMmsaTHuKH ucTopuun
crapoooOpasimuectsa XVII B., kaura 1,Beimryck 1. Jleanarpan 1927.

3anucka Jleontusst Maraumkoro no neny Teputunosa, O.A., CaukT [letepOypr 1882.
3umun A. A., IlpaBna pycckas, Mocksa 1999.

3C 1990 - 3akon CCCP ot 06.03.1990 N 1305-1 o co6ctBennoctu B CCCP.
N360pHHKD CBIATOCIaBOBD, HAMMCAHHBIH Jiak. loanHOMB BB 1073.

Uctopusi poccuiickoro py6ns (http://www.globfin.ru/articles/currency/ruble.htm,

Stand 22.08.2012).

Kapxxasun @. B., Kopabnekpymenue na Muauiickom Mope u Bo3upaiieHue u3 Muanu
B EBpony.. kanutana 1’ Keaphnu in: [Tnefictun/aunot, Onucanue xona Kyneueckux H
JpYKHX KapaBaHOB B cTennHOW Apasuu, 0.0. 1790.

Kuura Ilenonckoit nsatunsl in: HoBropoackue nucroBbie kHUru, Cankt [letepOypr
1905.

Kosxanuukos /[I. E., Ctornas, Caukt [letepOypr 1863.

Konctutynus Poccuiickoit @enepanuu 1993.

Kopenun A. I1., Poccuiickue Pehopmaropsr, Mocksa 1995.

KCCCP 1936 - Koucrutyuus (ocHoBHOUM 3akoH) Coro3a  CoBeTckux
Commanuctuyeckux Pecryonuk 1936 rona.

Kynpssues 1. U., FOpunnyeckuit CJ‘IOBapbz, TtoM 2, Cankr IletepOypr 1956.

ManrkoB A. I'., Poccuiickoe 3akoHOmATeNbCTBO X-XX BB., 3aKOHOJATEIHCTBO
nepuoja CTaHOBIICHUS abcomoTu3Ma, 0.0. 1986.

Moposzos B. HU., T'ocymapctBeHHO — mnpaBoBele B3rmsaasl M. M. Cnepanckoro
(Ucropuxo-Teopernueckoe uccienopanue) Cankr-IlerepOypr 1999.

Hambepckuit K. E., Pyccko-nuBonckie aktel/Napiersky K. E., Russisch-livldndische
Urkunden, Cankr-IlerepOypr 1868.

[TaBnoB A. C., KHuru 3akoHHble, cojepkaiiue B cebe B APEBHEPYCCKOM IEPEBOC
BU3aHTHICKHE 3aKOHBI 3eMJIeIeNIbUeCKHe, YTOJIOBHbIE, OpauHble U cyneOHble, CaHKT-
[TerepOypr 1885.

[MaBnoB-CunbBanckuit H., Ilpoextst Pedopm B 3amuckax CoBpemennukoB llerpa

Bemukoro, Mocksa 2000.


http://www.globfin.ru/articles/currency/ruble.htm�

102

Iasmosckuit® W. 5., Pyccko-Hemenkuii cioBaps, Pura 1911.

IToBects 0 XxpomoHOroM Oece, cod. Ha (paHLycCKOM si3blke T. JlecakeM B ABYX
yactsax, npes. .. Jmutpuem Jlerkum m Jmutpuem MokeeBbiM, Cankt-llerepOypr
1763.

I1C3 1830 - IlomHoe coOpanume 3akoHOB Poccuiickoit mmmepnn, Cankt-IlerepOypr

1830 (http://www.nlr.ru/e-res/law_r/descript.html, Stand: 24.08.2012).

IlckoBckas cyanas rpamota, Cankt-IletepOypr 1914.

Pycckas ucropudeckas oubmimoteka, Tom 2, Cankr-IletepOypr 1875.

CAP 1822 - CnoBapp axajeMid pOCCIHCKOM, TO a30y4HOMY TMOPSIKY
pacnosnoxxeHHsbli, yactb VI, Cankr-IlerepOypr 1822.

CnoBo O TpPOHUCIIECTBUM U  YUPESKICHUM YHHMBEPCUTETOB B OBpolle Ha
rOCyAapCTBEHHBIX WKIUBEHUSX, .. ToBopeHHOE .. IBanoM TpeTrbsikoBbiM 1768 T.
CobpaHue rocy1apcTBEHHBIX I'paMOT M JOTOBOPOB, XpaHsmuxcs B ['ocyaapcBeHHOM
Konnernn unoctpannsiii nen I., Mocksa 1822.

Cpesnenckuii U. U., CnoBaps apeBHe-pycckaro sizbika, Cankr-IletepOypr 1895.

CPA XI-XVII BB. - Akanemusa Hayk CCCP, MuctutyT pycckoro sssika, CiaoBapb
pycckoro s3beika XI-XVII BB. Mockaa.

CPA XVIII B. - Poccumiickas akanemusi Hayk, CioBapb pycckoro ss3eika XVIII. B.
Canxkr-IlerepOypr.

CrornaBb, cobopb ObBIIM Bb MOCKBB npu BemukoMmb rocyaaph maph u BeIuMKoMb
kua3b Msan Bacunbesuuh, Jlongons 1860.

YKPO® 1922 - YronosHslii kosekc Poccuiickoit @enepaunn ot 1922.

YKPO® 1996 - Yronosuslii koekc Poccuiickoit @enepaunn ot 1996.

VnoxeHnue, 1Mo KOTOPOMY CyJ M pacmnpaBa BO BCAKUX jenax B Poccuiickom
roCyAapcTBE MPOM3BOAMUTCSA, COUMHEHHOE M HareyaTaHHOE NpU BIAJCHUU Tocynaps
uaps u B. K. Anekces Muxaiinosuya 1649.

Yyer wuHBeCTHLMH B 3aBUCUMBIC CTPYKTypbl in: HamuoHanpHBIH cTaHAapT
¢unancoBoit  oTueTHOCTH 28 Ui OAHKOBCKOW  CHCTEMBI,  yTBEP)KICHHBIH
nocranoBieHneM CoBera nupekropoB Hanmonanpaoro 6anka PecryOnmku benmapych
ot 3 gexabps 2002.

®acmep M., DTUMOJTOTHYECKHI CIOBaph pyCcCKOTo A3bIka, 0.0. 1971.

®enepanbhbiii 3akoH «O0 o0mIecTBaX ¢ OrpaHUYEHHOW OTBETCTBEHHOCTHIO» (006
000) ot 08.02.1998 N 14-03.

®enopos B. A., M.M. Cnepanckuii - A.A. ApakueeB, Mocksa 1997.


http://www.nlr.ru/e-res/law_r/descript.html�

103

HenTtpansuas Tumorpadist Crornaps, u3ganie tperie, Kazans 1911.

LepkoBubili YcraB cB. kHM3s Brnamumupa (http://www.sedmitza.ru/text/443883.html,
5.8.2012).
Uexos A. I1., Pacckasel [loBectn 1894-1897, Tpu rona, 0.0. 1977.

HImene /1. U., Pycckuil s3Ik M ero (yHKIMOHAJIBHBIX PA3HOBHIHOCTAX (K
nocTaHoBKe npobiemsl), Mocksa 1977.

ly6un JI. A., [Torcku cMbIciia OTIEIHHOTO M OOMIETO CyIecTBOBaHHs: 00 AHIpee
[TnaTtonoBe : paboThI pa3HbIX JeT. MockBa 1987.

3C 1997 - DHumknoneanyeckuii cnoBaps bpokraysa u Edpona: B 86 tomax, Cankr-
[TerepOypr 1890—1907.

OCPS - MOCKOBCKUI TOCYAapCTBEHHBIH YHUBEPCHUTET, DTUMOJIOTMUECKUN CIIOBaph

pycckoro sibizka, MockBa.
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ANHANG
ZUSAMMENFASSUNG IN RUSSISCHER SPRACHE

B3TJIs1IZIbI HA NCTOPUIO POCCUMINCKOI O
IMTPABA — HA ITIPUMEPE BbBIBPAHHDBIX
HOPUN/INYECKMNX TEPMHWMHOB

B numiomHON poGoTe aHanMM3MpyeTcsl STUMOJIOTUS IOPUAMYECKHX TEPMHUHOB Ha IpHUMEpe
IOpUINYECKUX TEKCTOB, HauuHas ¢ JlpesHei Pycu, m mo nHame Bpems. Llens HacTosmero
WCCIICIOBAaHHUSI COCTOUT B TOM, YTOOBI TMOHATH BIMSHHE HEMEUKON M aBCTPUICKOW MPaBOBON
TEPMHHOJIOTMM Ha PYCCKYI0, a TakKe IpOaHAJIN3UpPOBaThb pOJb M MECTO TpaauLUN
ABCTPUICKOTO IIPaBa B pOCCUMCKOM IPABOBOM CUCTEME.

B mepBoii yactu paboThl paccMOTpeHa Iopuauueckas uctopus Poccum, HaumHas c
BHUIIAHTHICKOTO BIIMSIHUS Ha MEpBbIE pyCCKHE 3aKOHBI B Knesckoil Pycu, 3akaHunBas npaBom
Poccuiickoit  ®eneparuu. Mctopuyeckuii 0030p HauyWHAETCS C aHalW3a IPABOBBIX
nokymeHTOB [lpeBHen Pycu, B wactHOocTH «Pycckoil IIpaBabl» NponoipKaeTcss aHalau3oM
npaBoBbix cucteM Llapckoit u Mmneparopcekoii Poccun, CoBerckoro Coro3a U COBpEMEHHON
Poccun. OcoOblil akIeHT yelleH aHalIn3y KOMMEPUYECKOMY U IIEpPKOBHOMY IIpaBy.

Bo BrTopo#i wacth mMIUIOMHON pabOThI TPOBOJIWUTCS JIMHTBHCTHYECKUN aHAINU3,
OCHOBHBIX TEPMHUHOJIOTUYECKUX E€IUHMII POCCUMCKOro mpasa. [l NpoBENEeHUsS AAHHOTO
aHaJIM3a HEOOXOJMMO BBITIOJIHHUTD CIEAYIOLINE 3aJauu:

e [IlepBoe - HEOOXOIMMO ONPEAETUTh CTENEHb 3aUMCTBOBAHHS PYCCKUM  SI3BIKOM
MHOCTPAHHBIX CJIOB.

e DBropoe - Wu3yuMB MCTOPUIO A3bIKA, I[IPOAHAIU3UPOBATH PA3BUTHE HOPUIAUYECKOU
TEPMHUHOJIOTUHU PYCCKOTO SI3bIKA.

YacTe JIMHIBUCTMYECKOIO aHAIU3a COACPKUT IPUMEPHl WM IIOJIHBIA IEPEYCHb
BapUaHTOB OCHOBHBIX TEPMHHOB, YIIOTPEOIAEMBIX KaK B LIEPKOBHOM, TaK U CBETCKOM IIPaBE.
OTO MO3BOJSET BBIICHUTH, KAaKME TEPMHHBI ObTH B ynoTpeOieHuu Bo BpemeHa «Pycckoi
[IpaBab1», Kakue BOLLIN B PYCCKHM S3BIK, a TAKXKE KAKAE TEPMUHBI YK€ UCUE3IIH U3 PyCCKOTO

IOPUIUYCCKOTO A3bIKA.
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OILIEHKH IO UICTOPUU PYCCKOI'O ITPABA

Jlns  mpoBeneHUS KOMIUIEKCHOTO JIMHTBHCTHMUYECKOTO aHaliu3a HEOOXOIUMO YETKOe
MPEICTABICHHE 00 MCTOPUU PA3BUTUS MOJUTHYECKON M MPABOBOM MBICIH TOTO BpeMeHu. B

JAHHOM paboTe paccMaTPUBAIOTCS MPEXKIE BCETO ITAIbl KOTUPUKAIIIH PYCCKOTO MPaBa.

«Pyccxkas [IpaBnay siBisercs: cTapediiuM pycCKUM CBOJIOM 3aKOHOB, Oblia co3naHa B Kuese,
B KyJIbTypHOM IieHTpe JlpeBHel Pycu. DTOT MOKyMEHT mpeicTaBisieT u3 ceds KOIEKC, B
KOTOPOM OBIIM IpPEJICTaBIEHbl CBETCKHE 3aKOHBI, OXBATHIBAIOILIME BCIO NPABOBYIO >KHU3Hb
peBueir Pycu. «Pycckas IlpaBma» m3BecTHa B TpeX pemakUuUsAX, KOTOPbIE OTIMYAIOTCS
BPEMEHEM HANKMCAHUE U COJAEP)KAHUEM U SIBJISIIOTCS MMCbMEHHBIMU NaMSATHUKaMu. TpeThs u
camast OoJbIIasi peakius MpaBIbl ObUIA HANMMCAaHA B cepeauHe 12 BeKa U CONEPIKUT 3aKOHBI
Brnagumupa Monomaxa (1113-1125). Ona Obuta HaliieHa B «KOPMYOW KHHUTE», KOTOpas

SABJIACTCA CBOJAOM HCPKOBHBIX 3aKOHOB.

Anexcanap Bropoii urpan BaxkHyo poib B npolecce koaupukanuu pycckoro npasa. B 1864
roay BCTYNHWJIO B CWJIy cuUCTeMa cyaoycTpoirictBa Mwmmneparopa Anekcanapa Btoporo, B
pe3ynbTaTte KOTOpod cyneOHasi cuctema B Poccum Oblna pagukaibHO pPEOpPraHHU30BaHA U
MPHUCIIOCOOIeHa K  3alajHO-eBPOINEHCKON Monenu mpaBa. PeopraHmsamusi pycCKOTO
3aKOHOJATENbCTBA, OCYyIIECTBICHHass B 19 Beke uMena psij BaKHbBIX IOCJIEACTBUN AJs
YJIY4IICHUS] CYIIECTBOBABIIMX HEIOCTATKOB POCCUHCKON TMPABOBOM CHUCTEMBbI IEpHOJIA
Wmnepun, cpeaud KOTOPBHIX B MEPBYIO OYEpeIb XOTENOCh Obl OTMETHTH OTCYTCTBHUE
pasneneHus CcyneOHONM M MCIOJHHUTEIbHON BIIACTH, W CYLIECTBOBAaHME pPAa3HBIX Cy/eOHbIC
OpTaHbl, Y KOTOPBIX OBUTH pa3Hble (DYHKIMH, 329aCTYI0 HE TIOHSATHBIE HACCIICHUIO.

Crnenyronum OTpUIIATEILHBIM MOMEHTOM CyaeOHOl cucteMbl Poccuiickoit Ummepun
OBLJIO TO, 4YTO OHAa CHOCOOCTBOBajla KIACCOBOMY pa3[elieHHI0 HAacelIeHHs, TaK Kak
CYILLIECTBOBAJIM CIIELMAIbHBIE CYABl JUISl PAa3JINYHBIX COCIOBHM. Tak ke CTOUT OTMETHUTH TO,
YTO OOJNBIIMHCTBO CYACH HE UMEINN JOJDKHOW KOMIIETEHIIMH IS OCYIIECTBICHHUS CyIeOHOM
NESTEIbHOCTH, YTO B CBOIO OYepeab MPHUBOIWIO K OOJBIIOMY KOJHYECTBY HOPUIMYECKHX
OImMOOK B TpOLIECCe CYIOMPOM3BOACTBA. OTH HENOCTAaTKH OBUIM YCTpaHEHBI CyJIeOHOM
pedopmoii 1864 roga Anexcanapa Broporo.

Hukonait Bropoil uznan nepByto koHctuTyuuio Poccuiickoro rocynapcrsa B 1906
roxy. Koncturynus Obuta pazpaborana muHuctpoMm (unancoB ['padpom Butrre n ocHOBaHa B

nepByto ouepenpb Ha OCHOBHBIX TOCYJaPCTBEHHBIX 3aKOHAX, KoaudumupoBanusl B 1832 romy
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CnepanckuM u Ha koHctHTynuu Ilpyccun. ¥ MmmepaTopa ObUIO MpaBO BETO U CIydYaioCh,
YTO CaM TocyJapb HapyllaJl KOHCTUTYLMOHHbIE NOJIOkKEHUsA. KOHCTUTYHMS coaepxkala
NOJpOOHBIE TOJIOKEHHS O MPaBOIPEEMCTBE, KOTOpble OBUTM OCHOBAaHBI Ha 3aKOHE
umneparopa [1asna [Tepsoro B 1797 roxy. Kpome Toro 6ni1a BO3poaskieHa CBOOO1a PEITUTHH.

XPpUCTHAHCTBO PacCIpOCTPaHUIOCh MO Poccuro npu BenukoM KHs3e Brnagumupe B 988
roay. BaxHylo posib B pa3BUTHHM POCCUHCKOW KyJBTYpbl UIpaja rpedyeckas MpaBOCIaBHAs.
['pedeckue CBALICHHUKU BO BpeMmsl myTemecTBUil B Poccuro Opanu ¢ co0oif Tak Ha3bIBaeMBbIi
«Homokanon», KHUTY IiepKOBHOTO mpaBa. B Poccum sTa kHura Oblia Ha3BaHa «KopMUas
KHUTa». B nmucbMeHHbIX MamsTHUKaX Bragumupa u ero ceiHa ApocinaBa Myaporo HanmmcaHo,
yT0 «HOMOKaHOH» CTajl 4acThlO PYCCKOro IIEPKOBHOrO MpaBa. YcTaB cBsATOro Bragmmupa
COJICPKUT TOJIOXKEHUE O TaK HA3bIBAEMOW «IECSATOM BEKLIM», TO €CTh Hajor s Pycckoit
LepxBu. «Jlecaras Bekiia» sBIsIaCh AECATOM YaCThIO BCEX T'OCYIApPCTBEHHBIX JOXOJOB, a

TAKXKEC JaHbIO KaK IMPAaBOBLIX TAK U KOMMCPUYCCKUX HAJIOT'OB.

«CtornaB» SBISETCS OKOHYATENbHBIM MpoTokosoM CuHonma 1551 roma u mombITKOM
KOAM(UKAUN JIPEBHEPYCCKOTO IIEPKOBHOTO MMpaBa. DTOT 3aKOH OBLI CO3JaH Ha OCHOBE
pa3HBIX KOJEKCaX, Cpelu HHUX «KOpM4Yas KHUTa», NEKpeTbl U yKa3bl. COOpPHUK COCTOUT W3
100 rmaB. Pemienuss cOOpHMKa KacaloTCsi KaK  pEIIMTMO3HO-LEPKOBHBIX, TaK U
roCyJJapCTBEHHO-3KOHOMUYECKHX BOMPOCOB. «CTOrNIaB» MHITANCS PEHINTh CIEIYIOLIe
HACYIIIHbIE BONPOCHI: YKpEIUIEHHE LIEPKOBHOM NUCIMILIMHBI CPEAM TYXOBEHCTBa M OophOa
IPOTHB MOPOYHOTO TIOBEJCHUS NPEACTaBUTENICH IEPKBU, TAaKUX KaK NBSHCTBO, pa3BpaTa U

B3JATOYHHYCCTBO.

[IpaBnenne Ilerpa IlepBoro crajso mepesOMHBIM  IIEPUOAOM B Pa3BUTUU PYCCKOTO
[IEPKOBHOTO TIpaBa, KOTJa IIEPKOBHAs BiacTh Obuta orpanmueHa. B 1721 romy BmecTo
naTpuapxa pyccKoi IMpaBOCIaBHOW IIEpKBU ObLIa YCTAHOBJICHA «JIyXOBHAas KOJIJIETUS». DTOT
(akT 3HAUMTENIEH, IOTOMY YTO PYyCCKas IIEpKOBb 3HAUMUTENIHO YTpaTHJa CBOIO BIACTh U HE
Oblla Tak cuwibHa Kak pasbiie. [lpu Ilerpe BenukoM ObulM TPHUHSATHL  CIEAYIOLIUE
3aKOHOJATEIBHBIE AaKThl PYCCKOIO LEPKOBHOIO TIIpaBa: TaK Ha3bIBAEMBIH «IYXOBHBIN
pErnamMeHT» WIN «yCTaB JyXOBHOW KOJUIETMM», KOTOPBIM SBJIAETCA BaXXHBbIM, Kak B
KaHOHMYECKOM IIpaBe, TaK U B CBETCKOM IpaBe. ABTOp, KOTOpPBI Hamucand «IyXOBHBII
pernmament» B 1719 romy, T. e. 3a 1OBa roma N0 «CBSIIEHHOTO CHHOAa», ObU1 Deodan
[IpokomnoBuu, apxuenuckon IlckoBckuii. IIpoxomoBud ObLT yYEeHBIM, KOTOpBIM BHEC
HanOOJIBIINK BKJIAJ B 1IepKoBHBIC pedopMmbl mipu [letpe [lepBom. B ocHOBe MecTHOM 11epKBHU

WIN €MapXuajbHOro yIHpaBieHus ObUT «YCTaB JAyXOBHBIX KOHCUCTOPHUI» NpUHATHIN B 1841
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rogy. Bo Bropoii mosnoBuHe 18 Beka crasia HOpMHUpPOBaHA emucKonoM CMOJEHCKUM

[Mapdenuit COpKOBCKUM «KHHUTa O JOJKHOCTSIX IPECBUTEPOB MPUXOICKUX.

JIMHTBUCTUYECKHI AHAJIN3

B 510l yacTu ucciaenoBaHO 3TUMOJIOTHYECKOE PAa3BUTHE CIEAYIONIMX TEPMUHOB. B cTtapom
PYCCKHUM SI3bIKE CYIIECTBOBAJ COOTBETCTBYIOIINIA TEPMUH JIJIs1 TOPTOBIIH - CIIOBO koynisa. 10
CJIOBO TIPOUCXOIMT OT TOTHYECKOTO CIIOBa kaupon ‘Kynuth’ wiu *kaupjan ‘xynuts’. Kaupon,
B CBOIO OYEpEb IPOUCXOJUT OT JJATUHCKOTO CJIOBA caupo. Y cioBa koynjisi €CTh U IPaBOBOE,
¥ HKOHOMUYECKOE 3HAaUeHHE. DKOHOMHUYECKOE SIBJIEHUE TEPMHUHA HE CBOOOHO OT COLIMAIbHO-
MOJUTHYECKUX YCIOBUH  OOIIeCTBa, W  JOMKHO COOTBETCTBOBAaTh  OMNPEICICHHBIM
MUHUMAJIBHBIM TpeOoBaHusIM. TakuMm 00pa3oM, B «KaHOHHMYECKHX OTBETaX MHUTPOIOJIUTA
HNoanna Broporo», yka3aHo, 4TO B KaHOHHYECKOM IIpaB€ TOPIOBIS C S3bIYHUKAMU
3anpenieHa. TepMuH koynisi Obul ucmoib3oBaH W B «Pycckoit IlpaBme». CioBo mmeno
IOPUIMYECKOE 3HAUYCHHUE, MOTOMY 4YTO MpOJaxka SBISETCS BO3ME3IHBIM OU3HECOM. Y 3TOTO
TEPMHHA €CTh €IIe U APYTOd CMBICI, TIOCKOIBKY OH IMPEACTaBIsET COOOW HE TOIBKO camy

HOKYNKY, HO U 002080p KYNAU-NPOOANCU.

[To xponuke Hectopa kposénas mecms siBisiiack oObl4YaeM B PYCCKOM OOBIYHOM IpaBe
JOXPUCTHAHCKOTO repuoaa. OroBapuBalloch, 4YTO POJCTBEHHUKM TMOTHOIIMX MOTJIH
OTOMCTUTH 32 CMEpPTh CBOMX POJHBIX. MHKJIOCHX Halllel y ClIaBiH B padoTe uUMIepaTropa
Mauricius crapoe I0Ka3aTelIbCTBO KPOBHOU Mecmu. ITO CBHAETEIBCTBO OT 12 Beka
MOATBEPKIAET, YTO KpoBHasi MecTh B KueBckoii Pycu yxe cymectBoBaia. B aToM nokymeHTe
pedb uaeT 00 ONMUCAaHUU TPEKOM MHOCTPAHHOTO CIABSHCKOro oObuas. B mokymeHTax
«Pyccxkoii IlpaBasp» MHOTHE BONPOCHI O KPOBHOM MecTH ocTaBanuch 0e3 oreera. Cpenu
pOYero, He ObLJIO HOPMHUPOBAHO, UMENH JIM >KEHUIMHBI-POJACTBEHHUKH MPABO HAa KPOBHYIO
mecmov. Kpome Ttoro, «Pycckas IlpaBma» He peryawpoBaia, KOMY OTOMCTUTH 3a
MPECTYIUICHWE, HCKIIOYUTENBHO MPECTYNMHUKY WM BAOOABOK OJHM3KUM pPOACTBEHHHKAM
npecTynHuka. B tperselt penakuuu Pycckoii IIpaBasl Takske 04€BUIHO, YTO MPELYCMOTPEHO
KJIACCOBOE pasiMuMe B OTHOWICHWH CyMMBI ImTpada 3a yoOwmiictBo. Takum oOpaszom, 3a
yOMIICTBO WiieHa KJlaHA KHA3S 4YeJIOBEK JOJDKEH ObUT 3aIulaTUTh BIBOE OOJbIle, YeM 3a

yOuICTBO YenoBeKa U3 HapoJa.
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Crapsble pycCcKHE 2pamompt COXPAHWINCH M10X0. OUH U3 CTapeHIlInX PyCCKUX JTOKYMEHTOB
u3 Hosropona 6b11 o6HapyseH B 1951 rogy. Orta rpamora otHocutcst k 1057 rony. bonee
NOJIOBUHBI W3 JOKYMEHTOB, KOTOpble ObUIM Haiinensl B HoBropoackoi obGmactu, Obuin
coctaBiieHbl B iepuoa 11-13 BexkoB. B 14 Beke B pa3nMuHbIX KHSDKECTBAX MOJI BU3AaHTHUHCKUM
Y MOHT'OJIbCKUM BJIMSIHUEM BO3HUKJIO OOJIBIIOE KOJUYECTBO I'paMoT. TouHee OHM SBJISUIUCH HE
rpamotamu, a 3akoHamu. Hampumep «lIckoBckas cynHas rpaMoTa» - KOIU(HKAIMA
IPaBOBBIX HOPM, KOTOpasl MOSBUJIACh BO BPEMs CHUJIBHBIX MOJUTHUECKUX, I'PAXKIAHCKUX U
BocHHbIX M3MeHeHuM. Ilpu Anexcannpe Ileppom Kapam3un mnomor pacmupuThk 3amac
JOKYMEHTOB | 3aBepIInTh apxuB Kenurcoepra.

CioBo epamoma B HEKOTOPBIX AOKYMEHTaxX OBLIO HCHOJIB30BAHO B HEMHELKOM
nepesone ‘bryf” mmm ‘breff’. V tepmuna eocyoapcmeennas espamoma ObIIO HOPUAMYECKOE
3HAUEHUE, IOTOMY 4YTO IPOCTBIE JIOAM W IOJYMHEHHBIE IIOJUIEKAIM €€ IpaBHIIAM.
IOpuanueckoe paznuune MeXIy rpaMOTaMu YK€ CYILIECTBOBaJO B JipeBHEM Pume u eme
Ba)XHO B COBPEMEHHYIO 3m0xy. EcTh 1Ba Tuma rpamoT: AOKYMEHThl YacTHOTO IpaBa MU

JIOKYMEHTBI ITyOJIMYHOTO TIpaBa.

TepMuH codcmeennocmp yxe cymecTBoBal B 9 Beke, a 3HAYUT OTHOCHUTCS KO BpEMEHU
«Pycckoit [IpaBap». [IpunaratenbHoe coocmeenmviii ObII0 00pPa30BaHHO OT CTaPO-PYCCKOTO
U IEPKOBHO-CIIABSIHCKOTO CIIOBA COOBCMB0, Y KOTOPOTO €CTh TaKoe WHOE 3HAueHUE Kak
ceoticmeo. CBOMCTBO, B CBOIO OUEPE/Ib, SIBISETCSI KOPEHHBIM OT CJIOB CB01, C805l, CEOE.

[IpaBoBO# cMbICT TepMHHA cobcmeenHocms BO BpemuHa «Pycckoit IlpaBabi»
OTJIMYAJICS OT CETOJHSANIIEeH TEPMHUHOJIOIMH, TOCKOIBbKY HU (U3WYECKOe, HH IOPUAMYECKOE
JUII0 HE MOXET CEroJHsS MMETh B COOCTBEHHOCTH uejoBeka. KpemocTtHoe mpaBo ObLIO
orMeHeHo B ABctpuu B 1781 roxy u B Poccum 1861 rogy. CBop 3akoHOB mapsi Anekces
MuxaiinoBuda 1649 roma HOpMalM30BaJI TOJIOKEHUS MMYIIECTBEHHOro mnpasa. B Poccum
PaBO COOCTBEHHOCTH MPUOOPENO BaXKHYIO poJib JUIIb B KOHIE 18 Beka, 1mocie Toro Kak B
«rpaxkaaHckoM konekce 1832 rogay ObLI BBEACH IOPUINUECKHI HHCTUTYT COOCMBEHHOCTU.

B coBerckoMm mpaBe ObUIM WM3BECTHBI TPU PA3HBIX MPABOBBIX MHCTUTYTA, & UMEHHO
cobcmeeHHoCmb, IPABO 3aCTPOUKH U 3ajoroBoe Mpaso. B Poccun nousitue cobecmeennocms
3HAUUTENIBbHO U3MeHwIoch B 20 Beke. B coBeTckoM mpaBe coyuanucmuveckas
cobcmeeHHOoCmb SBISJICST OCHOBHOM (OpMOii, MOTOMY YTO CpelCTBa MPOM3BOACTBA OBLIU
HallMOHATU3UPOBAHBI.

CeropnsniHee 3HAYCHUE COOCMEEHHOCMU BOCXOIUT K JOPEBOIONMOHHOMY TIpaBy B

Poccun, koTopoe OBLIO OCHOBAaHO Ha HEMEIIKOM W (PaHIy3CKOM T'Pa)KTaHCKOM IIpaBe.



109

Omnpenenenue Obwio TakuM: Cobcmeennocms - TIPaBO  BIAJEHUS, IIOJb30BAHUSA U
pacnopsbkeHus. To ke MOoHsATHE Uenosb3oBaioch U B «I'paxkaanckoM konexkce PCOCP 1992-

To rogar».

[IpecTymiieHneM COTJIaCHO aKkTaM, HaWJIEHHBIM B JOKyYMeHTax 11 Beka sIBISIOCH yOMICTBO
Wi ockopOieHue mapsa v Hauuu. Ha mpoTsbkeHHu BEKOB, TSHXKECTh HaKa3aHHM cTana Oolee
Msrkoil. CrefoBaTenbHO, ABOPSHUH, KOTOPBIM COBEPIIWI MPECTYIJICHHE, ObLI BBIHYKICH
IpOJIaTh CBOE «I0OpO» M MOKUHYTh POJHBIE MECTa Ha TpU rojaa. B pycckomM M mojabcKoM
3aKOHE MTPOBOAUTCS pa3iInyune MEX1y mamobe N IPUIMHEHUEM Bpea.

CnoBo mamwsba, BEpOATHO, IPOUCXOJIUT U3 IPEUECKOTO U JOPUUECKOro s3bIKOB. Tak
K€ 9TO CJIOBO OYEHBb MOXO0XE Ha ApPEeBHE-UpIaHACKOe CIOoBO taid. TepmuHn mamwvba ObLI
UCTIONIBb30BaH yxe B netonucu Hectopa B 12 Beke. B «Pycckoii [IpaBae» Obltn HOpMUPOBaHBI
CJIEIyIOIIME TPAaBOBbIE MOCIEACTBUS 3a npecTyruieHus: C 01HOM CTOPOHBI, BOP JOJIKEH ObLI
IUTATUTh YaCTHYI0 KOMIIEHCALIMIO, C JIPYTOil CTOPOHBI, BOp ObLI BBHITHAH U3 CTPAHbI U €r0
UMYIIECTBO KOH(UCKOBAHO WM eMy Haao Obuto miatuth mrpad. B «JlaBpeHThEBCKOI
aeronucn» U B «IIckoBCckol CyTHON rpaMOTe» mambOa yIOMUHANIACh KaK MPECTYIUICHHE.

3amayeil COBETCKOTO YrOJOBHOIO MpaBa ObUIO 3alMTUTh OOIIECTBO OT OINACHBIX
npectymieHnii u penpeccuBHbix Mep. B CCCP kpaxu mpeaMeToB KeJIe3HOAOPOKHOTO U
MOPCKOTO TpPaHCIIOPTa, a TAKXKE KpPaXd KOJIJICKTUBHOM COOCTBEHHOCTH OBUIM HaKa3yeMbI

Jla)kKe CMEPTHOM Ka3HbI0. DTO NPECTYIUIEHUE HE MOANAIAI0 0]l aMHUCTHIO.

B npeBHHX KylbTypax MpaBo U LEPKOBb ObUIM Tak OJIM3KU Kak W oObluail, MOpalib U MpPaBo.
Tonpko B 19 u 20 Bekax MOAHSUIACH 3HAYMMOCTh MpPA8A KAaK MHCTPYMEHTA IEHTPAIbHOMN
BJIACTH JUIS PETYJHMPOBAHMS COIMAILHON JKM3HM, BO TO BpeMs KaKk MOpallb U OObIuait
HOTEPSUIM CBOK Ba)XHOCTh. B pPyCCKOM SI3BIKE CIIOBO Hpagbl WCIIOJIb30BAJIOCH paHbILE B
3HaueHnn poOponerenu. JloOpoaeTenb SBISETCS BaXKHOW XapaKTEPHUCTHKOW, KOTOpast
MO3BOJIIET YEJIOBEKY BECTH ce0sl XOpOoIIo B MOPAJIbHOM IIaHe. TepMUH Hpasbi MOMKET
03HAYaTh U OOBIYHOE MPABO.

Ilepen TeM kak OOBIYHOE TPaBO OBUIO KOAU(DHIIMPOBAHO, OHO SIBJISLUIOCH OCHOBOU
IOPUCAUKIINY U aIMUHUCTPALMU. JTOT TEPMHH TAK)KE UCIIOJIb3YETCSl B CMbIcie 00pa3a »KU3HU
U Tpaaullii, a UMEHHO peub UIET O >KU3HU KpecThsHCKOro Hacenenus 18 Beka. Ilpexne
BCEro, OBUIO BaXXHO HE MOpaJbHOE TOBEIEHHE, a MPOIECC EATEIBHOCTH OTACIBHBIX

KPECThsIH, TAKOH KaK OOPS/IbI, PEITUTHO3HbIE MTPA3AHUKU U T.]. 3HAU€HUE TEPMUHA HPABbL, YTO


http://de.pons.eu/russisch-deutsch/%D0%BF%D1%80%D0%B8%D1%87%D0%B8%D0%BD%D0%B5%CC%81%D0%BD%D0%B8%D0%B5�
http://de.pons.eu/russisch-deutsch/%D0%BE%D0%B1%D1%8B%CC%81%D1%87%D0%BD%D0%BE%D0%B5�
http://de.pons.eu/russisch-deutsch/%D0%BF%D1%80%D0%B0%CC%81%D0%B2%D0%BE�
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BaXXHO, €1I€ MMECT IOPUANYCCKOC 3HAYCHUEC, B COOTBECTCTBHU C COBPEMCHHBIM aBCTpHﬁCKHM

IPaBOM.

Tepmun omeemcmeennocms IPOUCXOAUT OT CIIOBA 6em, KOTOPOE O3HAYANIO 8 Bmb B CTAPOM
pycckoMm si3bike. Ha ocHOBe 3THX ClOB ObUIM C(OPMHPOBAHBI CIIEAYIOIIME CIIOBA: OTBET,
IPUBET, O0ET, COBET, B€Y€, OTBETUTh, OTBEYaTh WU.T.n. Dacmep BBIBOAMUT CIOBO Gem OT
JUTOBCKOTO sI3blKa, 00Jiee KOHKPETHO OT CTaporo JIMTOBCKOIO CJIOBA Vvaitenu W OT PYCCKUX
CIIOB waitimamai 1 waitiat.

B mmpokoM cMbICiE€ TIOA  0MEemcmeeHHOCHbio TIOHUMAeTCs INpPEbsBICHUE
IPETEH3UH HE TOTEPIEBIIEMY, a APyromMy Juily. Bornpoc 06 0TBETCTBEHHOCTH (U3NYECKUX U
IOPUINYECKUX JIUI] TOCTOSSHHO OOCYXJaeTcsi, MOTOMY 4YTO pedb MJET O OanaHce MEXIy
3alIUTON MPUYMHUBIIETO BpEel U COOTBETCTBYIOIIEH CYyMMOM yiepOa i MOTepresmero.
OTO crnpaBeUIMBO Kak Ul TPakJaHCKOM, TaKk M YroJOBHOW OTBETCTBEHHOCTH. B 19 Beke
CYIIECTBOBAJIM JIBA BUJA OMEemcmeeHHocmu, U 00e ObUTM TPUYUCICHBI K (U3NISCKOMY
auny. Ilo3xke mpou3onuIo pasfeneHue OTBETCTBEHHOCTH HA 2PANCOAHCKYIO U Y20JI08HYIO

omeeniCneeHHOoCnlb.

B cepenune 19 Beka 3HaueHHME TEPMHUHA 00U{ecmeo0 U3MEHWIOCH U PAJIOM C MMOBCEAHEBHBIM
3HaYEHHEM CJIOBO MPHOOpPENo IopUANYecKoe 3HadeHwe. Tak Ha3zblBaeMoe «00IIecTBO
B3aMMHOTO KpeIuTa», ObLIO YaCTHBIM KPEAWTHBIM yupexaeHuem B Poccun 19 u 20 Bekos.
OHo OBUTO CO37aHO HA TPUHIUIE TOOPOBOIBHOrO uieHCTBAa. CleNOBATENBHO, €r0 YJICHBI
ObUIM 3aeMINUKH, KOTOphIe OBUIM CBSI3aHBI OOIIEH OTBETCTBEHHOCTHIO M, Y KOTOPBIX OBLIO
BO3MOXKHO B34Tb KpeauT. [lepBoe yacTHOe 0011ecTBO B3aUMHOTO KpeauTa ObLI0 OCHOBAHO B
1863 roay Jlamanckum B Cankr-IlerepOypre. B 1846 rony O6bu10 OCHOBaHO Tak Ha3bIBaeMOE
Kupunno-Medonuesckoe obmectso B Kuee. Ero menp 3akmiodanach, B COLMAIBHO-
MOJIUTUYECKOW W JyXOBHO-HAyYHOW (yHKIMEH. DTo O0OmECTBO IMOKa HE MOIVIO OBITh
CPaBHEHO C OOILECTBOM, KOTOPOE OMPEENsIeT B3aMMHYIO IMPAaBOBYIO OTBETCTBEHHOCTb WIIU
MPETEH3UH CBOUX YJICHOB.

B xonue 18 Beka TepMuH 06ujecmso ObLIT BaXXHBIM B 3KOHOMUYECKOM IUIaHE, HO HE B
IOPUINYECKOM IUTaHe. TepMUH «modepHee oOImecTBo» ObLI 3amMcTBOBaH B 1950 romax Ha
ocHoOBe cioBa Tochtergesellschaft HeMEIKOTO IOPUAMYECKOTO si3bIKa. Torma moj JoYepHeM
00IIECTBOM MOHUMAJIOCh 00Wecmeo HU3KON CTENEHN KaUTaIUCTUYECKOTO SKOHOMHYECKOTO

npasa. Ilocie mepecTpoiiku M OCYLIECTBICHHUS SKOHOMUYECKUX pedopM, TEPMHH IMOTEPsUI
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CBOM OypiKya3HbI XapakTep M CcTajl oOmHUM O00O03HAYCHHUEM JUIsl OTEYECTBEHHBIX |

3apyOe)KHBIX KOMITAaHUH.

B pa3nuyHOM JIEKCMYECKOM OTHOIICHUH TEPMUH ienumempsa ‘IIEPKOBb HaKa3aHUE WU
‘moKasiHie’  CYIUECTBYET B pPa3IMUHbIX MCTOYHUKaX. CJIO0BO HAWIEHO MOJ Ha3BaHHUSIMHU
1eMUTEMbs], OMTUTEMbS], OTIUTE MbH, ONUTEMHIO M EMNUTHUMHS. TEpMHH MPOUCXOIUT OT
TPEYECKOTO CIOBA emiTiuioy ‘HaKazaHue’.

LlepxoBHOE Haka3aHUE HE OBUIO MTpPadoM B TPAAUIIMOHHOM CMBICIIE 3TOTO CJIOBA, TaK
KaK OHO BO3HHUKJIO W3 HOBOTO TMOHHUMAHHS TMPECTYMHOCTH, KOTOpPOE OBLIO OTMEYEHO
TyXOBEHCTBOM. IIpecTymiieHusi SBHIMCh HE TOJIBKO HAPYIICHUSMH CBETCKHX 3aKOHOB, HO
Tak)Ke U HapyIICHUsIMHU LIEpKOBHOTO MpaBa. Kak ciencrsue, n06oe yroloBHOE MPECTyIUICHNE
paccMaTpuBalOCh HE TOJBKO KAaK MPECTYIICHUE B YTOJIOBHOM CMBICIIE, HO U KaK TpeX.

B Poccun, xaHoHWYeCKHWe Haka3aHWsI MPEJCTABISIM B OCHOBHOM IITpadbl, peako
ObUTH Tarke (U3MYECKUE HaKa3aHWs. OJTO MPOTHBOPEUMIIO TIPABOCIABHBIM ITPABOBBIM
OCHOBaM «HOMOKaHOHa», KOTOPbIE OXBaThIBAJIM TSKENble HAaKa3aHUs, TaKUE KaK CMepTHas
Ka3Hb, OKEHHE WM yBeubs. B 11 Beke, MON0OXKEHUS «HOMOKAHOHA)» CTaJIM YacThIO PYCCKOTO
mpaBa Mo/l Ha3BaHUEM «KOPMYasi KHUTA.

CymiecTBoBajza TecHasi CBSI3b MEXIYy CBETCKHMM 3aKOHOM M KaHOHHWYECKHUM IpaBoM. B
11 Beke mpaBoBas BIACTh LIEPKBU OblIa OrpaHUYEHA, MOKAsSHUE MOTJO OBITh BBIHECEHO
TOJILKO B TOM Cllydae, €CIId MPEeCTyIUICHHEe OTHOCWIOCh K OONacTH CBETCKOro mpama. B
[IEPKOBHOM IIpaBe, MPEXKJIe BCEro, Mpeodaaao ceMeitHOe mpaBo, 0COOCHHO OpavyHOEe TPaBo.
B oaTOli 00macTH CyImecTBOBAaJIO CHJIBHOE BJIUSHHE XPUCTHAHCKO-TIPABOCIABHOTO IIPaBa,
KOTOpO€ coXpaHwiock 10 19 Beka. lenumembs — 1EPKOBHOE HaKazaHHE, KaK JKC
KOMMYHHKAIUS WIH TbhITKA. LlepkoBHBIE Haka3aHWS OBUIM IIUPOKO PACHPOCTPaHEHBI B
PUMCKO-KaTOJMYECKON 1IepKBH: aHadeMa, nHpamusi, moTepsi TPAKIAHCKUX MPaB, UHTEPIAUKT
Wi cycrensus. FOpuandyeckuii TEpMUH ienumembs UCTIOIB30BAJICS B PYCCKO-TIPABOCIaBHOMN

uepkBH 10 18 Beka.

Tak Ha3pIiBaeMoe CIOBO eupa umeercs u B «Pycckoii [IpaBie», nHorIa ynmoMuHAIOTCS 6 Bpa
Wi eupo. 3HaueHue cioBa supa B «Pycckoit IlpaBne» criemyromee: 3To ObUIO HaKa3aHUE,
HCIIOJIb30BaBIIIEECs B KAUeCTBE MHOTUX MPECTYIICHUH U 3aMEHsBIIIEe KPOBHYIO MeCTb. Bupa
MPOUCXOAUT OT CTApOBEPXHEHEMELKOro clioBa weragelt ‘Beprenba’, KOTOpoe ObUIO
3aMMCTBOBAHO B PYCCKHI SI3BIK CIIOBOM 6Upa HA MYTH S3BIKOBBIX T€PMAaHO-CKAHIMHABCKUX U

PYCCKUX KOHTakTOB B 862 rofy.
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B «Onuuknoneanueckom ciosape, «bp. A. u WU. I'panar u K»» nokazaHo paHHee
ynotpebneHue cinoBa Bupa B 996 romy. Torma ayma yctaHoBWiIa, YTO BBEJCHHUE BHUPHI HE
ObUIO BBITOJIHBIM, ITOTOMY YTO IITpadamMu 3710yNOTPEOIIIN OOLUMHBI, KOTOpbIe PHoOpeTanu
OpPY’KHE U KOHEH.

Jns  ropunuyeckod TepMuHOJOorM3anuu  ocobeHHo «Pycckas [lpaBma» wumena
pemaroniee 3HaueHue, ocooeHHo B 11 Beke. TepMuH 6upa yxe He ObUT HCIIONB30BaH U

MMO3TOMY MOTEPATI CBOIO OPUANYCCKYHO 3HAYUMOCTD B 18 Beke.

BEBIBOJIBI

B xone ananusa npaBoOBbIX TEPMHHOB U UX MECTa B PyCCKOM HCTOPUHU OKAa3ajoCh, UYTO KaXA0€
U3 JTHX CIIOB HMMEET CBOIO OTIWYHUTEIBbHYIO JTHUMoJIoOTHIO. B panHeit daze pycckoit
IOPUINYECKOM HCTOPUM MPABOCIABHOE BIMSHUE ObLJIO OJHUM U3 PEIIAIOUINX, KAHOHMYECKOE
NpaBO OKa3bIBAJIO BIIMSHUE Ha OOJBIIYIO YacTh CBETCKOroO mpaBa. B Oonee mo3mHux ¢azax
npu HMmnepatope Iletpe IlepBom u ero mocienoBarensix ObUIO 3aMETHO BeEChbMa
OIIPEZCIIEHHOE BIMSHME HEMELKOTO IIpaBa Ha PyCCKOe MpaBo. TeM He MeHee, pyCCKOe IPaBo
HE TOJBKO B3sUI0 Ha ce0s MpaBOBblE TPAIULIMU JAPYrod FOPUCAMKINHU, HO CO3/ajJ0 CBOIO
PYCCKYIO MPaBOBYIO TPAAMIIMIO, OCHOBAHHYIO Ha PA3JIMYHbIX HCTOUHUKAX.

3aMeTHBIN pe3yNbTaT JIMHTBUCTHYECKOTO aHaim3a Obu1 ciexyromum: KOpunndeckuii
TEPMUH mamoba SBISETCs 10Ka3aTeIbCTBOM TOTO, YTO M3 aKTUBHOM JIEKCUKH CJIOBA HCYE3AI0T
U 3aMEHAIOTCS Ha HOBbIE. 1[0 cpaBHEHUIO ¢ MCUE3HOBEHUEM BBIPAXKCHMS KPOBHAS MeCmb,
MCUE3HOBEHUE CIIOBA mamvOa WHTEPECHO MOCTOJBKY, MOCKOJIBKY IOPHIMYECKOE IOHITHE
KpaXkM SIBJISIETCS YaCThIO MPABOBOM CHCTEMBI M CErOJHS, a CJIOBO KaK TaKOBOE OOJbIlIE HE
UCHONB3yeTCs. B oTnmumMe OT TepMHMHA KpPOBHAs MECTb, KOTOPOE CTAO0 HCTOPHYECKON
PEJIMKBUEN FOPUINYECKON TEPMUHOJIOTHH.

Lenpto naHHOW JUINIOMHOM pabOTHl SBISUIOCH COCTaBJICHUE MPEICTABICHUS O
npaBoBOW cucteme Poccum s 10pHUCTOB, CIaBSHO(MIOB M BCEX 3aMHTEPECOBAHHBIX JIHII.
M3-3a MHOTMX MCTOPHYECKHX, COLMAIBHO-NOJUTUYECKUX M KYyJBTYPHBIX BJIMSAHHH,
IPUXOJUTCS YUYUTHCS IIOHMMATb CTPYKTypy M XapakTep JTOW MpPaBOBOH CHUCTEMBI.
CoOTBETCTBEHHO, HEOOXOJMMO B TIEPBYIO Ouepeb IMOHATh 3HAYCHHE HOPUIHMYECKUX
TEPMHHOB Ha PYCCKOM S3bIKE, MPEXJE YEM CpPaBHHUBATH WX C JKBUBAJIEHTAMU B JPYIHX
A3blKax. B 3TOM IUlaHE JIMHIBUCTHMYECKHM aHalIM3 SIBISIETCS Ba)KHBIM BKJIAJIOM B IIpoliecce

CpaBHCHHA U U3YUYCHUS IIPABOBLIX CUCTEM.
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ABKURZUNGSVERZEICHNIS

ABKURZUNG LANGWORT

ABGB Allgemeines biirgerliches Gesetzbuch

Abs. Absatz

Art. Artikel

BGB (deutsches) Biirgerliches Gesetzbuch

bzw. beziehungsweise

d.h. das heif3t

gem. geméil

GmbH Gesellschaft mit beschrénkter Haftung

GmbHG Gesetz liber Gesellschaften mit beschrankter Haftung
i.e. id est

NEP Neue Okonomische Politik

0g. Oben genannt

OGH Oberster Gerichtshof

000 OO611ecTBO ¢ OrpaHMYEHHOM 0TBeTCTBeHHOCTHIO (GmbH)
000G O00-Gesetz

Pkt. Punkt

RSFSR Russische Sozialistische Foderative Sowjetrepublik
Ccccp Coro3 Coserckux Cormanuctuiyeckux Pecrmyomuk (UdSSR)
STGB Strafgesetzbuch

UdSSR Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken

usw. und so weiter

va. Vor allem

z.B. zum Beispiel

Paragraph
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	Die Russkaja Pravda ist der älteste russische Kodex und ist in Kiev, dem kulturellen Zentrum Altrusslands, entstanden. Das Gesetzbuch, in dem das weltliche Recht dargestellt wurde, umfasst das gesamte Rechtsleben Altrusslands. Der Kodex wurde vom russischen Historiker Vasilij N. Tatiščev in einer Novgoroder Chronik des 15. Jahrhunderts entdeckt und im Jahr 1738 der „Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften“ in St. Peterburg übergeben. Die Russkaja Pravda ist in drei Redaktionen bekannt, die sich in ihrem Alter und Inhalt unterscheiden und nicht vor dem 13. Jahrhundert verfasst wurden. In „Russkaja Pravda“ von V. Sergeevič von 1911 wird eine vierte Redaktion angeführt, die einer Niederschrift eines Herrschers aus der 2. Hälfte des 17. Jahrhunderts entspricht. Die Russkaja Pravda enthält bereits Wörter aus der Alltagssprache, die in juristischer Bedeutung verwendet wurden. Als Beispiel sei lico (‘Gesicht’) angeführt. (siehe 4.2)
	Die sog. drevnějšaja redakcija pravdy (‘älteste Redaktion des Rechts’) wurde in der oben genannten Novgoroder Chronik des 15. Jahrhunderts entdeckt. Diese Redaktion wird oftmals als „Pravda des Großfürsten Jaroslav“, der in der zweiten Hälfte des 10. und ersten Hälfte des 11. Jahrhunderts lebte, bezeichnet. Die Redaktion ist jedoch vermutlich älter und stammt aus der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts. In dieser Redaktion sind nach der Einteilung von Sergeevič nur 25 Artikel enthalten, die hauptsächlich Strafrecht und Strafprozessrecht normieren. Es ist bemerkenswert, dass in vorchristlicher Rechtstradition sämtliche Bevölkerungsschichten hinsichtlich des Ausmaßes der Geldbußen gleich behandelt wurden, es gab somit keine Unterscheidung nach dem Stand. Die Gleichbehandlung sämtlicher Bevölkerungsschichten war in den germanischen „leges barbarorum“ wie auch in der zweiten und dritten Redaktion der Russkaja Pravda nicht verwirklicht. Ferner lässt die erste Redaktion vermuten, dass die Fürsten zur Zeit der Entstehung der Russkaja Pravda noch keinen Einfluss auf das Rechtsleben ausübten, sondern vielmehr die Gemeinden selbst Legislative und Judikative innehatten. 
	Die sog. vtoroja redakcija pravdy (‘zweite Redaktion des Rechts’) wird auch die „Pravda der Söhne Jaroslavs“ genannt und entstammt dem 11. Jahrhundert. Sie entstand im Zeitalter der staatlich geregelten Gerichtsbarkeit, in dem der Fürst der oberste Gerichtsherr war und das Gemeindegericht verdrängt hatte. Ferner erfolgte mit der Normierung der zweiten Redaktion ein Wandel der Strafe von der Geldbuße mit privatrechtlicher Wirkung hin zu einer staatlichen Sanktion mit öffentlich-rechtlicher Wirkung. Weiters traten erstmals Unterschiede im Strafausmaß hinsichtlich Klassenzugehörigkeit bei Tötungsdelikten auf. Auch wurde der sog. mir, also eine kollektive Haftung der Gemeinde für die Zahlung der Geldbuße, normiert. Demzufolge hatte die Gemeinde für den Fall der Nichtauffindbarkeit des Mörders für die Zahlung der Geldbuße aufzukommen.
	Die dritte und umfangreichste Redaktion ist die sog. tret’ja redakcija pravdy (‘dritte Redaktion des Rechts’), die aus der Mitte des 12. Jahrhunderts stammt. Sie ist die jüngste Fassung der Russkaja Pravda und enthält die Gesetze Vladimir Monomachs (1113-1125). Sie wurde in einem ins Russische übersetzten Kirchengesetzbuch, der sog. kormčaja kniga (‘Steuerbuch’), entdeckt. Neue Regelungen im Vergleich zu den beiden älteren Redaktionen bestehen in der dritten Redaktion hinsichtlich Zeugen, Darlehen und va. Erbrecht. Erstmals fand auch das Handelsrecht Eingang in die Russkaja Pravda. Es wurde auch ein neues aus dem germanischen Recht übernommenes Rechtsinstitut, der porotnik bzw. pomočik (‘Schwurhelfer’), eingeführt. Ein besonderes Rechtsinstitut, das sowohl in der ersten als auch in der dritten Redaktion der Russkaja Pravda zu finden ist, ist die krovnaja mest’ (‘Blutrache’); mehr dazu findet sich unter 4.3. 
	Da die Entwicklung des weltlichen Rechts vor allem aus historischer Sicht sehr eng mit jener des Kirchenrechts, des jus pontificium, korrespondiert, ist dieses Kapitel diesem Teil des russischen Rechts gewidmet. In Zeiten, in denen die Kirche das gesellschaftliche Leben nahezu zur Gänze prägte, wurden Wertvorstellungen tradiert, die später auch in das weltliche Recht Eingang fanden. Die Interaktionen zwischen Kirche und Staat sind je nach Epoche unterschiedlich stark ausgeprägt. Bestimmte Rechtstermini waren sowohl im Kirchenrecht als auch im staatlichen Recht in Gebrauch, so beispielsweise der Terminus dušegoub’stvo (‘Seelenmord’) (siehe 4.12). Auch aus dem römischen Kirchenrecht, gesammelt im corpus iuris canonici von 1582, wurden manche Grundsätze in das russische Kirchenrecht übernommen. 

